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Mitteilung Berlin, den 17. Januar 2020 

 Die 70. Sitzung des Ausschusses für Arbeit und 
Soziales 
findet statt am  
Montag, dem 27. Januar 2020, 13:30 bis ca. 15 Uhr 
Paul-Löbe-Haus, E.400 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 - 227 3 24 87 
Fax: +49 30 - 227 3 60 30 

Sitzungssaal  
Telefon: +49 30 - 227 3 03 02 
Fax: +49 30 - 227 3 63 38 

 

Achtung! 
Abweichender Sitzungsort! 
 
 

  

 

Tagesordnung - Öffentliche Anhörung 

 

 

Einziger Punkt der Tagesordnung 
 

a) 

Öffentliche Anhörung von Sachverständigen 

Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne 
Ferschl, Doris Achelwilm, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion DIE LINKE. 

Betroffene von Mobbing im Arbeitsleben besser 
schützen 

BT-Drucksache 19/16480 

 

 

  

Federführend: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Mitberatend: 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

 
 

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, 
Katja Keul, Anja Hajduk, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Beschäftigte vor Mobbing am Arbeitsplatz schützen 

BT-Drucksache 19/6128 
 
 

Federführend: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Mitberatend: 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

 
 

 

Dr. Matthias Bartke, MdB 
Vorsitzender 

  

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/164/1916480.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/061/1906128.pdf
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 19(11)539 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 20. Januar 2020 
19. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 27. Januar 2020 zum 

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne Ferschl, Doris Achelwilm, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Betroffene von Mobbing im Arbeitsleben besser schützen - BT-Drucksache 19/16480 

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Katja Keul, Anja Hajduk, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Beschäftigte vor Mobbing am Arbeitsplatz schützen - BT-Drucksache 19/6128 

Professor Dr. Dieter Zapf, Frankfurt 

Wegen der Kürze der Zeit, die mir zur Verfügung 
stand, kann ich nicht zu allen Punkten detailliert 
Stellung nehmen. Ich beschränke mich auf Aspekte, 
die mit der Definition von Mobbing zu tun haben so-
wie den mobbingbezogenen Implikationen für das 
Arbeitsschutzgesetz. 

1. Zur Definition von Mobbing  

Die wissenschaftlich wohl am meisten akzeptierte 
Definition von Mobbing lautet (Anmerkung: im Eng-
lischen wird für Mobbing normalerweise der Aus-
druck „Bullying“ gebraucht): 

Mobbing/Bullying at work means  

 harassing, offending, socially excluding someone 
or negatively affecting someone's work tasks.  

In order for the label bullying (or mobbing) to be ap-
plied to a particular activity, interaction or process it  

 has to occur repeatedly and  

 regularly (e.g. weekly) and  

 over a period of time (e.g. at least six months).  

 Bullying is an escalating process in the course of 
which the person confronted ends up in an infer-
ior position and  

 becomes the target of systematic negative social 
acts.  

 A conflict cannot be called bullying if the inci-
dent is an isolated event.  

 or if two parties of approximately equal ‘strength’ 
are in conflict  

(Einarsen, Hoel, Zapf & Cooper, 2003, p.15).  

1. Die Unterlegenheit (inferior position) und damit 
verbunden die Tatsache, dass das Mobbingopfer von 
sich aus den Konflikt nicht beenden kann, außer 
durch Verlassen der Organisation, ist essentiell für 
die Definition von Mobbing. Die gesundheitlichen 
Auswirkungen sind deutlich andere, wenn eine Per-
son keine Kontrolle in der Situation hat und sich 
nicht wehren kann, als wenn sie in der Lage wäre, 
mit gleichen Mitteln zurückzuschlagen. Deswegen 
fällt der Streit zwischen zwei gleich starken Parteien 
nicht unter den Begriff Mobbing, auch wenn dies für 
beide Parteien sehr belastend ist.  
 Ich empfehle deshalb, sich an den wissen-
schaftlichen Definitionen zu orientieren und die Un-
terlegenheit der Mobbingbetroffenen in die Defini-
tion aufzunehmen.  

2. „Bossing“ in Abgrenzung von Mobbing ist in der 
Wissenschaft nicht gebräuchlich (Allerdings gibt es 
den Begriff „abusive supervision“ von Tepper et al., 
2017, allerdings in einer weiter gefassten Bedeutung 
im Sinne von „harassment“ durch Vorgesetzte, s.u.). 
Im Einzelfall muss sowieso genau analysiert werden, 
wer in dem Mobbingfall beteiligt ist. Man käme in 
unnötige Diskussionen darüber, um was es sich han-
delt, wenn Vorgesetzte und Kollegen involviert wä-
ren. Ich kann den Nutzen dieses zusätzlichen Begrif-
fes nicht sehen. Davon unbenommen ist, dass tat-
sächlich Vorgesetzte in 50% aller Fälle bei Mobbing 
beteiligt sind (Meta-Analyse von Zapf et al., 2020; 
k=60 Stichproben, N=17.919 Mobbingbetroffene) 
und die Beteiligung von Vorgesetzten bei den Mob-
bingbetroffenen häufig zu größeren Problemen führt. 
Ich empfehle, den Begriff „Bossing“ nicht in das Ge-
setz aufzunehmen. 
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3. „Intention“ oder „Absicht“ ist ein schwieriges Ka-
pitel.  

 Absicht (Schädigungsabsicht) ist zentraler Defini-
tionsbestandteil von Aggression (Jemanden beim 
Sport unabsichtlich verletzen ist beispielsweise 
keine Aggression). 

 Bewusste Absicht oder Intention sind jedoch kein 
Bestandteil der wissenschaftlichen Definition von 
Mobbing. Das gleiche gilt für sexuelle Belästi-
gung.  

 Die Absicht ist erstens schwer zu messen und 
nachzuweisen.  

 Zweitens ist unklar, worauf die Absicht sich be-
ziehen sollte 

• auf jede einzelne Mobbinghandlung 

• auf den Mobbingprozess (also dass man jeman-
den systematisch schikanieren oder schädigen 
möchte) 

• auf die Folgen (wollte man, dass der andere 
krank und arbeitsunfähig wird?) 

• auf ein dahinter liegendes Ziel (man möchte je-
manden aus dem Team drängen; dabei kommt 
es zu Mobbing, was sich dann halt so ergibt...)  

 Auch Handlungen ohne Belästigungs- und Schä-
digungsabsicht können von den Betroffenen als 
Mobbing empfunden werden. Denn negatives un-
angemessenes Sozialverhalten kann z.B. aufgrund 
von sozialer Inkompetenz oder arroganter Selbst-
darstellung (z.B. man macht eine Bemerkung, um 
sein eigenes überlegenes Wissen darzustellen in 
einer Weise, die den anderen lächerlich macht).   

 Absichten sind oft unklar. Man schlittert oft in 
die Situation Zumindest aber wird bei anhalten-
der Dauer Mobbing und seine Folgen billigend in 
Kauf genommen. D.h., es ist in der Regel unglaub-
würdig, wenn Mobbingtäter nach monate- oder 
jahrelangem Mobbing behaupten würden, sie hät-
ten nichts mitbekommen.  

 Aus der Sicht der Betroffenen wird jedoch fast 
immer eine Absicht unterstellt! 

(siehe Einarsen, Hoel, Zapf & Cooper, 2020). 

Ich würde deshalb empfehlen, Absicht oder Inten-
tion nicht in die Mobbingdefinition aufzunehmen. 

4. Man muss beachten. was der Sinn des Mobbingbe-
griffes ist: nämlich zu erklären, warum es zu so mas-
siven Gesundheitsbeeinträchtigungen kommt. Das 
Anliegen von Heinz Leymann (1993, 1996) war es, 
zu erklären wie es z.B. zu psychischen Störungen 
wie z.B. Angststörungen, Depressionen oder Symp-
tomen kommt, die einer posttraumatischen Belas-
tungsstörung entsprechen. Dies ist nur plausibel, 
wenn es sich um eine intensive, langanhaltende Be-
lastungssituation handelt, die kaum beeinflussbar 
ist. Zu anderen Zwecken ist die Mobbingdefinition 
nur bedingt geeignet. Ich will das an folgendem Bei-
spiel deutlich machen:  

 Destruktive Führung oder Destruktives Manage-
ment könnte bedeuten, dass Führungskräfte eine 
Person in einem Gespräch so unter Druck setzen, 
dass diese Person geschockt ist und nach dieser 
einmaligen bedrohlichen Situation erkrankt. Sie 
realisiert, dass sie in dieser Organisation keine 

Perspektive hat, sieht sich nach einer neuen Ar-
beitsstelle um und verlässt nach kurzer Zeit die 
Organisation (hier könnten wir nicht von Mob-
bing sprechen, da es nicht zu zeitlich lang anhal-
tenden Schikanen kommt).   

 In einem anderen vergleichbaren Fall wird ein 
Mitarbeiter, der die Organisation nicht verlassen 
will oder kann, von seiner Führungskraft monate-
lang schikaniert, bis er schließlich doch aufgibt 
und geht (hier kann man von Mobbing sprechen). 

 Welche Führungskraft ist "erfolgreicher" im Ver-
folgen ihrer Ziele? 

Mit diesem Beispiel möchte ich darauf hinweisen, 
dass man nicht versuchen sollte, den Begriff Mob-
bing so weit zu fassen, dass damit jegliches Fehlver-
halten von Führungskräften abgedeckt werden kann.  

2. Mobbing und Arbeitsschutz  

Es ist sehr zu begrüßen, dass durch die explizite Ein-
führung des Mobbingbegriffs in die Rechtsprechung 
die Möglichkeiten der Mobbingbetroffenen verbes-
sert werden, zu ihrem Recht zu kommen. Jedoch 
sehe ich folgende Probleme:  

1) kann es m.E. nicht im gesellschaftlichen Inte-
resse sein, dass die Arbeitsgerichte wegen verbes-
serter Erfolgsaussichten mit Mobbingfällen über-
schwemmt werden. 

2) ist das Problem der meisten Gerichtsverfahren, 
dass die Beweislage schwierig ist. Dies wird sich 
m.E. durch die Einführung des Mobbingbegriffs 
nicht grundlegend ändern.   

3) sind die meisten Verfahren damit verbunden, 
dass die Mobbingbetroffenen die jeweilige Orga-
nisation verlassen.    

Insbesondere das letztere ist kein wünschenswerter 
Zustand. Deswegen liegt das besondere Augenmerk 
im Arbeitsschutz. Die Ergänzungen im Arbeits-
schutzgesetz sollten dazu beitragen, das Mobbing-
fälle besser innerbetrieblich geklärt werden können 
und dass es durch geeignete Strukturen und entspre-
chende präventive Maßnahmen gar nicht zu Mob-
bing kommt. Hierzu habe ich folgende Anmerkun-
gen: 

2.1 Psychische Belastungen 

Es ist dem Arbeitsschutzgesetz anzusehen, dass die 
Psychischen Belastungen als zusätzliche Aufgabe 
hinzugefügt sind, ohne das dies besonders präzisiert 
ist (Immerhin: Die Arbeitspsychologie hat es als gro-
ßen Fortschritt angesehen, dass dieser Begriff nun 
überhaupt im Arbeitsschutzgesetz verankert ist). Es 
herrscht aber in der Praxis nicht in allen Bereichen 
Kenntnis darüber, was als Psychische Belastung al-
les in Frage kommt. Dies gilt insbesondere für Belas-
tungen, die in sozialen Interaktionen mit Kollegen, 
Vorgesetzten, Untergebenen, Kunden oder Klienten 
entstehen (z.B. soziale Konflikte, aggressive Kunden, 
emotionale Dissonanz, unfaires Verhalten, soziale 
Ausgrenzung; vgl. Zapf & Semmer, 2004). Mobbing 
gehört in diesen Bereich. Wegen der großen Bedeu-
tung wäre ein eigener Abschnitt im Arbeitsschutzge-
setz zu Mobbing als besondere Form einer psychi-
schen Belastung außerordentlich begrüßenswert. Die 
Einordnung von Mobbing als psychische Belastung 
ist gerechtfertigt durch die (inzwischen in Meta-Ana-
lysen zusammengefasste) Vielzahl an Studien zu den 
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gravierenden negativen gesundheitlichen Auswir-
kungen von Mobbing (Bowling & Beehr, 2006; Mik-
kelsen et al., 2020; Nielsen & Einarsen, 2012; k=66; 
N=77,721; Nielsen Magerøy, Gjerstad & Einarsen, 
2014; Verkuil, Atasay & Molendijk, 2015).  

2.2 Prävention und Intervention bei Mobbing 

Als Leitlinie, was zu tun ist, verweise ich auf das 
Framework Agreement on Harassment and Violence 
at Work signed in 2007 by the European social part-
ners, ETUC/CES, BUSINESSEUROPE, UEAPME and 
CEEP (http://www.tradeunionpress.eu/Agree-
ment%20violence/Framework%20Agree-
ment%20Harassment%20and%20Vio-
lence%20at%20Work2.pdf) European Trade Union 
Confederation (ETUC), The Confederation of Euro-
pean Business (BUSINESSEUROPE), European 
Association of Craft Small and Medium-sized Enter-
prises (UEAPME), European Centre of Enterprises 
with Public Participation and of Enterprises of Gene-
ral Economic Interest (CEEP)  

In dieser gemeinsamen Stellungnahme beziehen sich 
Gewerkschaften und Arbeitsgeberverbände auf euro-
päischer Ebene auf „harassment“ und „violence“. 
Bei Violence geht es um körperliche Gewalt. Harass-
ment umfasst belästigendes, schikanöses Verhalten 
(„Harassment occurs when one or more worker or 
manager are repeatedly and deliberately abused, 
threatened and/or humiliated in circumstances rela-
ting to work”). Harassment beinhaltet mit Mobbing 
vergleichbares Verhalten. Der Begriff ist aber weiter 
gefasst und enthält keine Angaben über Dauer, Sys-
tematik und Unterlegenheit.   

Die Sozialpartner stellen darin fest, dass Harassment 
die Würde des Menschen verletzt und deswegen 
vollkommen inakzeptabel ist. Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer müssen deshalb interessiert sein, dass es 
nicht zu harassment kommt.    

Im folgenden wird vorgeschlagen, was zu tun ist 
(nun angewandt auf Mobbing):  

Arbeitgeber und Arbeitnehmer sollen zu einer Ver-
einbarung kommen, die beinhaltet, dass Mobbing in 
dem Unternehmen nicht akzeptiert werden kann 
(zero-tolerance) 

Anti-Bullying Policies (Anti-Mobbing-Vereinbarun-
gen) - Inhalt 

 Definition von Mobbing 

 Beispiele für Mobbing 

 Null-Toleranz-Statement 

 Vorgehensweise im Umgang mit Mobbing: Einrei-
chen einer Mobbing-Beschwerde 

 Nachsorge für Opfer und Täter 

Das Rahmenabkommen sieht vor, dass „ein geeigne-
tes Verfahren zur Einreichung einer Mobbing-Be-
schwerde folgende Punkte enthalten sollte“ (Euro-
pean Social Dialog, 2007): 

 Es liegt im Interesse aller Beteiligten, den erfor-
derlichen Ermessensspielraum zum Schutz der 
Würde und der Privatsphäre aller zu wahren 

 Keine Informationen sollten an Parteien weiterge-
geben werden, die nicht in den Fall involviert 
sind 

 Beschwerden sollten unverzüglich untersucht 
und bearbeitet werden 

 Alle Beteiligten sollten unparteiisch angehört und 
fair behandelt werden 

 Beschwerden sollten mit detaillierten Informatio-
nen belegt werden 

 Falsche Anschuldigungen sollten nicht toleriert 
werden und können zu Disziplinarmaßnahmen 
führen 

 Externe Unterstützung kann helfen 

Dazu stellen die Sozialpartner fest: Eine Sensibilisie-
rung und angemessene Schulung von Managern und 
Arbeitnehmern kann die Wahrscheinlichkeit von 
Harassment und Violence am Arbeitsplatz verrin-
gern (Raising awareness and appropriate training of 
managers and workers can reduce the likelihood of 
harassment and violence at work). 

Dem ist wenig hinzuzufügen. Wir wissen seit vielen 
Jahrzehnten, dass Organisationsentwicklungsmaß-
nahmen (die Einführung einer Anti-Mobbing-Verein-
barung wäre eine solche) nur funktionieren, wenn 
dies vom Top-Management unterstützt wird, wenn 
die Maßnahmen im Unternehmen gut bekannt und 
wenn umfassende Qualifizierungsmaßnahmen für 
alle Beteiligten durchgeführt worden sind. Entspre-
chend zeigte eine Studie zu Mobbing in 14 Ländern 
(Salin et al., 2018), dass der beste Weg, Mobbing zu 
verhindern, darin besteht, das Bewusstsein durch 
Schulungs- und Anti-Mobbing-Richtlinien und Ver-
haltenskodizes zu stärken. Das heißt, eine mit Sensi-
bilisierung und Qualifikationsmaßnahmen unter-
legte Anti-Mobbing-Vereinbarung mit den beschrie-
benen Inhalten, zeigt nicht nur auf, wie mit einem 
konkreten Mobbingfall umgegangen werden sollte, 
sondern hat gleichzeitig eine präventive Wirkung 
und trägt dazu bei, dass es zu weniger Mobbing 
kommt. Ohne Sensibilisierung und Qualifikations-
maßnahmen gibt es dagegen keine präventiven Ef-
fekte.  

Dies heißt zusammengefasst, dass das Arbeitsschutz-
gesetz in Bezug auf Mobbing ergänzt und präzisiert 
werden sollte. Die Verantwortung der Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber, die Beschäftigten vor Mobbing 
zu schützen, sollte explizit mit aufgenommen wer-
den. Darüber hinaus sollte das Arbeitsschutzgesetz 
verpflichten, die oben dargestellten Maßnahmen 
(Anti-Mobbing-Vereinbarung zu Prävention und In-
tervention bei Mobbing, Sensibilisierung der Beleg-
schaft und Qualifikationsmaßnahmen) durchzufüh-
ren. Da es bereits 2007 dazu eine gemeinsame Ver-
lautbarung von Gewerkschaften und Arbeitsgeber-
verbänden gab, sollte es hier eigentlich einen breiten 
gesellschaftlichen Konsens geben.  

3. Mobbingberatungsstellen 

Es ist unumgänglich, dass zur Bekämpfung von Mob-
bing eine innerbetriebliche Expertise aufgebaut wer-
den muss. Für kleine und mittlere Unternehmen 
KMU könnte dies kritisch sein. KMU könnten durch 
Mobbingberatungsstellen unterstützt werden, die 
über entsprechende Expertise verfügen. Es ist auch 
unbedingt erforderlich, dass Mobbingbetroffene sehr 
gut beraten werden. Dies ist nicht in jedem Betrieb 
realisierbar. Denn das Einreichen einer Mobbingbe-
schwerde in einem Betrieb sollte wohl überlegt sein. 

http://www.tradeunionpress.eu/Agreement%20violence/Framework%20Agreement%20Harassment%20and%20Violence%20at%20Work2.pdf
http://www.tradeunionpress.eu/Agreement%20violence/Framework%20Agreement%20Harassment%20and%20Violence%20at%20Work2.pdf
http://www.tradeunionpress.eu/Agreement%20violence/Framework%20Agreement%20Harassment%20and%20Violence%20at%20Work2.pdf
http://www.tradeunionpress.eu/Agreement%20violence/Framework%20Agreement%20Harassment%20and%20Violence%20at%20Work2.pdf
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Da Mobbingtäter nur zur Rechenschaft gezogen wer-
den können, wenn entsprechende Fakten vorliegen, 
muss immer damit gerechnet werden, dass ein Ver-
fahren aus der Sicht der Opfer nicht erfolgreich ist 
und u.U. weiterhin mit den Mobbingtätern zusam-
mengearbeitet werden muss. Mobbingtäter werden 
eine gegen sie gerichtete Beschwerde oft als Konflik-
teskalation bewerten und die Lage der Mobbingbe-
troffenen könnte sich weiter verschlimmern.  

4. Zusammenfassung der Empfehlungen 

4.1 Zur Mobbingdefinition: 

a) Ich empfehle, sich an den wissenschaftlichen De-
finitionen zu orientieren und die Unterlegenheit 
der Mobbingbetroffenen in die Definition aufzu-
nehmen.  

b) Ich empfehle, den Begriff „Bossing“ nicht in das 
Gesetz aufzunehmen. 

c) Ich empfehle, Absicht oder Intention nicht in die 
Mobbingdefinition aufzunehmen. 

4.2 Mobbing und Arbeitsschutz 

d) Ich empfehle, Mobbing in einem eigenen Ab-
schnitt in das Arbeitsschutzgesetz aufzunehmen. 

e) Die Verantwortung der Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber, die Beschäftigten vor Mobbing zu 
schützen, sollte explizit in das Arbeitsschutzge-
setz aufgenommen werden.  

f) Darüber hinaus sollte das Arbeitsschutzgesetz die 
Betriebe verpflichten, Maßnahmen wie eine Anti-
Mobbing-Vereinbarung zu Prävention und Inter-
vention bei Mobbing, Sensibilisierung der Beleg-
schaft und Qualifikationsmaßnahmen durchzu-
führen. 

4.3 Mobbingberatungsstellen 

g) Zur Unterstützung insbesondere von kleinen und 
mittleren Unternehmen, aber auch von Mobbing-
betroffenen, die innerbetrieblich keine adäquate 
Unterstützung finden, sollten Mobbingberatungs-
stellen eingerichtet werden. 
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Was ist Mobbing? 

In der Forschung zu Mobbing gibt es keine einheitli-
che Definition für Mobbing. Dennoch liegen Krite-
rien zur Erfassung vor, die wiederkehrend genutzt 
werden. 

Es gibt aktuell in der Forschung keine Einigung über 
eine Definition von Mobbing. Grob bezeichnet Mob-
bing häufige und wiederholte negative oder destruk-
tive Handlungsweisen gegen eine Person durch eine 
oder mehrere andere Personen (Einarsen et al., 
2011). Allerdings besteht kein einheitliches Ver-
ständnis darüber, wie häufig und über welchen Zeit-
raum diese Handlungen erfolgen müssen und wie 
schwerwiegend diese Handlungen sein müssen, um 
von Mobbing sprechen zu können. Beispiele für häu-
fig genutzte zeitliche Kriterien sind der von Ley-
mann (1996) definierte Beobachtungszeitraum von 
sechs Monaten und eine Auftretenshäufigkeit von 
mindestens einmal pro Woche. Es ist ebenfalls nicht 
geklärt, ob die Absicht der Person, von der das Ver-
halten ausgeht, sowie die Selbstzuschreibung als ein 
von Mobbing Betroffener bei der Definition von 
Mobbing eine Rolle spielen sollten (s. auch Kemp, 
2014). Dies hat zur Folge, dass in verschiedenen For-
schungsvorhaben unterschiedliche Verfahren und 
Definitionskriterien genutzt werden und somit wis-
senschaftliche Ergebnisse hinsichtlich der Häufigkeit 
(Prävalenz) von Mobbing je nach Studie stark 
schwanken und schwer vergleichbar sind. Neben 
diesen methodischen Aspekten führen länder- und 
berufsgruppenspezifische Unterschiede zu einer gro-
ßen Spannweite an berichteten Häufigkeiten.  

Wie oft kommt Mobbing in Deutschland vor? 

Befunde aus Deutschland von 2011/12 weisen da-
rauf hin, dass 7 % der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in den vorausgehenden 6 Monaten 
wöchentlich Mobbing erlebt haben.  

Werden ausschließlich Personen betrachtet, die in-
nerhalb der letzten sechs Monate mindestens wö-
chentlich Mobbing von Kollegen oder Vorgesetzten 
erlebt haben, beträgt der Anteil 7 Prozent (Lange et 
al., 2019a). Dabei sind 5 Prozent von Mobbing durch 
Vorgesetzte (sog. Bossing) betroffen, während fast 3 
Prozent Mobbing durch Kollegen erleben. Die 
Summe beider Prozentwerte ist höher als 7 Prozent, 
da es auch einen kleinen Anteil von 1 Prozent der 
Beschäftigten gibt, die Mobbing von Vorgesetzten 
und Kollegen erleben. Es zeigen sich keine Unter-
schiede zwischen Männern und Frauen, jedoch be-
richten Jüngere häufiger von Mobbing als Ältere und 
Arbeiter berichten mehr von Mobbing als Ange-
stellte. Diese Ergebnisse sind repräsentativ für die 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in 
Deutschland (Rose et al., 2017; Lange et al., 2019a). 
Wie sich die genannten Anteilswerte in Deutschland 
langfristig verändert haben bzw. verändern werden, 
ist nicht bekannt. Es liegen Hinweise darauf vor (Na-
tional Research Centre for the Working Environment 
2018; Klevestedt 2018), dass sich diese Anteilswerte 
über einen längeren Zeitraum nur geringfügig verän-
dert haben. Dies gilt auch für andere psychosoziale 
Arbeitsbedingungen (Morschhäuser et al. 2010; La-
Montagne et al. 2013; Malard et al. 2015; Smith et al. 
2011; Utzet et al. 2014). Bei der Planung von regel-
mäßigen Erhebungen zu psychosozialen Arbeitsbe-
dingungen (einschließlich Mobbing) im Rahmen von 
Studien sollte dies berücksichtigt werden. 
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Welche Folgen hat Mobbing? 

Es liegen Befunde vor, dass Mobbing - auch in 
Deutschland - langfristig mit einer depressiven 
Symptomatik assoziiert ist.  

Neben Folgen für das Unternehmen selbst (u. a. Leis-
tungseinbußen, Kündigungen; Glambek et al., 2014; 
McTernan et al., 2013) und die Sozialversicherungen 
(u. a. Arbeitslosigkeit, Arbeitsunfähigkeit, Frühver-
rentung; Aagestad et al., 2014; Glambek et al., 2014) 
sind insbesondere die gesundheitlichen Folgen für 
die betroffenen Beschäftigten im Fokus der For-
schung. Eine repräsentative Längsschnittstudie mit 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in 
Deutschland zeigt, dass sich nach 5 Jahren das Ri-
siko für eine depressive Symptomatik nach wöchent-
lichem Mobbing um das 1,7-fache erhöht (Lange et 
al. 2019b). Ein größerer Effekt von Mobbing durch 
Vorgesetzten im Vergleich zu Mobbing durch Kolle-
gen konnte nicht festgestellt werden (Lange et al. 
2019b). Der Zusammenhang zwischen Mobbing und 
depressiver Symptomatik findet sich auch in weite-
ren Längsschnittstudien (Loerbrocks et al., 2015; 
Bonde et al., 2016; Einarsen and Nielsen, 2015; Figu-
eiredo-Ferraz et al., 2015; Gullander et al., 2014; Kiv-
imaki et al., 2003; Rugulies et al., 2012). 

Welche Ursachen hat Mobbing? 

Das Auftreten von Mobbing wird durch weitere Ar-
beitsbedingungen mit beeinflusst.  

Mobbing kann nicht isoliert betrachtet werden: Be-
funde aus Längsschnittstudien weisen darauf hin, 
dass Arbeitsbedingungen wie eine hohe Arbeits-
menge und/oder Zeitdruck, geringe Kontroll- und 
Einflussmöglichkeiten, geringe Unterstützung durch 
Kollegen, Arbeitsplatzunsicherheit und organisatori-
sche Veränderungen in der Arbeitsumgebung das 
Auftreten von Mobbing begünstigen (Baillien et al., 
2011a; van den Broeck et al., 2011; Baillien et al., 
2011b; Balducci et al., 2018; Glambek et al., 2014; 
Spagnoli et al., 2017).  

Liegen aus der Forschung Evidenzen zum Umgang 
mit Mobbing vor? 

Es liegen nur wenige Befunde zur Wirksamkeit von 
Interventionsstudien zur Reduktion von Mobbing 
vor  

In zwei Überblicksarbeiten (Gillen et al., 2017; 
Escartín, 2016) konnten nur wenige Interventions-
studien zur Reduktion oder Vermeidung von Mob-
bing identifiziert werden. Die Effekte waren gering o-
der es war keine Wirksamkeit nachweisbar und die 
Studienqualität gering (s Gillen et al., 2017). Bei der 
Bewertung dieser Befundlage sind die Barrieren für 
die Durchführung von Forschungsprojekten zur 
Mobbingthematik zu berücksichtigen. Das sind u.a. 
geringe Häufigkeiten für Mobbing, die im For-
schungskontext große Stichprobenumfänge erforder-
lich machen. Darüber hinaus sind Unternehmen und 
Beschäftigte schwer für eine Studienteilnehme zu 
dieser Thematik zu gewinnen.  

Welche Rolle spielt der Arbeits- und Gesundheits-
schutz für die Vermeidung und Vorbeugung von 
Mobbing?  

Ansatzpunkte für die betriebliche Prävention gibt es 
im Bereich der Arbeitsorganisation.  

Aus den Erkenntnissen zu den Arbeitsbedingungen, 
die das Auftreten von Mobbing begünstigen, ergeben 
sich Hinweise zu Ansatzpunkten für die betriebliche 
Praxis; d.h. Prävention von Mobbing über eine gut 
gestaltete Arbeit. Da Mobbing eher bei suboptimaler 
Arbeitsorganisation auftritt, findet sich auch hier ein 
Ansatz zur Vermeidung und Vorbeugung. Zu den be-
reits genannten Faktoren, die das Auftreten von 
Mobbing begünstigen, zählen u.a. geringe Kontroll- 
und Einflussmöglichkeiten. Wenn zum Beispiel bei 
betrieblichen Veränderungsprozessen Unsicherhei-
ten entstehen und den Beschäftigten anstehende 
Restrukturierungen nicht ausreichend kommuniziert 
werden, so würde ein präventives Handeln etwa auf 
die Vermeidung von Informationsdefiziten zielen 
und dabei den Beteiligten rechtzeitig Informationen 
über wichtige betriebliche Entscheidungen, Zu-
kunftspläne etc. zur Verfügung stellen. Betriebliche 
Akteure des Arbeits- und Gesundschutzes, Füh-
rungskräfte und Betriebs- und Personalräte sind in 
jedem Fall Ansprechpartner zur Gestaltung der Ar-
beitsumgebung und Arbeitsorganisation, um Gefähr-
dungen durch psychische Belastung vorzubeugen 
und somit auch Faktoren zu identifizieren, die Mob-
bing begünstigen (Leitung des GDA-Arbeitspro-
gramms Psyche 2020).  
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Deutscher Gewerkschaftsbund 

1. Allgemeines 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften begrü-
ßen Initiativen, die dazu beitragen eine gelebte Kul-
tur der Wertschätzung in Betrieben zu fördern und 
zu pflegen. Mobbing am Arbeitsplatz ist eine Reali-
tät, die nach wie vor unterschätzt und in der Arbeits-
welt nicht hinreichend sichtbar gemacht wird. Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Mobbin-
ghandlungen am Arbeitsplatz erfahren, müssen 
schnell und rechtzeitig begleitet werden. Sie benöti-
gen Rat und Unterstützung nicht zuletzt durch die 
betrieblichen Interessenvertretungen. Diese Unter-
stützung ist bereits in einigen Betrieben gegeben. Um 
dem Thema Mobbing wirkungsvoll zu begegnen wer-
den viele Betriebsräte auch präventiv durch den Ab-
schluss von Betriebsvereinbarungen zum Thema 
Mobbing tätig.  

Unabhängig von der betrieblichen Praxis befassen 
sich aber auch Arbeitsgerichte immer wieder mit 
dem Thema Mobbing. Arbeitsgerichte haben zu ent-
scheiden, ob die von einem Arbeitnehmer oder einer 
Arbeitnehmerin vorgetragenen Handlungen geeignet 
sind, einen auf Mobbing gestützten Schadensersatz-
anspruch zu bejahen. Bei der Bewertung durch die 
Gerichte steht klar im Vordergrund, dass es um die 
Einhaltung der Menschenwürde am Arbeitsplatz 
geht und die Definition des Mobbingbegriffs ein Be-
standteil einer systematischen Verletzung des Per-
sönlichkeitsrechts ist.  

Das Führen von Mobbingklagen ist dennoch schwer 
und mit erheblichen Rechtsdurchsetzungsschwierig-
keiten verbunden. Die wenigsten Gerichtsverfahren 

                                                 
1 LAG Thüringen, Urt. v. 28.6.2005 – 5 Sa 63/03 (Leitsatz). 

enden für die Mobbingbetroffenen erfolgreich. Dane-
ben steht die häufig nicht leichte Bewältigung der 
dem Mobbing zugrundliegenden Konfliktsituation. 

Die Gewährleistung eines wirksamen Mobbingschut-
zes ist deshalb „in einem Raum der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts eine die ordnungspoliti-
schen Interessen eines dem Schutz der Menschen-
würde verpflichteten Rechtsstaats ebenso wie die 
fundamentalen Lebensinteressen des einzelnen be-
rührende verfassungsrechtliche Wertschutzauf-
gabe.“1  

2. Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN im Einzelnen 

Der vorliegende Antrag widmet sich diesem Anlie-
gen und adressiert die Notwendigkeit, von Mobbing 
betroffene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
wirkungsvoll zu schützen und ihnen Möglichkeiten 
zu eröffnen, Recht zu bekommen. Von der Bundesre-
gierung wird daher gefordert, ein Gesetz zum Schutz 
vor Mobbing am Arbeitsplatz vorzulegen, das Mob-
bing als Rechtsbegriff als eine Form der Verletzung 
des allgemeinen Persönlichkeitsrechts definiert, den 
Schutz und die Rechte für alle Mobbing-Betroffenen 
in Arbeitsverhältnissen gewährleistet und das Ar-
beitsschutzgesetz konkretisiert. Schließlich wird die 
Bundesregierung aufgefordert, einen neuen Mob-
bing-Report in Auftrag zu geben und eine regelmä-
ßige Mobbing-Berichterstattung vorzusehen.  

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften halten 
ein Gesetz zum Schutz vor Mobbing grundsätzlich 
für wichtig, um ein deutliches Zeichen gegen Mob-
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bing in der Arbeitswelt zu setzen und eine klare Sig-
nalwirkung zu entfalten. Allerdings ist der Erfolg 
von der konkreten Ausgestaltung abhängig. Eine An-
lehnung an die Regelungen des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes (AGG) ist nur dann sinnvoll, 
wenn diese sich in der Rechtspraxis als effektiv er-
wiesen haben. Die in dem Antrag unter 2. lit a bis f 
genannten Mindestinhalte sind im Rahmen der Eva-
luierung des AGG kritisch bewertet worden.2 Bei 
Neuregelungen, die an das bestehende AGG anknüp-
fen, sollte das berücksichtigt werden und entspre-
chende Korrekturen im AGG gleich mitgedacht wer-
den.  

Mobbing wird als ein fortschreitender psychodyna-
mischer Prozess beschrieben, der zu psychosomati-
schen und psychischen Erkrankungen, organischen 
Stressreaktionen bis hin zu gravierenden chroni-
schen körperlichen oder psychiatrischen Krankheits-
symptomen wie Depressionen, Angst und Panikstö-
rungen führen kann.3  

Der DGB fordert schon seit langem eine Verordnung 
zum Schutz vor gefährdenden psychischen Belastun-
gen (Anti-Stress-Verordnung), welche der Konkreti-
sierung der Verpflichtungen aus § 4 Nr. 1 und § 5 
Abs. 3 Nr. 6 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) dienen 
soll. Das Arbeitsschutzrecht sollte dahingehend 
durch untergesetzliche Regelungen erweitert wer-
den.  

Der vorliegende Antrag sieht weiter vor, in das Ar-
beitsschutzgesetz die Verantwortung der Arbeitge-
ber, die Beschäftigten vor Mobbing zu schützen, aus-
drücklich in den Wortlaut aufzunehmen. Hierbei 
handelt es sich um eine Konkretisierung der den Ar-
beitgeber ohnehin obliegenden Fürsorgepflicht, die 
sich bereits nach der geltenden Rechtslage auch auf 
die Verhinderung von Mobbing am Arbeitsplatz be-
zieht, jedoch fehlt in Bezug auf die gesundheitlichen 
Auswirkungen von Mobbing in vielen Betrieben die 
notwendige Sensibilität. Es könnte daher grundsätz-
lich sinnvoll sein, die Wirksamkeit der als General-
klausel gefassten Vorgaben des ArbSchG zu evaluie-
ren und bei Bedarf diese zu konkretisieren. Das Ar-
beitsschutzgesetz bietet sich dafür an.  

Bei der Entwicklung von neuen Regelungsvorschlä-
gen sind insgesamt neben Rechtsprechung und nati-
onalen Vorgaben auch neuere internationale Über-
einkommen zu berücksichtigen. Am 21. Juni 2019 
wurde von der Internationalen Arbeitsorganisation 
ILO ein Übereinkommen gegen Gewalt und Belästi-
gung in der Arbeitswelt samt Empfehlung zur Um-
setzung in den Nationalstaaten verabschiedet.4 Das 
ist ein bedeutender Schritt, Belästigung und Gewalt 
in der Arbeitswelt weltweit zu beseitigen. Die Instru-
mente sollten nun zeitnah ratifiziert und wirksam 

                                                 
2 Berghahn/Klapp/Tischbirek, Evaluation des AGG, erstellt im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, 2016. 
3 BT-Drucksache 19/6128, S. 1 mit Verweis auf Fischer/Riedesser, 2012. 
4 ILO Übereinkommen 190, abrufbar unter: https://www.ilo.org/berlin/presseinformationen/WCMS_711468/lang--de/in-
dex.htm (zuletzt abgerufen am 09.01.2020). 
5 Die Person, die eine andere Person durch wiederholte Handlungen belästigt, welche als Ziel oder als Auswirkung eine 
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen mit sich bringen, welche die Rechte und die Würde der anderen Person gefähr-
den, ihre physische oder psychische Gesundheit schwächen oder ihrer beruflichen Zukunft schaden, ist mit einer einjähri-
gen Gefängnisstrafe und einer Geldstrafe in Höhe von 15000 € zu bestrafen. 
6 BAG, Urteil v. 15.01.1997 – 7 ABR 14/96)..  
7 Aus diesem Grund wurde das Projekt von J. Eisermann, E. de Costanzo: die Erfassung von Mobbing- Eine Konstruktvali-
dierung aktueller Datenerhebungsverfahren. 1. Auflage. Dortmund: Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
2011.  

umgesetzt werden, damit das Übereinkommen auch 
für Deutschland verbindlich ist. Frankreich hat dar-
über hinaus bereits einige Erfahrungen mit einem 
dort etablierten Anti-Mobbingregelungen im Arbeits-
gesetz und dem aktuellen Prozess gegen die ehemali-
gen France-Telekom-Manager. Hervorzuheben ist 
insbesondere Article 222-33-2 mit Blick auf Sanktio-
nen.5 Dies korrespondiert mit den Überzeugungen 
des DGB, dass schärfere Sanktionen mit begleitender 
Aufsichtstätigkeit dringend notwendig sind. 

Die Antragstellerin fordern die Erstellung eines Mob-
bing-Berichts und eine regelmäßige Mobbing-Be-
richterstattung. Sinnvollerweise sollte eine solche 
Auswertung aus den ohnehin von der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin erhobenen Da-
ten für den Bericht Sicherheit und Gesundheit bei 
der Arbeit erfolgen. Eine eigenständige Erhebung 
und Auswertung, völlig losgelöst von anderen Ar-
beitsbedingungen, verkennt die systemische Dimen-
sion. Die Rechtsprechung der Arbeitsgerichte aber 
auch die Erkenntnisse aus der Arbeitswissenschaft 
machen deutlich, dass eine regelmäßige Berichter-
stattung bzw. die Erarbeitung eines neuen Mobbing-
berichts durch die Bundesregierung erforderlich ist. 
Expertinnen und Experten aus der Arbeitswelt, der 
Justiz und dem Gesundheitswesen stehen häufig vor 
der Schwierigkeit, Mobbing zu erkennen, die Glaub-
würdigkeit der Betroffenen zu beurteilen sowie eine 
Abgrenzung gegenüber sozial anerkannten Verhal-
tensweisen vorzunehmen.6 Nach wie vor gibt es 
zentrale Probleme bei Verwendung des Mobbingbe-
griffs nicht nur in der betrieblichen und juristischen 
Praxis, sondern auch in der wissenschaftlichen Lite-
ratur, in der Mobbing nicht einheitlich definiert 
wird.7 Um Betroffene wirkungsvoll vor Mobbing zu 
schützen, begrüßen der DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaften die in dem vorliegenden Antrag (Ziffer 
3) geforderte Berichterstattung und Erarbeitung eines 
Mobbingberichts durch die Bundesregierung, um 
eine aktuelle interdisziplinäre Bestandsaufnahme als 
eine Grundlage zu schaffen, um perspektivisch in ei-
nem weiteren Schritt dann gesetzliche Regelungen 
zur Verbesserung der Situation von Mobbingopfern 
einzuführen. Hierbei sollten jedoch alle Belastungs-
konstellationen betrachtet werden, damit eine Ge-
staltung von menschengerechter Arbeit insgesamt 
stattfindet und gleichzeitig alle Formen von destruk-
tiver Führung unterbunden werden.  

3. Der Antrag der Fraktion DIE LINKE im Einzel-
nen  

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE sieht neben dem 
Schutz von Mobbing auch den Schutz vor sog. Bos-
sing vor, worunter laut Antrag das systematische 
Mobben durch Vorgesetzte als eine der schlimmsten 

https://www.ilo.org/berlin/presseinformationen/WCMS_711468/lang--de/index.htm
https://www.ilo.org/berlin/presseinformationen/WCMS_711468/lang--de/index.htm
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Varianten von Mobbing gefasst wird. In diesem Zu-
sammenhang wird auf Betriebsräte oder auch ein-
zelne Betriebsratsmitglieder verwiesen, die im Visier 
von Arbeitgebern stehen, um betriebliche Mitbestim-
mung zu unterbinden. Vor diesem Hintergrund soll 
der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auffor-
dern, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der Änderun-
gen im Arbeitsschutzgesetz vorsieht. Ebenso soll ein 
Gesetzentwurf zum Schutz vor Mobbing und Bossing 
vorgelegt werden, der Mobbing als Rechtsbegriff de-
finiert und analog zum AGG Betroffenen von Mob-
bing und Bossing am Arbeitsplatz einen Rechtsan-
spruch auf Schadensersatz und Schmerzensgeld bie-
tet. Darüber hinaus sind betriebsverfassungsrechtli-
che Änderungen sowie eine Erweiterung der Funk-
tion von Personalräten im Arbeitsschutz im Bundes-
personalvertretungsgesetz vorgesehen. Schließlich 
werden Prüf- und Berichtspflichten für die Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin vorge-
sehen und im Zusammenhang mit Aufsichtsbehör-
den für Arbeitsschutz der Bundesländer mehr perso-
nelle Ressourcen angestrebt.  

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften teilen 
die Auffassung, dass eine Anti-Stress-Verordnung 
präventiven Schutz vor Mobbing bieten kann und 
begrüßen II. Ziffer 5 des Antrags, wonach der Erlass 
einer Anti-Stress-Verordnung vorgesehen ist. Bislang 
fehlt ein untergesetzliches Regelwerk, das die Vorga-
ben aus dem ArbSchG näher ausgestaltet. Bereits 
2012 hat die IG Metall ihren Entwurf für eine Anti-
Stress-Verordnung vorgestellt und damit konkrete 
Lösungsvorschläge in die Debatte eingebracht. 8 Der 
Verordnungsentwurf ist anschlussfähig an die ar-
beitswissenschaftliche Debatte und fügt sich in die 
Struktur und Logik des geltenden Arbeitsschutz-
rechts ein. Der Bundesrat hat bereits 2013 einen fer-
tigen Verordnungsentwurf beschlossen und die Bun-
desregierung gebeten, diesen aufzugreifen und um-
zusetzen (BT-Drs. 13/315). Auch Prof. Rüdiger 
Krause, Gutachten zum 71. Deutschen Juristentag, 
2016, S.73: plädiert für eine schlanke Anti-Stress 
Verordnung. Es handle es sich bei den Regelungen 
nicht um eine Ausweitung des Pflichtenprogramms, 
sondern um eine Hilfestellung für die betrieblichen 
Akteure, um die Handhabung der vergleichsweise 
abstrakten Vorgaben des ArbSchG durch konkrete 
Vorgaben zu erleichtern.  

§ 8 des IG Metall Verordnungsentwurfes beschreibt 
die Beurteilungskriterien und Gestaltungsmaßgaben 
bezüglich der sozialen Beziehungen und wäre sehr 
gut geeignet hier die nötige Verordnungsgrundlage 
zum Schutz vor Mobbing zu bilden. Dies erlaubt ein 
untergesetzliches Regelwerk aus technischen Regeln 
zu entwickeln und den Arbeitgebern so konkrete 
Schutzmaßnahmen an die Hand zu geben für die ei-
gene betriebliche Ausgestaltung. Die technischen Re-
geln entfalten eine entsprechende Vermutungswir-
kung und geben damit den betrieblichen Anwendern 
die nötige Rechtssicherheit. Diese Ausführungen vo-
rangestellt, lassen die in dem Antrag zu II. 1. a) bis g) 
vorgelegten und angestrebten Änderungen im Ar-
beitsschutzgesetz nur eingeschränkt als notwendig 
erscheinen. Es erschließt sich nicht, warum es einer 
Ergänzung im ArbSchG bedarf, da in § 4 Abs. 2 be-
reits verankert ist, dass die Arbeit so zu gestalten ist, 

                                                 
8 Anti-Stress-Verordnung – Eine Initiative der IG Metall, 2018, abrufbar unter: https://www.igmetall.de/im-betrieb/arbeits--
und-sozialrecht/gute-arbeit-braucht-klare-regeln  

dass eine Gefährdung für das Leben sowie die physi-
sche und psychische Gesundheit möglichst vermie-
den und die verbleibende Gefährdung möglichst ge-
ring gehalten wird. Ebenso ist weiterführend in § 5 
Abs.6 vorgesehen, dass die psychischen Belastungen 
bei der Arbeit zur Beurteilung der Arbeitsbedingun-
gen heranzuziehen ist. Eine Erweiterung im Sinne 
des vorliegenden Antrages der Fraktion DIE LINKE 
entfaltet keinen weitergehenden Schutz der Beschäf-
tigten bei Mobbing. Insofern verweisen wir auf un-
sere Ausführungen in Ziffer 2 dieser Stellungnahme. 
Insofern stellt sich die Verwendung der Definition 
zu Gesundheit der WHO als wenig hilfreich im Rah-
men des ArbSchG dar. Eine Übernahme des Begriffes 
psychosozialer Stress in den Kontext des ArbSchG 
ist nicht dienlich, da er auch die psychischen Belas-
tungen anderer Lebenswelten miteinbezieht. Eine 
solche Erweiterung wird als problematisch gesehen.  

Wie bereits weiter oben unter Ziffer 2 dieser Stel-
lungnahme ausgeführt, halten der DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften ein Gesetz zum Schutz vor 
Mobbing grundsätzlich für geeignet, ein deutliches 
Zeichen gegen Mobbing in der Arbeitswelt zu setzen 
und eine klare Signalwirkung zu entfalten. Aller-
dings ist der Erfolg von der konkreten Ausgestaltung 
abhängig, so dass eine Anlehnung an die Regelungen 
des AGG nur dann sinnvoll ist, wenn diese sich in 
der Rechtspraxis als effektiv erwiesen haben. In die-
sem Zusammenhang fordert der DGB schon lange, 
dass das AGG in Hinblick auf die gerichtliche 
Durchsetzung durch eine verbesserte Beweislaster-
leichterung geregelt werden muss. Die zweimonatige 
Geltendmachungs- bzw. Klagefrist für Ansprüche ist 
auf mindestens sechs Monate zu verlängern, damit 
überhaupt eine reale Durchsetzungschance besteht. 
Die unionsrechtswidrigen Beschränkungen des Ent-
schädigungsanspruchs und die Herausnahme von 
Kündigungen sind aufzuheben. Die Klagerechte der 
Interessenvertretungen müssen von einschränken-
den Voraussetzungen befreit werden, entsprechende 
Klagerechte für Personalräte sind einzuführen. Die 
Antidiskriminierungsstelle ist durch eine bessere 
personelle Ausstattung zu stärken. Die Privilegie-
rung der kirchlichen Arbeitgeber ist zu streichen. Zu 
denken ist schließlich an den Ausbau von flächende-
ckenden unabhängigen Beratungsstellen für Mob-
bingbetroffene. Diese sind zentral, weil sie die Be-
troffenen außerhalb der betrieblichen Strukturen be-
raten und unterstützen können. 

Die in dem Antrag unter Ziffer 2 b) genannte Forde-
rung nach einem Verbandsklagerecht für Gewerk-
schaften ist grundsätzlich unabhängig von den hier 
behandelten Mobbingfällen zu begrüßen. Die Einfüh-
rung eines Verbandsklagerechts dient der effektiven 
Rechtsdurchsetzung und ist dringend notwendig 
und bezieht sich auf ein Verbandsklagerecht in ge-
eigneten Bereichen, in denen über die individuelle 
Betroffenheit hinaus ein gewerkschaftliches Inte-
resse an der Rechtsdurchsetzung besteht, wie z.B. im 
Arbeitnehmerentsendegesetz, im Beschäftigtendaten-
schutz, dem gesetzlichen Mindestlohn und auch im 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz.  

https://www.igmetall.de/im-betrieb/arbeits--und-sozialrecht/gute-arbeit-braucht-klare-regeln
https://www.igmetall.de/im-betrieb/arbeits--und-sozialrecht/gute-arbeit-braucht-klare-regeln
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Das in dem Antrag zu II. Ziffer 3 zum Ausdruck 
kommende Ziel, die Rolle von Betriebsräten im Ar-
beitsschutz zu stärken, insbesondere bei der Überwa-
chung der Durchführung des Arbeitsschutzes und 
der Gestaltung von Regelungen zur Vermeidung von 
Bossing und Mobbing, ist grundsätzlich zu begrüßen. 
Der DGB sieht ohnehin gerade im Zusammenhang 
mit psychischer Belastung wachsenden Handlungs-
bedarf und setzt sich für eine größere Verbreitung, 
bessere Anwendung und höhere Verbindlichkeit von 
Gefährdungsbeurteilungen ein. Hierfür ist der Voll-
zug zu stärken und das Personal insbesondere der 
Gewerbeaufsicht deutlich zu erhöhen. Bereits jetzt 
bestehen im Geltungsbereich des Betriebsverfas-
sungsgesetztes umfassende Mitbestimmungsrechte 
der Betriebsräte. Ergänzend hierzu ist die Beteili-
gung der betrieblichen Interessenvertretungen an der 
Gefährdungsbeurteilung in den Rechtsvorschriften 
selbst zu verankern. Mit Blick auf den wachsenden 
Stress bei der Arbeit müssen Umsetzungsdefizite bei 
der Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen 
und der Durchsetzung bestehender Mitbestimmungs-
rechte beseitigt werden. Die unzureichende Umset-
zung in den Betrieben zeigt, dass es Bedarf an kon-
kretisierenden Regelungen gibt, mit denen die be-
triebliche Umsetzung vereinfacht und beschleunigt 
wird. Eine Stärkung der betrieblichen Mitbestim-
mung im Arbeitsschutz ist auch deshalb von Bedeu-
tung, da die Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts diese Mitbestimmung in einer Entscheidung 
vom 13.08.2019 – 1 ABR 6/18 – erst kürzlich einge-
schränkt hat.  

Zu II. 3 b) „Maßnahmen gegen spezifische Formen 
des Bossings,9 die darauf gerichtet sind, die Grün-
dung von Betriebsräten oder die Ausübung betriebli-
cher Mitbestimmung und Beteiligung der Beschäftig-
ten, zu verhindern“: Diese Forderung, arbeitgebersei-
tige Maßnahmen, die auf die Verhinderung von Be-
triebsratswahlen oder die Behinderung von Betriebs-
räten in ihrer Amtstätigkeit gerichtet sind, zu unter-
binden, ist im vollem Umfang zu begrüßen, greift in 
der vorliegenden Form aber zu kurz. Zu diesen Er-
fordernissen einer Reform des Wahlverfahrens zum 
BetrVG hat der Deutsche Gewerkschaftsbund im 
Rahmen seiner Stellungnahme zu der Expertenanhö-
rung des Ausschusses und Soziales des Deutschen 

Bundestages am 25.06.2018 in Berlin zu den Anträ-
gen „Betriebsratswahlen erleichtern und Betriebsräte 
besser schützen“, Fraktion DIE LINKE, BT-Drs. 
19/860, und „Betriebsratswahlen erleichtern – Ak-
tive Beschäftigte schützen“, Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, Drs. 19/1710, näher Stellung ge-
nommen [Ausschuss-Drs. 19(11)84 v. 21.06.2018, 
S. 28 ff., zweiter Anhang]. Die Stellungnahme bein-
haltetet im Wesentlichen die Forderung das Wahl-
verfahren zu reformieren, aber auch Ausweitung der 
im BetrVG und im KSchG enthaltenen Regelungen 
zum Schutz der Interessenvertreter (etwa Auswei-
tung des Kündigungsschutzes und Ausweitung des 
§ 119 BetrVG zum Offizialdelikt). 

Auch eine Stärkung der Position von Personalräten 
und die Klarstellung ihrer Rolle beim Thema Mob-
bing werden positiv bewertet.  

Schließlich ist der unter II. Ziffer 6 vorgesehene 
Prüfauftrag zu befürworten. Die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin ist aufgerufen 
dem Sachverständigenrat, der über die Verabschie-
dung neuer Berufskrankheiten entscheidet, zuzuar-
beiten. Hierbei muss weiter geforscht werden, wie 
dauerhafte psychische Fehlbelastungen zu berufsty-
pischen psychischen Erkrankungen werden, die die 
Etablierung von neuen Berufskrankheiten rechtferti-
gen. Bislang werden Traumata als reine Unfallereig-
nisse behandelt und leiten daraus den Versiche-
rungsanspruch ab. Der DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaften sehen somit die Notwendigkeit, eine 
verbesserte Datenlage zu schaffen. Insofern wird auf 
die Ausführungen dieser Stellungnahme in Ziffer 2 
Bezug genommen.  

Zuletzt möchten der DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaften die Ende November gefassten Be-
schlüsse der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 
hervorgeben, die Eckpunkte zur Verbesserung der 
staatlichen Arbeitsschutzaufsicht vorsehen. Insbe-
sondere die Bereitschaft des Bundes zur gesetzlichen 
Fixierung einer Überwachungsquote im Arbeits-
schutzgesetz mit der Koppelung an qualitative Be-
sichtigungsstandards wird dem Ziel einer zeitnahen 
Umsetzung begrüßt. Gleichzeitig greift der DGB den 
Antrag zu II Ziffer 8 auf und unterstützt die Forde-
rung, die auf eine Ausweitung der Ressourcen der 
Behörden gerichtet ist.  

 

 
  

                                                 
9 Auch bekannt unter dem Begriff BR-Bashing.  
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 19(11)542 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 21. Januar 2020 
19. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 27. Januar 2020 zum 

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne Ferschl, Doris Achelwilm, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Betroffene von Mobbing im Arbeitsleben besser schützen - BT-Drucksache 19/16480 

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Katja Keul, Anja Hajduk, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Beschäftigte vor Mobbing am Arbeitsplatz schützen - BT-Drucksache 19/6128 

Professor Dr. Gregor Thüsing, Bonn 

I. Worum es geht  

Das Thema Mobbing bleibt auf der Tagesordnung. 
Das ist gut so: Studien berichten seit langer Zeit, 
dass Mobbing zu gravierenden psychosomatischen 
und psychischen Erkrankungen führen kann und in 
der Folge hohe Kosten für Betriebe und Sozialsystem 
verursacht.1 Das kann dem Arbeitgeber, der Beleg-
schaft und auch dem Gesetzgeber nicht egal sein. Die 
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen und im 
Schlepptau auch die Bundestagsfraktion Die Linke 
haben nun jeweils einen Antrag auf Ausarbeitung ei-
nes Gesetzes zum Schutz vor Mobbing am Arbeits-
platz gestellt, in dem Mobbing als Form der Verlet-
zung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts definiert 
werden soll und der Rechtsschutz für Mobbing-Be-
troffene geregelt wird.2 Das Gesetz soll unter ande-
rem Arbeitgeber zu Präventiv- und Abwehrmaßnah-
men verpflichten, ein Beschwerde- und Leistungs-
verweigerungsrecht sowie ein Maßregelungsverbot 
normieren und Beweiserleichterungen im Gerichts-
verfahren vorsehen.3 Ergänzend fordert die Fraktion 
Die Linke ein Verbandsklagerecht der Gewerkschaf-
ten (das es auch beim AGG nicht gibt) und insbeson-
dere, dass der Geltungsbereich eines solchen Geset-
zes auch „kirchliche und andere konfessionelle Ein-
richtungen und Unternehmen“ erfassen soll4 – was 

                                                 
1 Siehe etwa Wittig/Goetz, Mobbing am Arbeitsplatz. Verstehen und an den Ursachen bekämpfen, 2007, abrufbar unter 
https://www.boeckler.de/pdf/mbf_as_mobbi_2007.pdf (Abruf: 16.1.2020); Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin, Hilfe gegen Mobbing am Arbeitsplatz, 2008, abrufbar unter https://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Ko-
operation/INQA-Mobbing-am-Arbeitsplatz.html (Abruf: 16.1.2020); siehe auch Sasse/Schönfeld, RdA 2016, 346.  
2 BT-Drs. 19/6129 und BT-Drs. 19/16480. 
3 BT-Drs. 19/6129, 3. 
4 BT-Drs. 19/16480, 1. 

doch etwas ideologisch anmutet, suggeriert es doch, 
dass hier besonders viele Fälle des Mobbings aufträ-
ten. 

Braucht es ein solches Gesetz wirklich? Und wenn 
ja: Mit welchem Inhalt? Was sind die Lücken des 
Rechts, die es zu füllen gilt? Nur wer sich vergewis-
sert, welche gesetzlichen Regelungen zum Thema 
Mobbing bereits bestehen und wie die Mobbing-
Fälle in der bisherigen Rechtsprechung gehandhabt 
wurden, kann bewerten, ob ein neues Mobbinggesetz 
in der geforderten Form tatsächlich erforderlich ist, 
um einen ausreichenden Beschäftigtenschutz zu ge-
währleisten. Dazu im Folgenden einige Überlegun-
gen.  

II. Was bisher geschah: Ein Blick auf den Status quo 

In der Tat: Ein Gesetz zum Schutz vor Mobbing am 
Arbeitsplatz gibt es nicht. Auch fehlt bislang eine ge-
setzliche Definition des Begriffs „Mobbing“ oder 
auch des Bossing, auf das der Antrag der Fraktion 
Die Linke ergänzend Bezug nimmt. Das Beschäftig-
tenschutzgesetz, das dem Schutz der Beschäftigten 
vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz gewidmet 
war, galt von 1994 bis 2006 und ist dann im AGG 
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aufgegangen.5 Letzteres erfasst damit zwar auch Fälle 
des Mobbings mit Bezug zu einem der in § 1 AGG 
genannten Merkmale, und insbesondere auch die se-
xuelle Belästigung (s. § 3 Abs. 4 AGG), nicht aber 
solche aus anderen Gründen – ein „Mobbinggesetz“, 
wie es nun gefordert wird, ist das AGG also nicht. 
Und das gilt auch für das Arbeitsschutzgesetz: Des-
sen Zweck besteht im Schutz der Sicherheit und Ge-
sundheit der Arbeitnehmer,6 nicht jedoch im Persön-
lichkeitsschutz.7 Fälle des Mobbings werden aber 
auch vom Arbeitsschutzgesetz dort erfasst, wo es 
körperliche Auswirkungen nach sich zieht – denn 
dies fällt unter die Pflicht des Arbeitgebers nach § 4 
Nr. 1 ArbSchG, gesundheitliche Gefährdungen zu 
vermeiden.8 

Dass ein Mobbinggesetz nicht existiert, heißt aber 
nicht, dass das Thema Mobbing am Arbeitsplatz bis-
her ungeregelt ist oder auch nur, dass Rechtsschutz-
lücken bestehen. Wo es keines Gesetzes bedarf, darf 
es kein Gesetz geben. Jede neue Norm bedarf hinrei-
chender Gründe, will sie nicht bloße Placebogesetz-
gebung oder pure Bürokratie sein. Nun gibt es reich-
haltige Rechtsprechung zum Thema, die den Begriff 
des Mobbings konturiert.9 Die Gerichte haben er-
kannt, dass Mobbing am Arbeitsplatz ein wiederkeh-
rendes Problem darstellt und sich mit dessen indivi-
dualarbeitsrechtlichen Folgen – insbesondere Kündi-
gung eines mobbenden Arbeitnehmers, Unterlas-
sungs- und Schadensersatzansprüche – immer wie-
der auseinandergesetzt.10 Und da stellt man fest, dass 
das meiste, was nun als Gesetz gefordert wird, schon 
existiert: 

 Arbeitgeber sollen verpflichtet werden, „geeig-
nete, erforderliche und angemessene Maßnah-
men zur Unterbindung von Mobbing zu ergrei-
fen, wie beispielsweise Abmahnung, Umsetzung, 
Versetzung oder Kündigung“.11 Eine solche 

                                                 
5 BGBl. I, 2006, 1897 
6 Siehe § 1 Abs. 1 S. 1 ArbSchG: „Dieses Gesetz dient dazu, Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der 
Arbeit durch Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu sichern und zu verbessern.“; zur Zielsetzung auch Kollmer, in: Koll-
mer/Klindt/Schucht, ArbSchG, 3. Aufl. 2016, § 1, Rn. 2 ff. 
7 Kollmer, in: Kollmer/Klindt/Schucht, ArbSchG, 3. Aufl. 2016, § 1, Rn. 38. 
8 Kollmer, in: Kollmer/Klindt/Schucht, ArbSchG, 3. Aufl. 2016, § 1, Rn. 41; Kiel/Lunk/Oetker, MHdbArbR, 4. Aufl. 2018, 
§ 176, Rn. 11; siehe auch Sasse/Schönfeld, RdA 2016, 346 (347 f.).  
9 Grundlegend BAG, 15.1.1997 – 7 ABR 14/96, BB 1997, 1480, NZA 1997, 781; siehe auch BAG, 28.10.2010 – 8 AZR 
546/09, NZA-RR 2011, 378 (379); BAG, 16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1159); LAG Thüringen, 15.2.2001 – 5 
Sa 102/00, BB 2001, 2061, NZA-RR 2001, 577 (579); Reinfeld, in: MAH ArbR, 4. Aufl. 2017, § 34, Rn. 62; Poeche, in: Kütt-
ner, Personalbuch 2019, 26. Aufl. 2019, Mobbing, Rn. 1 m. w. N. 
10 Zusammenfassend Preis, in: ErfK, 20. Aufl. 2020, § 611a BGB, Rn. 623; Poeche, in: Küttner, Personalbuch 2019, 26. Aufl. 
2019, Mobbing, Rn. 1; siehe auch Benecke, RdA 2008, 357; Pauken, ArbRAktuell 2013, 350. 
11 BT-Drs. 19/6128, 3. 
12 BGH, 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, BB-Entscheidungsreport Oberthür, BB 2008, 675, NZA 2008, 223 (225); Preis, in: ErfK, 
20. Aufl. 2020, § 611a BGB, Rn. 615; Benecke, RdA 2008, 357 (359). 
13 BGH, 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, BB-Entscheidungsreport Oberthür, BB 2008, 675, NZA 2008, 223 (225 f.) m. w. N.; 
Preis, in: ErfK, 20. Aufl. 2020, § 611a BGB, Rn. 615. 
14 BGH, 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, BB-Entscheidungsreport Oberthür, BB 2008, 675, NZA 2008, 223 (226); BGH, 
16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1159). 
15 Niemann, in: ErfK, 20. Aufl. 2020, § 626 BGB, Rn. 117; Poeche, in: Küttner, Personalbuch 2019, 26. Aufl. 2019, Mobbing, 
Rn. 3; Reinfeld, in: MAH ArbR, 4. Aufl. 2017, § 34, Rn. 66; Mengel, Compliance und Arbeitsrecht, Persönlichkeitsrechts-
schutz, Rn. 35 ff.; Seel, öAT 2013,158 (159); Benecke, Rda 2008, 357 (364); diess., NZA-RR 2003, 225 (226). 
16 Siehe BGH, 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, BB-Entscheidungsreport Oberthür, BB 2008, 675, NZA 2008, 223 (227); BGH, 
16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1165) m. w. N.  
17 BGH, 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, BB-Entscheidungsreport Oberthür, BB 2008, 675, NZA 2008, 223 (225).  
18 Siehe etwa Preis, in: ErfK, 20. Aufl. 2020, § 611a BGB, Rn. 617 und 623; Poeche, in: Küttner, Personalbuch 2019, 
26. Aufl. 2019, Mobbing, Rn. 3; Reinfeld, in: MAH ArbR, 4. Aufl. 2017, § 34, Rn. 67; Benecke, RdA 2008, 357 (359); diess., 
NZA-RR 2003, 225 (227).  

Pflicht des Arbeitgebers folgt bereits in Form ei-
ner Fürsorgepflicht aus § 242 BGB.12 Der Arbeit-
geber hat die Grundrechte des Arbeitnehmers, in 
diesem Zusammenhang insbesondere das allge-
meine Persönlichkeitsrecht, zu achten und zu 
schützen.13 Dass dieser Grundsatz zum Teil ge-
setzliche Konkretisierungen erfahren hat, wie 
etwa vormals in § 4 Abs. 1 Nr. 1 Beschäftigten-
schutzgesetz oder jetzt in § 12 Abs. 3 AGG, än-
dert nichts an dessen Gemeingültigkeit. Auch au-
ßerhalb des Anwendungsbereichs des AGG ist 
der Arbeitgeber verpflichtet, Maßnahmen zur 
Verhinderung von Mobbing zu ergreifen, soweit 
ihm diese zumutbar sind. Hierzu kann auch die 
Abmahnung oder Kündigung des mobbenden 
Mitarbeiters oder die Umsetzung das Mobbing-
Betroffenen in ein anderes Umfeld gehören – ob 
hierauf tatsächlich ein Anspruch besteht, kann 
indes nur im Einzelfall beurteilt werden.14 Nie-
mand aber bestreitet die Möglichkeit, solche 
Maßnahmen zu ergreifen.15 

 Verletzt der Arbeitgeber seine Fürsorgepflicht, 
indem er geeignete Maßnahmen nicht ergreift, ist 
ihm die Mobbinghandlung zurechenbar – etwa 
weil er selbst oder ein Erfüllungsgehilfe gem. 
§ 278 BGB sie vornimmt – oder trifft ihn ein Or-
ganisationsverschulden, können dem Arbeitneh-
mer Ansprüche auf Ersatz sowohl des materiel-
len als auch des immateriellen Schadens zu-
stehen.16 Deliktische Ansprüche gegen den Ar-
beitgeber oder einen mobbenden Mitarbeiter 
nach den §§ 823 ff. BGB sind ebenso nahelie-
gend.17 Auch das ist unbestritten.18 

 Soweit gefordert wird, eine Frist zur Geltendma-
chung von Ansprüchen in Fällen von Mobbing 
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von mindestens drei Jahren festzuschreiben19, ist 
erneut auf den gesetzlichen Status quo hinzuwei-
sen: Die regelmäßige Verjährungsfrist von drei 
Jahren nach §§ 195, 199 BGB gilt bereits. Die 
Frist für Schadensersatzansprüche bei Verletzung 
der Gesundheit beträgt nach § 199 Abs. 2 BGB 
sogar 30 Jahre. Arbeitsvertragliche Ausschluss-
fristen gelten nicht für die Haftung wegen Vorsat-
zes und greifen so in Mobbingfällen regelmäßig 
nicht ein.20 

 Eine Stärkung der Rechte des Betriebsrats hin-
sichtlich von Präventionsmaßnahmen21 wäre rein 
deklaratorisch: Sog. Mobbingregeln in Verhal-
tenskodizes sind bereits jetzt mitbestimmungs-
pflichtig nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG als Rege-
lungen zur Ordnung des Betriebs.22 

 Auch das geplante Maßregelungsverbot23 bedarf 
keiner zusätzlichen Rechtsgrundlage – ein sol-
ches besteht bereits in § 612a BGB.24 Gleiches gilt 
für das geforderte Leistungsverweigerungsrecht – 
im Falle des nachgewiesenen Mobbings folgt ein 
solches bereits aus § 273 BGB.25 Auch hier: Un-
bestritten.26  

III. Fehlt etwas?  

So stellt sich die Frage, was denn nun fehlt. Braucht 
es ein „Mobbinggesetz“, das, wie die beiden Fraktio-
nen fordern, den Begriff gesetzlich festschreibt und 
die möglichen Sanktionen im Einzelnen definiert? 
Ob ein solches gesetzgeberisches Einschreiten an 
dieser Stelle erforderlich – oder überhaupt sinnvoll 
– ist, ist in mehrfacher Hinsicht fraglich: 

1. Konkretisierende Gesetzgebung ist schwierig 

Gefordert wird vor allem ein Gesetz, dass den Begriff 
des Mobbings – mit den Worten der Antragsteller 
„endlich“ – als Rechtsbegriff definiert.27 Dies ist an-
gesichts der Bandbreite verschiedener Fallgestaltun-
gen schwierig – und auch wenig sinnvoll. Zwar hat 
es in der Rechtsprechung bereits Versuche gegebe-
nen, eine gemeingültige Definition zu finden: Das 
Bundesarbeitsgericht definierte Mobbing zunächst 

                                                 
19 BT-Drs. 19/16480, 2. 
20 BAG, 20.6.2013 – 8 AZR 280/12, NZA 2013, 1265 (1267); siehe auch BAG, 16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154. 
21 So gefordert in BT-Drs. 19/16480, 2. 
22 Henssler, NZA Beilage 2018, 31 (36); siehe dazu auch Schwede, ArbRAktuell 2019, 7 (9); Sasse/Schönfeld, RdA 2016, 
346 (349). Aus der Kommentarliteratur: Richardi, BetrVG, 16. Aufl. 2018, § 87, Rn. 177 ff. m. w. N. 
23 BT-Drs. 19/6128, 3. 
24 Dazu umfassend Thüsing, in: Henssler/Willemsen/Kalb (Hrsg.), Arbeitsrecht, 8. Aufl. 2018, § 612a BGB, Rn. 1 ff.; Thü-
sing, NZA 1994, 728. 
25 Siehe dazu BGH, 19.1.2016 – 2 AZR 449/15, NZA 2016, 1144 (1149); BGH, 23.1.2007 – 9 AZR 557/06, NZA 2007, 1166 
(1167); hierzu muss die behauptete Pflichtverletzung des Arbeitgebers indes genau bezeichnet werden, ein pauschales Be-
rufen auf Mobbing genügt nicht, siehe BAG, 13.3.2008 – 2 AZR 88/07, BB-Rechtsprechungsreport Breitfeld/Kleber, BB 
2008, 2132, BeckRS 2008, 54095. 
26Preis, in: ErfK, 20. Aufl. 2020, § 611a, Rn. 617; Poeche, in: Küttner, Personalbuch 2019, 26. Aufl. 2019, Mobbing, Rn. 4; 
Koch, in: Schaub/Koch, Arbeitsrecht A-Z, 23. Aufl. 2018, Mobbing; Ahrendt, in: Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 18. Aufl. 
2019, § 36 Rn. 160; Kreitner, DStR 1997, 1292 (1294).  
27 BT-Drs. 19/6128, 2, 3. 
28 BAG, 15.1.1997 – 7 ABR 14/96, BB 1997, 1480, NZA 1997, 781.  
29 LAG Thüringen, 15.2.2001 – 5 Sa 102/00, BB 2001, 2061, NZA-RR 2001, 577 (579); siehe auch LAG Hamm, 25.6.2002 – 
18 (11) Sa 1295/01, NZA-RR 2003, 8 Ls; LAG Rheinland-Pfalz, 16.8. 2001 – 6 Sa 415/01, NZA-RR 2002, 121 (122); siehe 
auch Reinfeld, in: MAH ArbR, 4. Aufl. 2017, § 34, Rn. 62 m. w. N. 
30 BAG, 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, BB-Entscheidungsreport Oberthür, BB 2008, 675, NZA 2008, 223 (225).  
31 BAG, 28.10.2010 – 8 AZR 546/09, NZA-RR 2011, 378 (379); BAG, 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, BB-Entscheidungsreport 
Oberthür, BB 2008, 675, NZA 2008, 223 (225); BAG, 16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1159).  
32 So grundlegend BAG, 16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1159). 

als „das systematische Anfeinden, Schikanieren oder 
Diskriminieren von Arbeitnehmern untereinander o-
der durch Vorgesetzte.“28 In der instanzgerichtlichen 
Rechtsprechung wurde der Begriff konkretisiert und 
Mobbing als „fortgesetzte, aufeinander aufbauende 
oder ineinander übergreifende, der Anfeindung, 
Schikane oder Diskriminierung dienende Verhal-
tensweisen, die nach ihrer Art und ihrem Ablauf im 
Regelfall einer übergeordneten, von der Rechtsord-
nung nicht gedeckten Zielsetzung förderlich sind 
und jedenfalls in ihrer Gesamtheit das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht, die Ehre oder die Gesundheit 
des Betroffenen verletzen“ definiert.29 Das alles sind 
Formeln, die ohne Ansehung leer sind. In jüngerer 
Rechtsprechung geht das BAG davon aus, dass der 
Begriff des Mobbings überwiegend dem der Belästi-
gung gem. § 3 Abs. 3 AGG – das heißt einer Benach-
teiligung, wenn unerwünschte Verhaltensweisen, 
die mit einem in § 1 AGG genannten Grund in Zu-
sammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass 
die Würde der betreffenden Person verletzt und ein 
von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedri-
gungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen ge-
kennzeichnetes Umfeld geschaffen wird – ent-
spricht, mit der Abweichung, dass es nicht zwin-
gend um einen in § 1 AGG genannten Grund gehen 
muss.30 

Es wird deutlich: Beim Begriff des Mobbings handelt 
es sich nicht um einen Rechtsbegriff, der einer recht-
liche Subsumtionshilfe bieten könnte.31 Es geht um 
einen Typus ohne notwendige und ohne hinrei-
chende Voraussetzung. Entscheidend und jeweils im 
Einzelfall festzustellen ist, ob einzelne Vorfälle – 
auch wenn sie sich selbst im Rahmen des rechtlich 
Zulässigen halten – in der Gesamtschau zu einer 
Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 
führen, die die Grenze des Zumutbaren überschrei-
tet.32 Ob ein bestehendes Anfeinden und Schikanie-
ren bereits Mobbing darstellt, kann nicht allgemein 
geregelt werden: Nicht jede Auseinandersetzung un-
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ter Kollegen oder zwischen Arbeitnehmer und Vor-
gesetztem soll hier erfasst werden.33 Insbesondere die 
Sozialadäquanz und Betriebsüblichkeit des in Frage 
stehenden Verhaltens müssen stets Berücksichtigung 
finden.34 

Zuzugestehen ist, dass diese Einzelfallabhängigkeit 
eine gewisse Ungenauigkeit des Begriffs Mobbing 
nach sich zieht. Doch eine gesetzliche Definition 
wird den Begriff nicht präziser erfassen können, als 
die bisherige Linie der Rechtsprechung dies tut. 
Vielmehr würde sie sich der Mannigfaltigkeit des 
Problems verschließen – und so womöglich der Ge-
rechtigkeit abträglich sein. To define is to limit. 

2. Beweislastregelung 

Eine wesentliche Änderung der jetzigen Rechtslage 
würde jedoch die geforderte Beweiserleichterung im 
gerichtlichen Verfahren mit sich bringen.35 Es gilt 
der allgemeine Grundsatz, nach dem der Gläubiger 
die anspruchsbegründenden Tatsachen beweisen 
muss, Beweiserleichterungen greifen nicht ein.36 In-
soweit besteht eine deutliche Diskrepanz zwischen 
Mobbing-Fällen, die unter das AGG fallen – hier 
greift die Beweiserleichterung nach § 22 AGG – und 
solchen, die nach den allgemeinen zivilrechtlichen 
Grundsätzen zu beurteilen sind. Diese ist jedoch ge-
rechtfertigt:  

Durch die Regelung des § 22 AGG soll dem Betroffe-
nen erspart bleiben, Tatsachen nachweisen zu müs-
sen, die aus der Sphäre des Unternehmers stam-
men.37 Das Vorliegen einer Benachteiligung muss 
nachgewiesen werden – lediglich für den Kausalzu-
sammenhang zwischen geschütztem Merkmal und 
Benachteiligung greift die Beweiserleichterung.38 Bei 
Mobbingfällen kommt es aber nicht auf das Vorlie-
gen eines bestimmten Grundes an. Die bestehenden 
Beweisschwierigkeiten ergeben sich zumeist ledig-
lich daraus, dass es keine Zeugen für die Mobbin-
ghandlung gibt.39 Das allein begründet aber keine 
schwächere Position des Mobbing-Betroffenen, die 
es durch eine Beweislasterleichterung auszugleichen 
gilt.40 Im Gegenteil: Der Betroffene steht nicht gene-

                                                 
33 BAG, 15.9.2016 – 8 AZR 351/15, ArbRAktuell 2017, 117 Ls; BAG, 16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1161); 
Reinfeld, in: MAH ArbR, 4. Aufl. 2017, § 34, Rn. 63; Koch, in: Schaub/Koch, Arbeitsrecht A-Z, 23. Aufl. 2018, Mobbing.  
34 So auch BAG, 16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1161); Reinfeld, in: MAH ArbR, 4. Aufl. 2017, § 34, Rn. 63; 
Koch, in: Schaub/Koch, Arbeitsrecht A-Z, 23. Aufl. 2018, Mobbing. 
35 BT-Drs. 19/6128, 3.  
36 Ausführlich BAG, 16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1162); für eine Modifikation zugunsten des Arbeitneh-
mers noch LAG Thüringen, 15.2.2001 – 5 Sa 102/00, BB 2001, 2061, NZA-RR 2001, 577 (580).  
37 Schlachter, in: ErfK, 20. Aufl. 2020, § 22 AGG, Rn. 1; Stein, NZA 2016, 849. 
38 Schlachter, in: ErfK, 20. Aufl. 2020, § 22 AGG, Rn. 2; Thüsing, in: MüKo-BGB, 8. Aufl. 2018, § 22 AGG, Rn. 3; Stein, 
NZA 2016, 849. 
39 BAG, 16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1162); Benecke, NZA-RR 2003, 225 (229). 
40 Vgl. Mengel, Compliance und Arbeitsrecht, Persönlichkeitsrechtsschutz, Rn. 51; Benecke, RdA 2008, 357 (362); diess., 
NZA-RR 2003, 225 (229); Rieble/Klump, ZIP 2002, 369. 
41 BAG, 16.5.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154 (1162 f.); Benecke, RdA 2008, 357 (362); diess., NZA-RR 2003, 225 
(229). 
42 BT-Drs. 19/16480, 1. 
43 Ein engagiertes Plädoyer für ein Verbandsklagerecht bei Diskriminierungen Joussen, RdA 2015, S.305, 307. Kraftvoll da-
gegen Höpfner für das Tarifrecht RdA 2015, 94, 95: „Allen Vorschlägen zur Einführung eines Verbandsklagerecht gemein 
ist ein völlig unbegründetes Misstrauen gegen die Selbstbestimmungskraft der einzelnen Arbeitnehmer, um derentwillen 
Tarifautonomie überhaupt nur existiert. Sie führen, konsequent zu Ende gedacht, zu einer Pervertierung von Tarifautono-
mie als eine kollektivistische Bevormundung des Arbeitnehmers.“ 
44 S. hierzu schon Thüsing, DB 1999, 1552. 
45 BT-Drs. 19/6128, 2, 5. 

rell schlechter als andere Gläubiger, die die an-
spruchsbegründenden Tatsachen darlegen müssen. 
Dem Problem fehlender Zeugen kann durch die be-
stehenden Institute des Prozessrechts (etwa §§ 141, 
445 ZPO) abgeholfen werden.41 

3. Verbandsklagerecht 

Die Fraktion Die Linke fordert zudem ein Verbands-
klagerecht der Gewerkschaften.42 Ein solches Recht 
wird wegen allem Möglichen gefordert.43 Eingeführt 
wurde es bislang nicht. Es wäre also ein Systemb-
ruch, es gerade hier zu tun – und es wäre umso brü-
chiger, als das deutsche Recht ja (anders als das fran-
zösische44) noch nicht einmal ein Klagerecht der Ge-
werkschaft zur Durchsetzung des Tariflohns eines 
einzelnen Arbeitnehmers kennt. Wenn sie sich aber 
noch nicht einmal in dieser Weise schützend vor 
den eigenen Tarifvertrag stellen kann, dann wäre es 
beim Mobbing sicherlich begründungsbedürftig. Und 
das insbesondere deswegen, weil der Arbeitnehmer 
vielleicht aus gutem Grund gar nicht will, dass seine 
Demütigungen und Belästigungen in die (Gerichts-) 
Öffentlichkeit getragen werden. 

4. Gesetze sollen keine Zeichen sein  

Bleibt noch der von den Antragstellern genannte 
Wille, Arbeitgeber und Betroffene für das Thema zu 
sensibilisieren.45 Zu Recht wird darauf hingewiesen, 
dass Mobbing ein im Arbeitsleben häufig anzutref-
fendes Problem darstellt und weitreichendere Prä-
ventivmaßnahmen wünschenswert sind.  

Doch dafür ein eigenes Gesetz zu schaffen, indem 
Rechte, Pflichten und Sanktionen festgeschrieben 
werden, die inhaltsgleich schon lange bestehen und 
auch von den Gerichten durchgesetzt werden, wäre 
verfehlt. Zwar mag es von Seiten der Politik wün-
schenswert sein, den Eindruck zu vermitteln, man 
habe die Problematik erkannt und sich dieser ange-
nommen. Wer Zeichen setzen will, der soll Kerzen 
anzünden oder Mahnwachen abhalten. Ein Mobbing-
gesetz ist aber der falsche Weg, dieses Zeichen zu 
setzen. Gesetze sollen da geschaffen werden, wo re-
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gulative Lücken bestehen, die nicht durch die Recht-
sprechung bewältigt werden können. Solche Lücken 
bestehen für den Bereich des Mobbings nicht.  

IV. Wo besteht tatsächlich Verbesserungspotential 

Trotz dieser Skepsis: Es ist gut und richtig, dass das 
Thema Mobbing diskutiert und neu in den Blick ge-
nommen wird. Denn Handlungsoptionen des Gesetz-
gebers gibt es jenseits des Vorgeschlagenen durch-
aus. Freilich sollte man zurückhaltend und vorsich-
tig agieren: 

 Dass effektiver Schutz vor Mobbing am Arbeits-
platz häufig nicht gewährleistet werden kann, 
liegt nicht an der fehlenden Sanktionsfähigkeit 
des Mobbingverhaltens. Vielmehr sehen Be-
troffene aus Angst vor Repressalien oder Verlust 
des Arbeitsplatzes oft davon ab, rechtliche 
Schritte einzuleiten. Hier sollten Verbesserungs-
vorschläge ansetzen: Es gilt, sowohl Arbeitgeber, 
als auch Arbeitnehmer für die Ursachen und 
Auswirkungen des Mobbings, insbesondere hin-
sichtlich der jeweils bestehenden Rechte und 
Pflichten, zu sensibilisieren. Hier sind insbeson-
dere die Betriebspartner in der Verantwortung, 

gute Regeln des Mobbingschutzes zu entwi-
ckeln.46 

 Ab einer bestimmten Betriebsgröße kann es sinn-
voll sein, eine unabhängige Stelle – vergleichbar 
mit dem Amt der Gleichstellungsbeauftragten – 
einzurichten, die als Ansprechpartner für Be-
troffene fungiert und für Präventionsmaßnahmen 
innerhalb des Betriebs, wie z.B. Schulungen und 
Information der Belegschaft, zuständig ist. Ggf. 
wären die Kompetenzen der Gleichstellungsbe-
auftragten zu erweitern. 

 Um die Effektivität solcher Maßnahmen und die 
Notwendigkeit zusätzlicher Schritte in Zukunft 
beurteilen zu können, müssen auch aktuelle Da-
ten zu gemeldeten Mobbingvorfällen erhoben 
werden. Sinnvoll sind auch regelmäßige anony-
misierte Befragungen im Bundesgebiet, um auch 
Fälle zu erfassen, in denen Betroffene nicht 
rechtlich gegen Mobbing vorgegangen sind. Sinn-
voll ist es daher, wie auch von beiden Antragstel-
lern gefordert47, einen regelmäßigen Mobbingre-
port in Auftrag zu geben und auf Grundlage der 
gewonnenen Erkenntnisse den weiteren Hand-
lungsbedarf zu beurteilen.  

 

 

 
  

                                                 
46 Hilfreich Maschke, Trendbericht: Betriebs- und Dienstvereinbarungen für partnerschaftliches Verhalten, gegen Mobbing, 
Diskriminierung und sexuelle Belästigung, 2012, abrufbar unter https://www.boeckler.de/pdf/mbf_bvd_hintergrund_part-
ner_verhalten.pdf (Abruf: 16.1.2020). 
47 BT-Drs. 19/6128, 3; BT-Drs. 19/16480, 3. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 19(11)543 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 21. Januar 2020 
19. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 27. Januar 2020 zum 

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne Ferschl, Doris Achelwilm, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Betroffene von Mobbing im Arbeitsleben besser schützen - BT-Drucksache 19/16480 

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Katja Keul, Anja Hajduk, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Beschäftigte vor Mobbing am Arbeitsplatz schützen - BT-Drucksache 19/6128 

Dr. Alexander Bissels, Köln 

I. Zusammenfassung 

Ein Gesetz zum Schutz vor Mobbing am Arbeits-
platz, wie – insoweit übereinstimmend – in den An-
trägen der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bzw. DIE LINKE verlangt wird, ist nicht erforderlich. 
Zusammengefasst ergibt sich dieses Ergebnis aus den 
nachfolgenden Erwägungen: 

 Es existieren bereits auf Grundlage des geltenden 
Rechts sowie dessen Anwendung, Ausformung 
und Auslegung durch die Rechtsprechung ausrei-
chende Möglichkeiten, um Arbeitnehmer1, von 
denen ein Mobbing ausgeht, zu sanktionieren, 
Arbeitgeber entsprechend in die Pflicht zu neh-
men und Opfer von Mobbing am Arbeitsplatz 
hinreichend zu schützen.  

 Die Rechtsprechung der Arbeitsgerichte ist in Be-
zug auf Mobbing soweit konkretisiert, dass prä-
zise Definitionen existieren, die eine Sanktionie-
rung der Täter und den erforderlichen Schutz der 
Opfer gewährleisten. Es ist nicht ersichtlich, in-
wiefern das in Rede stehende Gesetz in den An-
trägen der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN bzw. DIE LINKE dazu führen sollte, den ge-
genwärtigen Status quo weiter zu verbessern. 

 Die in dem von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN geforderten Gesetz zum Schutz vor 
Mobbing am Arbeitsplatz vorgesehene Beweiser-
leichterung zugunsten des Arbeitnehmers stünde 
in Widerspruch zu allgemeinen Grundsätzen der 

                                                 
1 Mit der nachfolgend verwendeten Bezeichnung „Arbeitnehmer“ und sonstigen geschlechtsspezifischen Formulierungen 
sind Beschäftigte jeder Geschlechtsidentität gemeint. Lediglich im Sinne einer leichteren Lesbarkeit wird bei allen Bezeich-
nungen die grammatikalisch männliche Form verwendet. 

Beweisregeln des Zivilrechts. Der Arbeitnehmer 
ist von einem Mobbing in persona betroffen; er 
hat den relevanten Sachverhalt in der Regel 
selbst erlebt. Einer etwaig bestehenden Beweis-
not des Arbeitnehmers trägt die Rechtsprechung 
durch Parteianhörungen nach § 141 ZPO und/o-
der eine Parteivernehmung (§§ 445, 448 ZPO) so-
wie durch eine sorgfältige beweisrechtliche Wür-
digung des Sachverhalts bereits auf Grundlage 
der gegenwärtigen Judikatur Rechnung. Eine Be-
weislasterleichterung oder sogar -umkehr zulas-
ten des Arbeitgebers hätte zur Folge, dass es die-
sem kaum noch möglich wäre, sich gegen einen 
Mobbingvorwurf in dem erforderlichen Maße zu 
verteidigen und sich von den erhobenen Vorwür-
fen zu exkulpieren.  

 Abgesehen davon scheitern gegenwärtig zahlrei-
che Klagen von Arbeitnehmern daran, dass die 
tatbestandlichen Voraussetzungen für ein Mob-
bing auf Grundlage der von der Rechtsprechung 
entwickelten und nach den Anträgen der Fraktio-
nen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bzw. DIE LINKE 
in ein neues Gesetz zu übernehmenden Defini-
tion nicht dargelegt werden können; auf die Be-
weisbarkeit dieser Tatsachen kommt es dabei 
nicht (mehr) an, so dass mit einer zugunsten der 
betroffenen Arbeitnehmer wirkenden gesetzlich 
verordneten Beweiserleichterung nichts gewon-
nen wäre. 
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 In betriebsverfassungsrechtlicher Hinsicht wer-
den die von einem Mobbing betroffenen Arbeit-
nehmer hinreichend geschützt. Der Betriebsrat ist 
auf Grundlage des geltenden Rechts in der Lage, 
Regelungen zum Umgang mit Mobbing und/oder 
zu dessen Verhinderung gegen den Arbeitgeber 
durchzusetzen.2 Einer Anpassung des BetrVG – 
wie in dem Antrag der Fraktion DIE LINKE ver-
langt – bedarf es nicht.  

 Die Festschreibung einer Frist von mindestens 
drei Jahren zur Geltendmachung von Ansprü-
chen wegen des Mobbings – wie in dem Antrag 
der Fraktion DIE LINKE verlangt – ist nicht erfor-
derlich. Es gelten bereits jetzt die gesetzlichen 
Verjährungsfristen von mindestens drei Jahren. 
Die diese ggf. verkürzenden arbeits- und tarifver-
traglichen Ausschlussfristen beginnen erst mit 
der zeitlich letzten relevanten Handlung eines 
Mobbings, so dass auch in diesem Zusammen-
hang die Rechte des Arbeitnehmers hinreichend 
gewahrt werden können. 

 Das Ergebnis der hiesigen Ausarbeitung kann 
folglich mit den Worten von Charles Baron de 
Montesquieu3 zusammengefasst werden: „Wenn 
es nicht notwendig ist, ein Gesetz zu machen, 
dann ist es notwendig, kein Gesetz zu machen.“ 

II. Begründung 

Das BAG definiert Mobbing als systematisches An-
feinden, Schikanieren oder Diskriminieren von Ar-
beitnehmern untereinander oder auch seitens eines 
Vorgesetzten.4 Mobbing trifft Arbeitnehmer unab-
hängig von ihrer Qualifikation oder der Art ihrer Tä-
tigkeit.  

Nach dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN soll das beantragte, spezielle Gesetz erfor-
derlich sein, um eine Abschreckungswirkung zu er-
zeugen und Rechtslücken zu schließen. In diese 
Richtung weist auch der Antrag der Fraktion DIE 
LINKE. Ein spezielles Gesetz ist zur Erreichung die-
ser Ziele allerdings nicht erforderlich. Die Forderun-
gen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion DIE LINKE sind – wie die nachfolgende 
Darstellung zeigt – bereits durch bestehende Gesetze 
und die auf dieser Grundlage entwickelte Judikatur 
vollständig umgesetzt und insbesondere die An-
spruchsvoraussetzungen durch die Rechtsprechung 
hinreichend konkretisiert, so dass die Aussage über 
(vermeintliche) Rechtsschutzlücken nicht zutreffend 
ist. Denn dass hierzulande kein Gesetz existiert, das 
Mobbing ausdrücklich sanktioniert, bedeutet nicht, 
dass Rechtsschutzlücken bestehen und Sanktions-
möglichkeiten fehlen, aufgrund derer der von einem 
Mobbing betroffene Arbeitnehmer schutzlos gestellt 
wäre. Vielmehr ist das Gegenteil der Fall: Bereits die 
bestehenden Gesetze und die auf dieser Grundlage 

                                                 
2 §§ 87 Abs. 1 Nr. 1 und 7, 75 BetrVG. 
3 Französischer Schriftsteller und Philosoph, 1689 bis 1755. 
4 BAG, Urteil v. 06.11.1996 – 5 AZR 334/95, NZA 1997, 778. 
5 BAG, Urteil v. 16.05.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154; BAG, Urteil v. 28.10.2010 – 8 AZR 546/09, NZA 1986, 277; 
Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing S. 1581 Rn. 15.  
6 BAG, Urteil v. 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, NZA 2008, 226; Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing 
S. 1582 Rn. 16. 
7 Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing S. 1580 Rn. 10. 

ergangene, die gesetzlichen Vorschriften konkretisie-
rende Rechtsprechung können im Fall von Mobbing 
vollständig Abhilfe schaffen, so dass es eines neuen 
Gesetzes nicht bedarf. Dem Arbeitnehmer steht eine 
Vielzahl von Instrumenten zur Verfügung, um sich 
(erfolgreich) gegen Mobbing am Arbeitsplatz zur 
Wehr setzen zu können: 

 Schutz im Rahmen der Fürsorgepflicht: Der Ar-
beitgeber hat im Rahmen seiner Fürsorge- und 
Schutzpflichten auf das Wohl und die berechtig-
ten Interessen des Arbeitnehmers Rücksicht zu 
nehmen. Dies ergibt sich einerseits aus § 241 
Abs. 2 BGB; andererseits ist die Fürsorgepflicht 
auch Ausfluss des in § 242 BGB niedergelegten 
Grundsatzes von Treu und Glauben, der durch 
das in den Grundrechten verankerte allgemeine 
Persönlichkeitsrecht nach Art. 1 und Art. 2 GG 
konkretisiert wird. Der Arbeitnehmer hat inso-
fern einen Anspruch darauf, dass auf sein Wohl 
und seine berechtigten Interessen Rücksicht ge-
nommen wird, dass er vor Gesundheitsgefahren, 
auch psychischer Art, geschützt und dass er kei-
nem Verhalten ausgesetzt wird, das bezweckt o-
der bewirkt, dass seine Würde verletzt und ein 
von Einschüchterungen, Anfeindungen und Er-
niedrigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaf-
fen wird. Bei der Verletzung des Persönlichkeits-
rechts des Arbeitnehmers liegt ein Verstoß gegen 
die arbeitsvertraglichen Pflichten des Arbeitge-
bers vor.5 Für Benachteiligungen aus den in § 1 
AGG genannten Gründen hat der Gesetzgeber zu-
dem in § 12 AGG die aus der Fürsorgepflicht re-
sultierenden Verpflichtungen des Arbeitgebers 
näher konkretisiert. So verlangt § 12 Abs. 3 AGG 
bei Vorliegen eines Verstoßes von Beschäftigten 
gegen das Benachteiligungsverbot, dass der Ar-
beitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderli-
chen und angemessenen Maßnahmen zur Unter-
bindung der Benachteiligung ergreift. Diese nor-
mierten Verpflichtungen des Arbeitgebers gelten 
für Mobbingfälle außerhalb des Anwendungsbe-
reiches des AGG analog.6 

 Schadensersatz: Deliktische Anspruchsgrundla-
gen (§§ 823 Abs. 1, 823 Abs. 2, 826, 831 BGB) 
können sowohl gegen andere Arbeitnehmer als 
auch gegen den Arbeitgeber geltend gemacht 
werden. Verletztes Rechtsgut ist dabei i.d.R. die 
Gesundheit, der Körper, das Eigentum oder das 
allgemeine Persönlichkeitsrecht.7 Neben der Haf-
tung des Arbeitgebers für eigenes Tun kommt zu-
dem eine Haftung des Arbeitgebers für ein Ver-
halten seiner Verrichtungsgehilfen, d.h. der von 
diesem beschäftigten Arbeitnehmer, nach § 831 



Ausschussdrucksache 19(11)547 Ausschuss für Arbeit und Soziales 

22 

BGB oder ein allgemeines Organisationsverschul-
den in Betracht.8 Die Ansprüche sind auf Natu-
ralrestitution gerichtet; der Schadensersatz wird 
daher in erster Linie in Form des Widerrufs der 
ehrverletzenden Behauptung, durch Unterlas-
sung der verletzenden Handlung oder den Ersatz 
der Behandlungskosten für Gesundheitsschäden 
geleistet.9 Zum Ausgleich eines immateriellen 
Schadens kommt ergänzend ein Anspruch auf 
Schmerzensgeld (§ 253 Abs. 2 BGB) in Betracht. 
Vertragliche Schadensersatzansprüche können 
hingegen nur gegenüber dem Arbeitgeber geltend 
gemacht werden, da zwischen Arbeitskollegen 
kein Vertragsverhältnis besteht. Mögliche An-
spruchsgrundlage ist in diesem Zusammenhang 
§§ 280 Abs. 1 i.V.m. 241 Abs. 2 BGB, wenn der 
Arbeitgeber selbst Verursacher des Mobbings ist, 
er nicht gegen die das Mobbing betreibenden Ar-
beitnehmer einschreitet oder ihm deren Ver-
schulden nach § 278 BGB zugerechnet wird. Als 
Rechtsfolge sind Gesundheits- und Vermögens-
schäden zu ersetzen.10 Neben den deliktsrechtli-
chen und vertraglichen Schadensansprüchen 
kann dem Arbeitnehmer außerdem ein Schadens- 
und/oder Entschädigungsanspruch nach § 15 
AGG gegen den Arbeitgeber zustehen, wenn das 
Mobbing aufgrund der in § 1 AGG genannten 
Merkmalen erfolgt. 

 Leistungsverweigerungsrecht: Der Arbeitnehmer 
ist außerdem berechtigt, seine Arbeitsleistung 
nach § 273 BGB zurückzubehalten, d.h. zu ver-
weigern, wenn der Arbeitgeber keine oder ledig-
lich unzureichende Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Mobbings einleitet, so dass auch diese Forde-
rung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
reits nach dem geltenden Recht erfüllt ist. 

 Beschwerderecht: Vom Mobbing betroffene Ar-
beitnehmer haben nach § 84 Abs. 1 S. 1 BetrVG 
das Recht, sich bei den zuständigen Stellen des 
Betriebs zu beschweren, wenn sie sich vom Ar-
beitgeber oder von Arbeitnehmern des Betriebs 
benachteiligt oder in sonstiger Weise beeinträch-
tigt fühlen. Der Arbeitnehmer muss sich dafür 
selbst betroffen fühlen, das beeinträchtigende 
Verhalten rügen und Abhilfe begehren. Der Ar-
beitgeber hat über die Behandlung der Be-
schwerde zu entscheiden und muss ihr abhelfen, 
soweit er sie als begründet ansieht; wegen der 
Einlegung der Beschwerde dürfen dem Arbeit-
nehmer keine Nachteile entstehen (§ 84 Abs. 2, 3 
BetrVG).11 Diese Grundsätze gelten unabhängig 
davon, ob in dem Betrieb ein Betriebsrat besteht 
oder nicht.12 Zudem kann sich der Arbeitnehmer 
mit seiner Beschwerde an den Betriebsrat wen-

                                                 
8 BAG, Urteil v. 16.05.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154; BAG, Urteil v. 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, NZA 2008, 223; 
Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing S. 1580 Rn. 9. 
9 Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing S. 1580 Rn. 10. 
10 Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing S. 1580 f. Rn. 11. 
11 Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing S. 1582 Rn. 18. 
12 Thüsing in: Richardi, BetrVG, § 84 Rn. 2.  
13 BAG, Urteil v. 14.01.2015 – 7 ABR 95/12, NZA 2015, 632; Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing 
S. 1582 Rn. 19. 
14 BAG, Urteil v. 14.01.2015 – 7 ABR 95/12, NZA 2015, 632; Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing 
S. 1583 Rn. 21. 
15 Str.: bejahend: Haller/Koch, NZA 1995, 356; offengelassen: BAG, Urteil v. 16.05.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154. 

den, der diese entgegenzunehmen und beim Ar-
beitgeber auf Abhilfe hinzuwirken hat, falls er 
diese für berechtigt erachtet, § 85 Abs. 1 Be-
trVG.13 Ein Beschwerderecht besteht außerdem 
nach § 13 Abs. 1 AGG, wenn sich der Arbeitneh-
mer im Zusammenhang mit seinem Beschäfti-
gungsverhältnis durch den Arbeitgeber, durch 
Vorgesetzte, anderen Beschäftigte oder Dritte we-
gen eines in § 1 AGG genannten Grundes benach-
teiligt fühlt. 

 Unterlassungserklärung: Nach §§ 1004 i.V.m. 
823 Abs. 1 BGB analog kann der von einem Mob-
bing betroffene Arbeitnehmer wegen einer Verlet-
zung seines Persönlichkeitsrechts Unterlassung 
verlangen. Der Anspruch kann sowohl gegen den 
Arbeitgeber als auch gegen den das Mobbing ver-
ursachenden Kollegen gerichtet werden. 

 Abhilfe durch den Betriebsrat: Insbesondere in 
Fällen des in dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN genannten „strategischen Mob-
bings“ kann der Betriebsrat den Arbeitnehmer 
unterstützen, die Mobbingsituation zu klären. 
Am Rande wird auf Grundlage der langjährigen 
Beratungspraxis des Unterzeichners darauf hin-
gewiesen, dass diesem selbst oder aber aufgrund 
von Gesprächen im Kollegenkreis kein einziger 
Fall des „strategischen Mobbings“ bekannt ge-
worden ist. Es mag sich letztlich um (tragische) 
Einzelfälle handeln, die in der Praxis sicherlich 
vorkommen mögen, jedoch keine „Breitenwir-
kung“ haben dürften, wie dies in dem Antrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN suggeriert 
wird. Dem Betriebsrat sind durch das BetrVG 
Rechte gegenüber dem Arbeitgeber eingeräumt, 
wie z.B. die Einlegung eines Widerspruchs gegen 
geplante personelle Einzelmaßnahmen (§§ 102 
Abs. 3, 99 Abs. 2 Nr. 6 BetrVG) und u.U. sogar 
das Verlangen der Kündigung oder Versetzung 
des Arbeitnehmers, von dem das Mobbing aus-
geht. Darüber hinaus haben Arbeitgeber und Be-
triebsrat gem. § 75 BetrVG darüber zu wachen, 
dass alle im Betrieb tätigen Personen nach den 
Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt 
werden und dass die freie Entfaltung der Persön-
lichkeit der einzelnen Arbeitnehmer geschützt 
und gefördert wird. Je nach Fallgestaltung haben 
die Betriebsparteien entsprechend dieser Norm 
die gesetzliche Pflicht, Mobbinghandlungen im 
Betrieb zu unterbinden.14 Verstößt der Betriebsrat 
gegen diese Überwachungspflicht, können An-
sprüche aus § 23 Abs. 1 BetrVG und Schadenser-
satzansprüche aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 75 
BetrVG gegen einzelne Betriebsratsmitglieder 
entstehen15, soweit diese grob gegen die Pflicht 
aus § 75 BetrVG verstoßen haben oder gar das 
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Mobbing von ihnen selbst ausgeht. Des Weiteren 
kann es nach § 37 Abs. 6 S. 1 BetrVG erforderlich 
sein, dass ein Mitglied des Betriebsrats an einer 
Schulung zum Thema „Mobbing“ teilnimmt. 
Dem Betriebsrat ist es nach dem geltenden Recht 
möglich, auch präventiv tätig zu werden, d.h. er 
darf eine Schulung zum Thema Mobbing bereits 
für erforderlich halten, wenn im Betrieb Konflikt-
lagen entstehen, aus denen sich Mobbingsituatio-
nen entwickeln können.16 Dem Betriebsrat kön-
nen außerdem (zwingende) Mitbestimmungs-
rechte nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 7 BetrVG 
zustehen, die ihn berechtigen, mit dem Arbeitge-
ber eine Betriebsvereinbarung zur Prävention vor 
und zur Vorgehensweise bei eventuell auftreten-
den Mobbingsachverhalten im Betrieb abzu-
schließen.17 Insoweit können – anders bei einem 
geforderten und abstrakt-generell wirkenden Ge-
setz – für den einzelnen Betrieb und die dort täti-
gen Mitarbeiter passgenaue Lösungen entwickelt 
werden, die praxistaugliche Instrumentarien vor-
sehen, um ein Mobbing zu verhindern bzw. auf 
ein solches zu reagieren. 

 Sanktionen durch den Arbeitsgeber: Ebenso ste-
hen dem Arbeitgeber Mittel zur Verfügung, um 
eine bestehende Mobbingsituation zu entschär-
fen: Da Mobbing am Arbeitsplatz einen Verstoß 
gegen die vertraglichen Pflichten des Arbeitneh-
mers darstellt, die diesen zu einem rücksichts- 
und respektvollem Umgang auch gegenüber den 
Arbeitskollegen anhalten, kann selbiger zu ar-
beitsrechtlichen Sanktionen führen. Insofern ist 
insbesondere an eine Versetzung oder Abmah-
nung zu denken. Bei einem anhaltenden Mob-
bing kann der Arbeitgeber mit einer ordentlichen 
oder außerordentlichen Kündigung des Mitarbei-
ters reagieren, wenn die entsprechenden Voraus-
setzungen nach dem KSchG bzw. dem BGB vor-
liegen. Denn der Arbeitnehmer verstößt durch 
das Mobbing gegen seine arbeitsvertragliche 
Treuepflicht, die das Gebot des betriebsfördern-
den Verhaltens beinhaltet, da er die betrieblichen 
Abläufe negativ beeinflusst, die Zusammenarbeit 
erschwert und den inneren Frieden im Unterneh-
men stört. Eine Kündigung des Täters wird dabei 
regelmäßig im Interesse des Arbeitgebers liegen, 
weil er stets damit rechnen muss, über eine Zu-
rechnung des Verhaltens seines Mitarbeiters oder 
aber gar aufgrund eines eigenen Verschuldens für 
die Folgen des Mobbings zu haften.18 

 Recht zur außerordentlichen Kündigung: Ein au-
ßerordentliches Kündigungsrecht kann zudem 
dem Opfer des Mobbings selbst zustehen, wenn 
diesem der Verbleib am Arbeitsplatz bis zum Ab-
lauf seiner Kündigungsfrist unzumutbar ist und 
die weiteren Voraussetzungen des § 626 BGB 

                                                 
16 BAG, Urteil v. 14.01.2015 – 7 ABR 95/12, NZA 2015, 632; Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing 
S. 1583 Rn. 22. 
17 BAG, Urteil v. 14.01.2015 – 7 ABR 95/12, NZA 2015, 632; Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing 
S. 1583 Rn. 23.  
18 Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing S. 1581 Rn. 12. 
19 Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing S. 1581 Rn. 13. 
20 Vgl. nur: BAG, Urteil v. 25.10.2007 – 8 AZR 593/06, NZA 2008, 223; BAG, Urteil v. 16.05.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 
1154; BAG, Urteil v. 15.09.2016 – 8 AZR 351/15, BeckRS 2016, 113588; BAG, Urteil v. 18.05.2017 – 8 AZR 74/16, NZA 2017, 
1530. 
21 BAG, Urteil v. 06.09.2007 – 2 AZR 722/06, NZA 2008, 219. 

(wichtiger Grund, Wahrung der Verhältnismäßig-
keit, Frist des § 626 Abs. 2 BGB) vorliegen. Als 
Folge der arbeitnehmerseitigen Kündigung kann 
sich auch ein Schadensersatzanspruch des Op-
fers gegen den Arbeitgeber nach § 628 Abs. 2 
BGB ergeben.19 

 Strafanzeige/-antrag: Als weitere Reaktionsmög-
lichkeiten des Arbeitgebers, aber auch des dem 
Mobbing ausgesetzten Arbeitnehmers kommen 
zudem Strafanzeige und Strafantrag in Betracht: 
Bestimmte Taten, die im Rahmen eines Mobbings 
begangen werden bzw. regelmäßig von Relevanz 
sein können, sind bereits gegenwärtig nach den 
Vorschriften des StGB strafrechtlich sanktioniert 
(u.a. Beleidigung, Verleumdung, Nötigung, Nach-
stellung). Wenn es um eine abschreckende Wir-
kung geht, die nach dem Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erreicht werden soll, 
dürfte das Strafrecht (in der gegenwärtig gelten-
den Fassung) das wirkungsvollste Mittel darstel-
len. Insofern besteht auch in dieser Hinsicht kein 
Bedürfnis nach einem neuen Gesetz.  

Die Arbeitsgerichte haben sich in ihrer Rechtspre-
chung bereits mehrfach mit Fällen von Mobbing be-
schäftigt. Es liegen zahlreiche höchstrichterliche Ju-
dikate des BAG dazu vor.20 Die Gerichte sind mittler-
weile für solche Sachverhalte entsprechend sensibi-
lisiert und haben die tatbestandlichen Voraussetzun-
gen für Ansprüche konkret herausgearbeitet, die in 
den Anträgen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Fraktion DIE LINKE zitiert werden. 
Das BAG greift dabei zur Definition des Begriffs 
„Mobbing“ auf den Begriff der Belästigung in § 3 
Abs. 3 AGG zurück und erweitert dessen Anwen-
dungsbereich auf andere als die in § 1 AGG genann-
ten Merkmale.21 Die Aussage der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, eine konkrete gesetzliche Defini-
tion des Mobbings existiere nicht, ist in dieser Abso-
lutheit zumindest nicht trennscharf; es wurde auf 
Grundlage der Rechtsprechung eine aus gesetzlichen 
Vorschriften abgeleitete Definition entwickelt. Durch 
die Erstreckung des Begriffs der Belästigung nach § 3 
Abs. 3 AGG auf andere, nicht durch das AGG er-
fasste Merkmale besteht auch die von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion DIE 
LINKE angeführte Schlechterstellung solcher Mob-
bingopfer, die sich nicht wegen eines der im AGG 
genannten Merkmale einem Mobbing ausgesetzt se-
hen, nicht. Warum eine weitere gesetzliche Defini-
tion von Nöten ist und inwiefern diese zweckmäßi-
ger als die des § 3 Abs. 3 AGG sein sollte, ist nicht 
erkennbar. Es liegt im Übrigen (inzwischen) eine als 
einheitlich zu bezeichnende höchstrichterliche 
„Mobbingschutzrechtsprechung“ vor – anders als die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Frak-
tion DIE LINKE dies darstellen. 
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Wie in dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bemängelt, können bei der Durchsetzung 
von Ansprüchen wegen Mobbings Beweisschwierig-
keiten entstehen; dieser Umstand ist aber nicht we-
senstypisch für ein Mobbing. Die Beweisschwierig-
keiten resultieren oftmals daraus, dass die Mob-
bingsachverhalte erst spät als solche erkannt werden 
und sich die Handlungen über einen längeren Zeit-
raum erstrecken. Außerdem finden Mobbingangriffe 
häufig in verbaler Form statt, was ebenfalls – man-
gels hinreichender Dokumentation und Perpetuie-
rung in Text- oder Schriftform – zu Beweisproble-
men führen kann. Trotz dieser Schwierigkeiten ist 
die in dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN verlangte Änderung der Beweislastregeln 
nicht geboten; sie würde einen „Fremdkörper“ in der 
bisherigen Rechtsordnung darstellen, wäre system-
widrig und würde sich in der Praxis als eine nicht 
zu rechtfertigten prozessuale Übervorteilung des in 
Anspruch genommenen Arbeitgebers darstellen. Die 
Darlegungs- und Beweislast für die seitens des Ar-
beitnehmers behauptete Pflichtverletzung und die 
Kausalität für den eingetretenen Schaden bzw. die 
geltend gemachte Benachteiligung trägt nach allge-
meinen Grundsätzen der Anspruchsteller, d.h. der 
Arbeitnehmer selbst.22 Eine Beweislasterleichterung 
kommt im deutschen Rechtssystem nur ausnahms-
weise aufgrund einer gesetzlichen Regelung oder ei-
ner richterrechtlichen Rechtsfortbildung in Betracht. 
Eine solche ist jedoch vorliegend nicht geboten. Die 
Beweisschwierigkeiten eines Mobbingopfers resul-
tieren daraus, dass diesem im Zweifel (neutrale) 
Zeugen oder sonstige Nachweise fehlen. Sie entste-
hen hingegen nicht, weil der Arbeitnehmer auf Infor-
mationen keinen Zugriff hat, der Arbeitgeber oder 
der Täter selbst jedoch schon. Das BAG hat die Prob-
lematik der Beweisführung bei Mobbingsachverhal-
ten erkannt und geht vor diesem Hintergrund davon 
aus, dass einer etwaigen Beweisnot des Arbeitneh-
mers durch eine Parteianhörung nach § 141 ZPO 
und eine Parteivernehmung (§§ 445, 448 ZPO) sowie 
durch eine sorgfältige Beweis- und Sachverhaltswür-
digung entgegengewirkt werden kann.23 Eine weitere 
(gesetzliche) Beweiserleichterung ist vor diesem 
Hintergrund nicht angezeigt. Dieser Befund wird 
auch bestärkt durch die bislang zum Mobbing veröf-
fentlichten Entscheidungen der Gerichte: Oftmals 
scheitern die Anspruchsteller nicht an der Beweis-
barkeit der vorgebrachten Tatsachen; diese reichen 
in einer Vielzahl von Fällen bereits nicht aus, um 
die tatbestandlichen Anforderungen an ein Mobbing 
auf Grundlage der von der Rechtsprechung entwi-
ckelten Definition, die nach den Anträgen der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion 
DIE LINKE gerade in ein neues Gesetz übernommen 
werden soll, zu erfüllen. Die verlangte Beweiser-
leichterung hilft dem betroffenen Arbeitnehmer da-
her nicht weiter. 

                                                 
22 BAG, Urteil v. 14.11.2013 – 8 AZR 813/12, NJW 2014, 1326; BAG, Urteil v. 28.10.2010 – 8 AZR 546/09, NZA-RR 2011, 
378; BAG, Urteil v. 16.05.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154; BAG, Urteil v. 24.04.2008 – 8 AZR 347/07, NJW 2009, 251; 
Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, Mobbing S. 1584 Rn. 26. 
23 BAG, Urteil v. 16.05.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154. 
24 Vgl. §§ 8 ff. AGG. 
25 Vgl. BAG, Urteil v. 15.09.2016 – 8 AZR 351/15, BeckRS 2016, 113588; Bissels in: Nomos Stichwortkommentar Arbeitsrecht, 
Mobbing S. 1579 Rn. 7. 
26 BAG v. 14.01.2015 – 7 AZR 95/12, NZA 2015, 632. 

Wird von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
angeregt, die im AGG enthaltene Beweiserleichte-
rung auf das vorgeschlagene Gesetz zum Schutz vor 
Mobbing am Arbeitsplatz zu übertragen, wird über-
sehen, welche Folgen dies für den Anspruchsgegner 
hätte: Nach den Regelungen des AGG muss der An-
spruchsteller lediglich Indizien darlegen und im 
Zweifel beweisen, die eine Benachteiligung wegen 
eines in § 1 AGG genannten Merkmals vermuten las-
sen. Der anderen Partei wird sodann die Darlegungs- 
und Beweislast dafür auferlegt, dass ein solcher Ver-
stoß gegen die Bestimmungen des AGG entweder 
nicht vorliegt oder aber ein solcher gerechtfertigt ist. 
Der Arbeitnehmer müsste im Falle eines Mobbings 
also, um die im Gesetz vorgesehenen Rechtsfolgen 
auszulösen, lediglich Tatsachen behaupten und im 
Streitfall beweisen, die ein Mobbingverhalten indi-
zieren. Im Anwendungsbereich des AGG ist es dem 
Anspruchsgegner im Falle des Eingreifens dieser Be-
weiserleichterung möglich, sich zu exkulpieren, in-
dem er die im AGG ausdrücklich vorgesehenen 
Rechtfertigungsgründe24 darlegt und beweist. Liegen 
Indizien für ein Mobbingverhalten vor, die von dem 
betroffenen Arbeitnehmer vorgetragen und auch be-
wiesen werden können, können diese zwar auf der 
Tatsachenebene widerlegt werden, eine Rechtferti-
gung ist jedoch – anders als im Anwendungsbereich 
des AGG – kaum denkbar. Die Aufnahme von Recht-
fertigungsgründen in ein Gesetz zum Schutz vor 
Mobbing am Arbeitsplatz ist de facto ausgeschlos-
sen. Im Ergebnis hat der Anspruchsgegner mithin 
keine Möglichkeit, sich zu exkulpieren, außer vorzu-
bringen, dass die gerügten Handlungen nicht stattge-
funden haben. Dies ist vor allem aber vor dem Hin-
tergrund problematisch, dass nicht jede alltägliche 
Konfliktsituation am Arbeitsplatz als Mobbing ge-
deutet werden kann.25 Eine Vielzahl dieser Konflikte 
am Arbeitsplatz kann als sozialadäquat bezeichnet 
werden. Dem Anspruchsgegner würde mit der ange-
dachten Beweiserleichterung jede Möglichkeit ge-
nommen, sich effektiv gegen die Mobbingvorwürfe 
zu verteidigen. Die geforderte Beweiserleichterung 
im Gesetz zum Schutz vor Mobbing am Arbeitsplatz 
würde damit im Ergebnis zu einer erheblichen Ver-
schärfung der Beweisregelungen zulasten des An-
spruchsgegners führen, die den o.g. Beweisgrundsät-
zen in der deutschen Rechtsordnung widerspricht. 

Soweit in dem Antrag der Fraktion DIE LINKE eine 
Stärkung der Betriebsräte mit Blick auf die Gestal-
tung von Regelungen zur Vermeidung von Mobbing 
verlangt wird, ist darauf hinzuweisen, dass Betriebs-
räte bereits auf Grundlage der geltenden Gesetze ge-
genüber dem Arbeitgeber das Recht haben, mit dem 
Arbeitgeber eine Betriebsvereinbarung zur Präven-
tion vor und zur Vorgehensweise bei eventuell auf-
tretenden Mobbingsachverhalten im Betrieb abzu-
schließen (§ 87 Abs. 1 Nr. 1, 7 BetrVG).26 Über § 75 
BetrVG hat der Betriebsrat darüber zu wachen, dass 
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die im Betrieb tätigen Personen nach den Grundsät-
zen von Recht und Billigkeit behandelt werden. 
Dazu zählt auch die Pflicht, Mobbing zu verhindern 
oder dagegen einzuschreiten. In diesem Zusammen-
hang wird ergänzend auf die obigen Ausführungen 
verwiesen. Die in dem Antrag der Fraktion DIE 
LINKE verlangte Änderung des Betriebsverfassungs-
rechts ist vor diesem Hintergrund nicht erforderlich. 

Soweit in dem Antrag der Fraktion DIE LINKE ver-
langt wird, eine Frist zur Geltendmachung von An-
sprüchen in Fällen von Mobbing von mindestens 
drei Jahre vorzusehen, wird diesseits auf die nach 
der gegenwärtigen Gesetzeslage schon zu beachten-
den gesetzlichen Verjährungsfristen von mindestens 
drei Jahren verwiesen. Eine Änderung des geltenden 
Rechts ist daher nicht notwendig. Die gilt auch unter 
Berücksichtigung der Tatsache, dass in Arbeits- oder 
Tarifverträgen die gesetzlichen Verjährungsfristen 
verkürzende Ausschlussfristen (von mindestens drei 
Monaten) vereinbart werden können. Diese beginnen 
nämlich nach Ansicht der Rechtsprechung27 erst mit 
der zeitlich letzten relevanten Handlung des Mob-
bings zu laufen. Einzelne bereits länger zurücklie-
gende Geschehnisse müssen dabei in einer Gesamt-
schau betrachtet werden. Unter Berücksichtigung 
dieser Erwägungen ist der von einem Mobbing be-
troffene Arbeitnehmer nach Maßgabe des geltenden 
Rechts hinreichend geschützt. Der zeitliche Rahmen, 
innerhalb dessen er seine Ansprüche wegen des 
Mobbings geltend machen muss, ist ausreichend. 

III. Ergebnis 

Es lässt sich im Ergebnis festhalten, dass kein Erfor-
dernis nach einem Gesetz zum Schutz vor Mobbing 
am Arbeitsplatz besteht. Sämtliche von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion DIE 
LINKE in deren Anträgen geforderten arbeitsrechtli-
chen Maßnahmen im engeren Sinne können – wie 
oben darstellt – auf Grundlage des geltenden Rechts 
und der darauf aufsetzten Rechtsprechung vom Ar-
beitnehmer beansprucht und durchgesetzt werden. 
Die Arbeitsgerichte haben ihre Judikatur soweit kon-
kretisiert, dass es möglich ist, Arbeitgeber und Mitar-
beiter, auf die die Mobbingangriffe zurückgehen, zur 
Verantwortung zu ziehen. Es ist nicht ersichtlich, 
warum die entwickelten Definitionen und An-
spruchsvoraussetzungen durch ein weiteres speziel-
les Gesetz, nämlich zugunsten des betroffenen Ar-
beitnehmers, verändert werden sollten. Dies dürfte 
im Zweifel die von der Rechtsprechung über Jahre 
entwickelten Grundsätze zum Umgang mit Mob-
bingsachverhalten aufweichen und so zu einer – ge-
genwärtig nicht bestehenden – Rechtsunsicherheit 
im Umgang mit entsprechenden Sachverhalten füh-
ren.  

Auch ist nicht ersichtlich, dass sich die abschre-
ckende Wirkung, die die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und die Fraktion DIE LINKE durch das Ge-
setz maßgeblich bezwecken möchten, durch Ansprü-
che in einem Gesetz zum Schutz vor Mobbing am 
Arbeitsplatz mit einer größeren Intensität entfalten 
sollte als durch die bereits bestehenden Verteidi-
gungsmöglichkeiten sowie Sanktionen nach dem 
StGB. Damit würde das Gesetz keinen Mehrwert bie-
ten und wäre folglich überflüssig.  

 

 

 

 
  

                                                 
27 Vgl. BAG, Urteil v. 16.05.2007 – 8 AZR 709/06, NZA 2007, 1154. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 19(11)544 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 21. Januar 2020 
19. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 27. Januar 2020 zum 

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne Ferschl, Doris Achelwilm, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Betroffene von Mobbing im Arbeitsleben besser schützen - BT-Drucksache 19/16480 

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Katja Keul, Anja Hajduk, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Beschäftigte vor Mobbing am Arbeitsplatz schützen - BT-Drucksache 19/6128 

Thomas Berger, Berlin 

Einleitung 

Die Initiativen zur Rechtsetzung neuer Rechte zu-
gunsten Beschäftigter, die von Mobbing und Bossing 
betroffen sind, sind zu begrüßen.  

Angesichts der und komplexen, analogiebehafteten 
Rechtslage ist eine ausdrückliche Kodifizierung auch 
dann zu empfehlen, sofern sie lediglich die nach 
Rechtsprechung bestehende Rechtslage festschreibt. 
Dies schafft Transparenz und Rechtssicherheit.  

Die Anträge beider Fraktionen und der antragsstel-
lenden Abgeordneten zielen auf einen Gesetzesent-
wurf der Bundesregierung gegen Mobbing ab, der 
sich an den bisherigen Regelungen des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes orientiert und analog 
überträgt, wobei der Antrag der Fraktion DIE LINKE 
auch den Begriff des Bossing verwendet.  

Gemeinsam intendieren die Anträge vor allem auch, 
präventive Regularien zu stärken. Insoweit erklären 
sich die vorgeschlagenen Ergänzungen des Arbeits-
schutzgesetzes, die in beiden Anträgen mit unter-
schiedlichen Akzenten enthalten sind.  

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE enthält weiterge-
hend die Forderung zur Stärkung der Rolle und der 
Rechte von Betriebsräten und Personalräten im Zu-
sammenhang mit Mobbing und Bossing, aber auch 
eine Hervorhebung der diesen Phänomenen zugrun-
deliegenden Faktoren und damit der Stärkung ihrer 
Rolle im Arbeitsschutz insgesamt. Die Regelung 
praktisch wirksamer, angemessener und abschre-
ckender Sanktionen, vor allem durch Ordnungswid-
rigkeitenrecht ist ein weiteres Zentralthema des An-
trages. Dazu passt die Aufforderung an die Bundes-
regierung, auf die insoweit zuständigen Bundeslän-

der hinzuwirken, die Aufsichtsbehörden für Arbeits-
schutz mit ausreichenden Ressourcen auszustatten, 
um die Vollzugsdefizite im Bereich der Beratung 
und Kontrolle von Unternehmen zu mindern.  

Ein weiterer Antrag an die Bundesregierung zum Er-
lass einer Verordnung gegen Gefährdungen aus 
Stress und psychosozialen Risiken, einschließlich 
derer, die aus Mobbing und Bossing resultieren, geht 
in die gleiche Richtung und soll ebenfalls Präven-
tions- und Sanktionsmöglichkeiten schaffen bzw. 
ausweiten.  

Der Antrag, einen Gesetzesentwurf zur Anerkennung 
infolge Mobbings entstandener psychischer Erkran-
kungen als Berufskrankheit vorzulegen, soll auch die 
Rechtsposition betroffener Versicherter auch in der 
Unfallversicherung absichern. Unterlegt wird dies 
durch einen Antrag an die Bundesregierung diesbe-
zügliche Prüfaufträge an die Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin zu vergeben. 

Schließlich zielen Anträge beider Fraktionen auf re-
gelmäßige Erhebungen, um umfassend (amtliche) 
Daten für den Themenbereich zu generieren und öf-
fentliche Transparenz über die Bedeutung und Ent-
wicklungen herzustellen.  

Die Anträge beider Fraktionen sind weit überwie-
gend miteinander kompatibel und ergänzen sich. Zu-
sammengenommen bieten sie eine strukturelle regu-
latorische Antwort auf die Problemlagen Mobbing 
und Bossing. 
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Zusammengefasstes Ergebnis 

Ich empfehle folgende Anträge zur Annahme: 

die Anträge 1., 2. (mit Ausnahme des Antrags zu 
2.a.) sowie den Antrag zu 3. zum Antrag an den 
Deutschen Bundestag Drucksache 19/6128.  

Zum Antrag an den Deutschen Bundestag Drucksa-
che 19/16480 19. Wahlperiode 14.01.2020 

Die Anträge 1.,2. a), c),d) e), f) sowie die Anträge 3 
bis 8. 

Den Antrag zu 2b) kann ich empfehlen, sofern die 
Formulierung „dafür sind mindestens drei Jahre vor-
zusehen“ gestrichen wird. 

Allerdings sollten die Anträge in ihren konkreten 
Ausformungen noch einmal einer kritischen Prüfung 
unterzogen werden. Eine Übertragung von Normen 
des AGG ist im Grundsatz zwar richtig, aber sollte 
nicht unkritisch vorgenommen werden, da diese 
auch Schwächen aufweisen, auf die ich allerdings 
nur teilweise in der Begründung eingehen kann. Es 
sei hier auch auf die Diskussionen und Evaluationen 
im Zusammenhang mit dem 10 jährigen Jubiläum 
des AGG erinnert. 

Begründung 

1. Änderungen des Arbeitsschutzgesetzes 

Beide Anträge zielen zunächst auf konkretisierende 
Ergänzung des Arbeitsschutzgesetzes ab. Der Rege-
lungsbedarf im Sinne konkretisierender Ergänzun-
gen ist gegeben.  

Die beantragten Konkretisierungen sind geboten. 
Zwar ergeben sich entsprechende allgemeine Ver-
pflichtungen bereits jetzt aus dem Arbeitsschutzge-
setz, allerdings ist der Abstraktionsgrad der Vor-
schriften für die Praxis offensichtlich zu hoch. Die 
Begriffe „psychosoziale Risiken, Mobbing, Bossing, 
sexuelle Belästigung, Diskriminierung“ finden sich 
im Arbeitsschutzgesetz nicht. Persönlichkeits- und 
Würdeschutz sind explizit nicht vorgesehen. Glei-
ches gilt für die Verordnungsebene, auf der notwen-
dige Umsetzung konkretisierender Rahmenvorschrif-
ten ausgestaltet werden müssten. Der Streit zwi-
schen Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern ist 
damit vorprogrammiert, da sie mit der allgemein for-
mulierten Verpflichtung, dass der Arbeitgeber die er-
forderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu 
treffen hat (§ 3 Abs.1 ArbSchG) und diese auch die 
menschengerechte Gestaltung der Arbeit erfassen 
(§ 2 Abs.1 ArbSchG) allein gelassen werden. 

Der Ergänzungsbedarf des ArbSchG ist im Hinblick 
auf notwendige ausdrückliche Konkretisierungen be-
züglich psychosoziale Risiken, einschließlich von 
Gefährdungen aus Mobbing und Bossing evident 
und aus juristischer und arbeitswissenschaftlicher 
Sicht belegt.1 In vielen Unternehmen werden keine 
oder nur unvollständige Gefährdungsbeurteilungen 
durchgeführt. Ganzheitliche Gefährdungsbeurteilun-

                                                 
1 Lothar Kamp, Klaus Pickshaus (Hrsg.)Regelungslücke psychische Belastungen schließen - Schriftenreihe Arbeit und Sozi-
ales der Hans-Böckler-Stiftung https://www.boeckler.de/pdf/p_mbf_regellungsluecke.pdf - heruntergeladen am 19.01.2020 
2 https://osha.europa.eu/de/european-survey-enterprises-new-and-emerging-risks-esener - heruntergeladen am 18.1.2020 
3 EuGH, Urteil vom 19.05.2011 - C-256, 261/10 
4 EuGH, Urteil vom 19.05.2011 - C-256, 261/10 

gen oder bereichsspezifische Gefährdungsbeurteilun-
gen bezogen auf psychosoziale Risiken, und auf psy-
chische Belastungsfaktoren, die mit Mobbing und 
Bossing verbunden sind, existieren nur vereinzelt. 
Gleiches gilt für Maßnahmenableitungen aus Gefähr-
dungsbeurteilungen, soweit sie die Arbeitsorganisa-
tion, insbesondere Kommunikations- und Umgangs-
gepflogenheiten, Führungsverhalten oder Fortbil-
dungen der Führungskräfte im Hinblick auf Kommu-
nikation, wertschätzenden, nichtdiskriminierenden 
und nichtbelästigenden, dem Wohlbefinden der Be-
schäftigten schützenden, zuträglichen und fördern-
den Umgang betreffen. Die Unsicherheiten über die 
Reichweite zulässiger und erforderlicher Regelungen 
sind aufgrund fehlender konkretisierender Vorgaben 
aus Gesetz und Verordnung groß. 

Der regulatorische Verpflichtungsdruck zum Han-
deln ist zu gering. Die Bedeutung konkreter regulato-
rischer Vorgaben darf nicht unterschätzt werden. So 
hat die Europäische Agentur für Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA) in ihrer 
2019 durchgeführten und bisher nur teilweise veröf-
fentlichten Erhebung ESENER 32 die Erfüllung ge-
setzlicher Vorgaben als den statistisch am häufigsten 
ermittelten Motivationsgrund für Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz in europäischen Unternehmen er-
mittelt. 88% aller befragten Unternehmen haben die-
sen Grund angegeben, ein Anstieg um 3 %-Punkte 
gegenüber der Vorgängererhebung ESENER 2 aus 
dem Jahr 2014.   

Eine ausdrückliche Kodifizierung in Gesetz und/o-
der Verordnung ist aber auch rechtlich wegen  der 
verbindlichen Rechtsprechung des EuGH geboten, 
der eine vollständige innerstaatliche Umsetzung zur 
Durchsetzung der Wirksamkeit von Richtlinienrecht 
und  Rechtssicherheit für die Träger von Rechten 
und Pflichten fordert.  

Das Arbeitsschutzgesetz und die auf dessen Grund-
lage erlassenen Rechtsverordnungen der Bundesre-
gierung basieren auf der Rahmenrichtlinie über Si-
cherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
(Richtlinie 89/391/EWG) vom 12. Juni 1989. Die Mit-
gliedsstaaten sind verpflichtet, deren Vorgaben in ih-
rer innerstaatlichen Rechtsordnung verbindlich um-
zusetzen. Die ihnen bei der Umsetzung zustehende 
Freiheit bei der Wahl der Mittel und Wege zur 
Durchführung einer Richtlinie lässt die Verpflich-
tung der einzelnen Mitgliedstaaten unberührt, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die 
vollständige Wirksamkeit der Richtlinie entspre-
chend ihrer Zielsetzung zu gewährleisten.3 Soweit 
die Richtlinie Ansprüche des Einzelnen begründen 
soll – müssen die Begünstigten in der Lage sein, von 
allen ihren Rechten Kenntnis zu erlangen und diese 
gegebenenfalls vor den nationalen Gerichten geltend 
machen zu können.4 Die Mitgliedstaaten müssen, um 
die volle Anwendung der Richtlinien in rechtlicher 
und tatsächlicher Hinsicht zu gewährleisten, einen 

https://osha.europa.eu/de/european-survey-enterprises-new-and-emerging-risks-esener
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eindeutigen gesetzlichen Rahmen auf dem betreffen-
den Gebiet bereitstellen.5 Um dem Erfordernis der 
Rechtssicherheit zu genügen, muss die Umsetzung 
mit unbestreitbarer Verbindlichkeit, Konkretheit, Be-
stimmtheit und Klarheit erfolgen.6 Die nationalen 
Regelungen müssen so bestimmt, klar und transpa-
rent sein, dass der Einzelne wissen kann, welche 
Rechte und Pflichten er hat.7 

Im Hinblick auf den in den Anträgen behandelten 
Komplex der Gefährdungen und Gefahren aus psy-
chischen Belastungen und psychosozialen Risiken, 
auch im Zusammenhang mit Mobbing und Bossing, 
genügen die innerstaatlichen Regelungen der Bun-
desrepublik Deutschland diesen Vorgaben nicht.  

In der Wahl des Mittels ist die Bundesrepublik 
Deutschland allerdings frei, ob sie die Vorgaben 
durch Gesetz oder auf dem Verordnungsweg um-
setzt. 

Es sind daher entsprechend ergänzende Konkretisie-
rungen des Arbeitsschutzgesetzes vorzunehmen 
und/oder in entsprechend konkretisierende Verord-
nungen zu erlassen.  

a) Die gesetzliche Definition des Begriffs Gesund-
heit 

Der Unterantrag II 1 a) der Fraktion der LINKEN, den 
Begriff der Gesundheit der WHO ausdrücklich zu 
übernehmen bzw. festzuschreiben zielt auf eine 
ganzheitliche und positive Definition des Begriffs 
der Gesundheit ab. 

Die Definition der WHO wird vom Europäischen Ge-
richtshof zur Auslegung des Begriffes bereits heran-
gezogen8 und würde sich zur einfachgesetzlichen 
Umsetzung des Grundrechts der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer aus Art.31 GRC auf gesunde, si-
chere und würdige Arbeitsbedingungen eignen.  

Nach der Definition der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) ist „Gesundheit ein Zustand vollkomme-
nen körperlichen, geistigen, und sozialen Wohlbefin-
dens und nicht allein das Fehlen von Krankheit und 
Gebrechen“. Deutschland ist Mitglied der WHO und 
hat sich zu deren Satzung bekannt. Die Definition 
findet sich ganz oder teilweise in Entscheidungen 
der Gerichte zum Arbeits- und Gesundheitsschutz. 
So hat das Bundesverwaltungsgericht schon 1997 in 
einer Entscheidung zu Klausureffekten undurchsich-
tiger Schaufensterinnenverblendungen einer weiten 
Auslegung des Gesundheitsbegriffs den Vorzug gege-
ben, „der das psychische Wohlbefinden der Arbeit-
nehmer einschließt“9. Auch der EuGH versteht in 
ständiger Rechtsprechung den in den europarechtli-
chen Rechtsgrundlagen enthaltenen Begriff der Ge-
sundheit in einem weiten Verständnis, jeweils unter 
ausdrücklichem Hinweis auf die Definition der 

                                                 
5 EuGH, Urteil vom 30.05.1991 - Rs C - 59/89 

6   EuGH, Urteil vom 30.05.1991 - Rs C - 59/89 
7 EuGH, Urteil vom 30.05.1991 - Rs C - 59/89 
8 EuGH Urteil vom 09.09. 2003 - Rs. C-151/02 (Landeshauptstadt Kiel) (Norbert Jaeger) – Bereitschaftsdienst ; EuGH Urteil 
Vereinigtes Königreich/Rat vom 12.11.1996 (EuGH, Slg. 1996, I-5755 Rdn.15 – Rechtmäßigkeit der Arbeitszeitrichtlinie) 
9 BVerwG (1. Senat ), Urteil vom 31.01.1997 - 1 C 20/95 
10 EuGH Urteil vom 09.09. 2003 - Rs. C-151/02 (Landeshauptstadt Kiel) (Norbert Jaeger) – Bereitschaftsdienst ; EuGH Urteil 
Vereinigtes Königreich/Rat vom 12.11.1996 (EuGH, Slg. 1996, I-5755 Rdn.15 – Rechtmäßigkeit der Arbeitszeitrichtlinie) 
11 https://riskobservatory.osha.europa.eu/de/publications/healthy-workers-thriving-companies-practical-guide-wellbeing-
work/view -heruntergeladen am 18.1.2020 
12 https://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Berichte/Psychische-Gesundheit.pdf?__blob=publicationFile – herun-
tergeladen am 18.1.2020 

WHO, ohne den Begriff allerdings selbst zu überneh-
men.10 

Die Begrifflichkeit der WHO ist auch kompatibel 
und konsistent im Hinblick auf das Grundrecht aus 
Art. 31  der Charta der Grundrechte auf gerechte und 
angemessene Arbeitsbedingungen, nach dem jede 
Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer das Recht 
auf gesunde, sichere und würdige Arbeitsbedingun-
gen hat. Die Auslegung dieses Grundrechts wird 
maßgeblich durch die Gesundheitsdefinitionen der 
ILO und der WHO geprägt. 

Die Definition der ILO ist ebenfalls weit. Sie umfasst 
ebenfalls alle geistig-seelischen Faktoren und be-
stimmt in Art.3 des Übereinkommens 155, dass der 
Ausdruck Gesundheit im Zusammenhang mit der 
Arbeit nicht nur das Freisein von Krankheit oder Ge-
brechen erfasst, sondern auch die physischen und 
geistig-seelischen Faktoren, die sich auf die Gesund-
heit auswirken und die in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Sicherheit und der Gesundheit bei 
der Arbeit stehen. Gegenüber der Definition der 
WHO hat die ILO-Definition jedoch die Schwäche, 
dass sie Gesundheit nicht positiv definiert. 

Deswegen ist es kein Zufall, dass die arbeitswissen-
schaftliche Literatur, insbesondere auch im Zusam-
menhang mit Themen, die sich mit Mobbing, Stress 
oder psychosozialen Risiken beschäftigt, auf den Ge-
sundheitsbegriff der WHO rekurriert. So verwendet 
der aktuellste Leitfaden der OSHA-EU zum Thema 
Stress und psychosoziale Risiken für Kleinbetriebe 
mit dem Titel „Gesunde Arbeitskräfte, florierende 
Unternehmen – ein praktischer Leitfaden für das 
Wohlbefinden am Arbeitsplatz“ die Terminologie 
des Wohlbefindens. 11 

Auch die Forschungspublikationen der BAuA zu 
diesem Themenkomplex verweisen regelmäßig auf 
die WHO-Begrifflichkeit. So stellte die BAuA eine 
Aufbereitung des verfügbaren wissenschaftlichen Er-
kenntnisstands und darauf aufbauend zur Weiterent-
wicklung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes für 
den arbeitsschutzpolitischen Diskurs im Rahmen ei-
nes Projekts „Psychische Gesundheit in der Arbeits-
welt – Wissenschaftliche Standortbestimmung“ 
(Rothe/Adolph u.a.) im Jahr 2017 vor.12 Auf Seite 12 
der Publikation unter der Überschrift „umfassendes 
Gesundheitsverständnis“ heißt es: „Gesundheit um-
fasst nicht nur die Abwesenheit von Krankheit und 
Gebrechen, sondern auch das vollständige körperli-
che, geistige und soziale Wohlergehen (WHO, 1946) 
als wesentliche Voraussetzungen für die Funktions-
fähigkeit des Menschen und dessen Teilhabe am Er-
werbsleben (Pech, Rose & Freude, 2010; WHO, 
1946).“  

https://riskobservatory.osha.europa.eu/de/publications/healthy-workers-thriving-companies-practical-guide-wellbeing-work/view
https://riskobservatory.osha.europa.eu/de/publications/healthy-workers-thriving-companies-practical-guide-wellbeing-work/view
https://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Berichte/Psychische-Gesundheit.pdf?__blob=publicationFile
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Mobbing und Bossing sind Handlungen, die Gefähr-
dungen und Gefahren für die Gesundheit mit sich 
bringen. Ob sie tatsächlich eintreten, ist nicht zu 
prognostizieren. Für einen präventiven Ansatz ist 
ein weiter Gesundheitsbegriff und im Sinne einer 
Schutzzielbestimmung ein möglichst positiv be-
schriebener Begriff sinnvoll und erforderlich.  

Eine wichtige Voraussetzung zur Verhinderung von 
Mobbing und Bossing ist ein gesundes Betriebs-
klima, das das Wohlbefinden der Beschäftigten ach-
tet. Dies setzt ein positives, respektvolles, anerken-
nendes und wertschätzendes Miteinander der Be-
schäftigten untereinander und im Verhältnis von 
und zu den Vorgesetzten voraus. Das anzustrebende 
Ziel der Gesundheit von Beschäftigten sollte auch 
unter diesem Aspekt nicht allein negativ im Sinne 
einer Abwehr oder des Ausbleibens von Gefahr und 
Gefährdung, sondern positiv beschrieben werden. 

Es kommt hinzu, dass im Rahmen von Compliance-
Programmen die Verhaltenskodizes, die von den 
Konzernen und Unternehmen erlassen werden, 
zwingend oder zumindest als verbindliche Verhal-
tenserwartung ein respektvolles, wertschätzendes 
und ethisch einwandfreies Verhalten vorschreiben. 
Insofern dürfte gerade kein Widerspruch gegen eine 
positive Zielbeschreibung eines ganzheitlichen Ge-
sundheitsbegriffes bestehen. 

Schließlich ist ein weiter und positiver Gesundheits-
begriff auch deshalb geboten, um auch die mit Mob-
bing verbundenen Angriffe gegen das Persönlich-
keitsrecht und die Würde unproblematisch erfassen 
zu können. 

b) Die ausdrückliche Aufnahme des Schutzes der 
psychischen Gesundheit, des allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechts und der Würde in § 3 Abs.1 
ArbSchG  

§ 3 Abs.1 ArbSchG bestimmt die Grundpflichten der 
Arbeitgeber im Arbeitsschutz und verpflichtet sie, 
die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
zu treffen. Der Antrag der Fraktion DIE LINKE, diese 
Norm dahingehend zu ergänzen, dass sich die 
Schutzmaßnahmen auf alle Aspekte der Arbeit zum 
Schutz der physischen und psychischen Gesundheit 
der Beschäftigten beziehen müssen, ist aus den be-
reits genannten Gründen eine sinnvolle und recht-
lich gebotene Klarstellung. Die ausdrückliche Auf-
nahme der psychischen Gesundheit in die Grund-
pflicht mit gleicher Wertigkeit wie die körperliche 
Gesundheit, führt zu einer Aufwertung der Notwen-
digkeit der Prävention auch im Hinblick auf den 
Schutz vor Stress, psychosozialen Risiken und vor 
Mobbing und Bossing.  

Auch der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, die Wahrung des Persönlichkeitsrechts 
explizit in die Grundpflichten aufzunehmen, ist zu 
befürworten, zumal die Verletzung von Persönlich-
keitsrechten oft mit einer Gesundheitsgefährdung, in 
schwerwiegenden Fällen einer Gesundheitsgefahr 
einhergeht. Angesichts der Unsicherheiten im Be-
reich der Definition der Reichweite des Gesundheits-
begriffs ist eine ausdrückliche Aufnahme des Per-
sönlichkeitsrechts in jedem Fall geboten. Die Frage, 
ob Gestaltungsmaßnahmen zum Schutz der Persön-
lichkeitsrechte angezeigt sind, kann dann im Rah-
men einer Gefährdungsbeurteilung festgestellt wer-
den.  

Gleiches gilt auch für den Begriff der „Würde“. Mob-
bing greift – je nach Definition des Begriffs „Mob-
bing“- auch die Würde des Beschäftigten an, so dass 
auch die Aufnahme des Begriffs der Würde als 
Schutzgut der Grundpflicht geboten ist. Ein Angriff 
auf die Würde kann ebenfalls zu Gesundheitsbeein-
trächtigungen führen, sodass die Verortung des Be-
griffs „Würde“ im ArbSchG richtig ist und auch der 
Terminologie des Art.31 GRC entspricht, der jeder 
Arbeitnehmerin und jedem Arbeitnehmer das Recht 
auf gesunde, sichere und würdige Arbeitsbedingun-
gen grundrechtlich zusichert. 

c) Die Verpflichtung der Anpassung der Arbeit an 
den individuellen Menschen 

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE, die Formulie-
rung, dass die Arbeit an den individuellen Men-
schen anzupassen ist, in § 4 ArbSchG aufzunehmen, 
ist richtig.  

Dem Antrag ist bereits deshalb zu folgen, weil damit 
Art.6 der Rahmenrichtlinie über Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz bei der Arbeit (Richtli-
nie 89/391/EWG) vom 12. Juni 1989 richtlinienkon-
form umgesetzt werden kann, was bisher bezüglich 
des intendierten Teils unterblieben ist.  

Dies betrifft die Umsetzung von Art. 6 Abs. 2 d) der 
RLRahmenrichtlinie, der in der deutschen Fassung 
„Berücksichtigung des Faktors „Mensch" bei der Ar-
beit“ als umzusetzende Teilplicht vorgibt.  

Die englische und die französischen Sprachfassung 
der Rahmenrichtlinie fassen diese allgemeine Teil-
pflicht, die sich aufgrund der nur beispielhaften 
Aufzählung auch auf die Gestaltung positiver Rah-
menbedingungen zur Vermeidung von psychosozia-
len Risiken bezieht, nicht nur eleganter, sondern in-
haltlich präziser: „The employer shall implement 
the measures … on the basis of the following general 
principles of prevention …. (d) adapting the work to 
the individual…“ In der französischen Fassung heißt 
es „adapter le travail à l'homme“.  

Weder die hölzerne und nicht geglückte deutsche 
Sprachfassung noch die einer der englischen und 
französischen Fassung entsprechende Teilpflicht fin-
det sich in § 4 ArbSchG wieder.  

Der Vorschlag würde somit eine längst überfällige 
Umsetzung der Vorgaben aus der Rahmenrichtlinie 
nachholen können. 

Auf Grundlage einer weiten Definition des Gesund-
heitsbegriffs und der ausdrücklichen Aufnahme des 
Schutzes der psychischen Gesundheit als Grund-
pflicht des § 3 Abs.1 ArbSchG flankiert diese Anpas-
sung den notwendigen Schutz des einzelnen Be-
schäftigten als individuelle Persönlichkeit. 

Die Übernahme der allgemeinen Teilpflicht, dass die 
Arbeit an den individuellen Menschen angepasst 
wird, ist daher sinnvoll und rechtlich geboten. 

d) Die Verpflichtung zur Verringerung und Vermei-
dung von psychosozialen Stress und zur Präven-
tion von Mobbing 

Auch der Antrag der Fraktion DIE LINKE, in § 4 Arb-
SchG die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Verrin-
gerung und Vermeidung von psychosozialem Stress 
aufzunehmen, stellt eine sinnvolle Erweiterung dar, 
soweit sie in den Risiko- und Verantwortungsbereich 
des Arbeitgebers fallen. 
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Gleiches gilt für den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, eine Verpflichtung der Arbeitgeber 
zum Schutz vor Mobbing explizit aufzunehmen.  

§ 4 ArbSchG enthält zwingende Vorgaben, die der 
Arbeitgeber bei Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu 
beachten hat. Die allgemeinen Grundsätze des § 4 
normieren keine bloßen Programmsätze, sondern 
verbindliche Rechtspflichten.  

Nach § 4 Nr.1 ArbSchG und damit nach bereits gel-
tender Rechtslage, ist die Arbeit so zu gestalten, dass 
eine Gefährdung für das Leben sowie die physische 
und die psychische Gesundheit möglichst vermie-
den und die verbleibende Gefährdung möglichst ge-
ring gehalten wird. 

Es fehlt aber eine auf Schutzmaßnahmen abzielende 
Formulierung. Diese könnte den Katalog insoweit er-
gänzen. Danach wären Schutzmaßnahmen vorzuse-
hen, die Gefährdungen und Gefahren aus psychoso-
zialen Risiken verringern und vermeiden. Psychoso-
ziale Faktoren gehören nach Angabe der Europäi-
schen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz zu den Ursachen, welche das Auf-
treten von Mobbing-Konflikten besonders wahr-
scheinlich machen.13  Mobbing-Beschwerden umge-
kehrt ein Anzeichen, dass arbeitsbedingter Stress in 
einer Organisation möglicherweise ein Problem dar-
stellt.14 

Nach dem weiteren Antrag wäre die Verpflichtung 
zum Schutz vor Mobbing aufzunehmen, den ich mit 
der Maßgabe empfehle, die Verpflichtung zu Schutz-
maßnahmen auch auf diskriminierende Belästigung 
nach § 3 Abs.3 AGG und sexueller Belästigung nach 
§ 3 Abs.4 AGG sowie sonstige Maßnahmen zum 
Schutz der Würde und der Persönlichkeitsrechte der 
Arbeitnehmer zu beziehen.  

e) Aufnahme von psychosozialem Stress, ein-
schließlich Mobbing in den Gefährdungskatalog 

Es ist richtig und konsistent, den Gefährdungskata-
log im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung nach § 5 
ArbSchG dahingehend zu ergänzen, dass eine Ge-
fährdung sich auch aus psychosozialen Risiken und 
aus Konflikten im Zusammenhang mit Mobbing er-
geben kann. Zwar enthält der Gefährdungskatalog 
bereits die Formulierung, dass sich eine Gefährdung 
aus psychischen Belastungen bei der Arbeit ergeben 
kann, womit auch psychosoziale Risiken und Kon-
flikte durch Mobbing am Arbeitsplatz erfasst werden 
können. Eine Konkretisierung könnte aber zur besse-
ren Transparenz beitragen.  

Allerdings sollte auch hier eine – entsprechend oben 
zu § 4 ArbSchG bereits dargestellte – umfassendere 
Formulierung gewählt werden, um eine Einengung 
auf Mobbingkonflikte zu vermeiden.  

f) Schaffung eines angemessenen Bußgeldrahmens 

Der Antrag, die Privilegierung von Arbeitgebern im 
Hinblick auf die Begrenzung des Bußgeldrahmens 
gemäß § 25 ArbSchG Absatz 2 aufzuheben und einen 
angemessenen, wirksamen und abschreckenden 
Bußgeldrahmen festzulegen, ist richtig und erforder-
lich. 

                                                 
13 https://osha.europa.eu/de/publications/factsheets/23/view - heruntergeladen am 19.01.2020 
14 https://osha.europa.eu/de/publications/factsheets/22/view - heruntergeladen am 19.01.2020 

Die Schaffung eines Bußgeldrahmens, der angemes-
sen, wirksam und abschreckend sein soll, ist bereits 
aus Rechtsgründen erforderlich, da der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz europarechtlich determiniert ist 
und insoweit eine Bußgeldvorschrift, die diesen An-
forderungen nicht entspricht, die Durchsetzung eu-
ropäischen Rechts nicht gewährleisten würde.  

Die jetzige Rechtslage ist unbefriedigend. Ohne aus-
drückliche Verordnung zu Mobbing, Stress, psycho-
sozialen Risiken und Gefährdungen aus Mobbing- 
und Bossinghandlungen gibt es mit Ausnahme einer 
vollziehbaren Anordnung durch die zuständige Auf-
sichtsbehörde gemäß § 25 ArbSchG überhaupt kei-
nen Bußgeldtatbestand. § 25 Abs.1 Nr.1 ArbSchG 
setzt ein vorsätzliches oder fahrlässiges Zuwiderhan-
deln gegen eine Rechtsverordnung nach §§ 18, 19 
ArbSchG voraus, die dazu noch ausdrücklich auf die 
Bußgeldvorschrift selbst verweisen muss. 

Hinsichtlich der Höhe würde der Bußgeldrahmen 
bei Erlass einer entsprechenden Verordnung, die auf 
den Bußgeldtatbestand verweist, einen Bußgeldrah-
men bis zu 5.000 Euro bei einer Vorsatztat und bis 
zu 2.500 Euro bei einer fahrlässigen Handlung vorse-
hen. Bei einem Verstoß des Arbeitgebers oder einer 
verantwortlichen Person gegen eine vollziehbare An-
ordnung bis zu 25.000 Euro bei einer Vorsatztat und 
bis zu 12.500 Euro bei einer Fahrlässigkeitstat. 

Wenn man beachtet, dass es sich hier nicht um die 
Verhängung im Einzelfall, in dem möglicherweise 
ein Bußgeld von 5.000,- Euro oder 25.000 Euro ange-
messen sein mag handelt, sondern um einen Buß-
geldrahmen, der Höchstgrenzen vorsieht, ist dieser 
nicht angemessen, nicht wirksam und auch nicht ab-
schreckend, jedenfalls solange es sich nicht um ein 
Klein- und Kleinstunternehmen handelt. Bei mittle-
ren und erst Recht größeren Unternehmen und Kon-
zernen mit Umsätzen von mehr als  

100 Millionen Euro hat die derzeitige Bußgeldhöhe 
ungenügende Wirkung. Deshalb werden im Zusam-
menhang mit Compliance-Programmen arbeits-
schutzrechtliche Sanktionen weniger ernst genom-
men als beispielsweise datenschutzrechtlichen 
Sanktionen.  

Über die Frage der Angemessenheit der Höhe kann 
man streiten. Es stellt sich aber die Frage, mit wel-
cher Begründung man gegenüber dem allgemeinen 
Bußgeldrahmen aus § 30 OWiG, der Geldbußen bis 
1 Million mit der Möglichkeit einer Verzehnfachung 
auf 10 Millionen, stark zurückbleibt. Dies zumal es 
beim Arbeits- und Gesundheitsschutz um die grund-
rechtlich geschützten hochrangigen Rechtsgüter der 
körperlichen Unversehrtheit und des Lebens geht 
und dem Staat insoweit eine Schutzpflicht aus Art.2 
Abs.2 GG zukommt. 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, das 
der Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung 
des Wettbewerbs dient, wird – gemessen an der Buß-
geldhöhe ungleich höher bewertet, als der Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz. So sieht § 81 Abs. 4 
GWB differenziert Geldbußen bis zu einer Ober-
grenze von 10 % des erzielten Gesamtumsatzes des 

https://osha.europa.eu/de/publications/factsheets/23/view
https://osha.europa.eu/de/publications/factsheets/22/view
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Unternehmens oder der Unternehmensvereinigung 
vor.  

Auch der Entwurf zum Verbandssanktionengesetz 
sieht Geldbußen von 10 Millionen Euro und für Un-
ternehmen mit einem Konzernumsatz von mehr als 
100 Millionen Euro eine umsatzbezogene Ober-
grenze von 10 % des Jahresumsatzes im Konzernver-
bund vor. 

Es ist zweifelhaft, ob legitime Sachgründe diese Un-
gleichbehandlungen zum ArbSchG tragen. 

Jedenfalls wäre es auch wünschenswert, wenn der 
Bußgeldrahmen des § 25 ArbSchG umsatzbezogen 
ausgestaltet wird, weil eine fixe absolute Höchst-
größe kleinste, kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) diskriminiert und große Unternehmen/Kon-
zerne ungerechtfertigt privilegiert.  

Klarstellend sei angemerkt, dass Betriebsräte im Re-
gelfall keine Ordnungswidrigkeiten- oder Strafver-
fahren betreiben, um nicht das „Tischtuch zu durch-
schneiden“ und auch, weil im Falle einer Verhän-
gung von Bußgeld das Geld aus dem Unternehmen 
abfließt. Diese Praxis wird sich bei einer Anhebung 
des Ordnungsgeldrahmens wohl nicht ändern. Eine 
Erhöhung wäre aber entscheidend für die Ausgestal-
tung und Durchführung von Compliance-Program-
men der Unternehmen und Konzerne selbst, die dem 
Arbeitsschutz eine höhere Bedeutung beimessen 
würden.  

Die Bedeutung der präventiven Wirkung von Sankti-
onen die von Bußgeldtatbeständen im Arbeitsrecht 
ausgeht, ist nicht zu unterschätzen. So hat die Euro-
päische Agentur für Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA) in der bereits zi-
tierten Erhebung ESENER 3 ermittelt, dass die die 
Furcht vor der Verhängung von Sanktionen durch 
die Arbeitsschutzaufsicht mit Werten um 80 % der 
zweitwichtigste Grund zur Adressierung von Maß-
nahmen des Gesundheitsschutzes ist (gleichauf mit 
der Erfüllung von Erwartungen und Forderungen der 
Beschäftigten und ihrer Vertretungen).  

g) Klarere Formulierung des Straftatbestandes 

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE in § 26 Abs. 1 
ArbSchG das Wort „beharrlich“ zu streichen; 

Nach § 26 ArbSchG wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wer als Ar-
beitgeber „beharrlich wiederholt“ gegen eine voll-
ziehbare Anordnung der Behörde verstößt.  

Der Tatbestand setzt zunächst Wiederholung voraus. 
Darüber hinaus muss eine Hartnäckigkeit zum Aus-
druck kommen. Rechtsklarer und für die Gerichte 
und die Berater handhabbarer wäre es, wenn der Ge-
setzgeber den Begriff der Beharrlichkeit ersetzt 
durch eine Formulierung, die auf eine erneute Zuwi-
derhandlung, trotz vorheriger Abmahnung durch die 
zuständige Behörde abstellt.    

Der deutsche Gesetzgeber hat für das AGG keine öf-
fentlich-rechtliche Bußgeld- oder Strafvorschrift vor-
gesehen, die übertragen werden könnten. Insofern 
kann die Verhängung einer Strafsanktion derzeit nur 
über § 26 Abs.1 ArbSchG erfolgen, der aber eben-
falls, mit Ausnahme der Zuwiderhandlung gegen 
eine vollziehbare Anordnung, den Verstoß gegen 
eine Verordnung nach §§ 18,19 ArbSchG voraus-

setzt. Auch hier macht sich das Fehlen einer Verord-
nung, die Mobbing, Bossing und belästigende Diskri-
minierungen im Sinne von § 3 Abs.3 und Abs.4 AGG 
erfasst, bemerkbar. Im Unterschied hierzu sieht die 
Arbeitsstättenverordnung in § 9 Abs.2 eine Strafbar-
keit nach § 26 Nr. 2 ArbSchG bei einem vorsätzli-
chen Verstoß gegen wichtige Pflichten vor, soweit 
das Leben oder die Gesundheit von Beschäftigten 
dadurch gefährdet wird. Es ist eine nicht gerechtfer-
tigte und nicht hinnehmbare Ungleichbehandlung, 
wenn Leben oder die Gesundheit von Beschäftigten 
beispielsweise durch eine sexuelle Belästigung oder 
durch Bossing gefährdet wird und hierfür keine 
Strafe vorgesehen ist. 

2. Gesetzentwurf gegen Mobbing und Bossing 
(GMB-E) 

Die Vorlageanträge beider Fraktionen umfassen ei-
nen Gesetzentwurf zum Schutz vor Mobbing, der 
Mobbing als Rechtsbegriff definieren soll und analog 
zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
Betroffenen von Mobbing (und Bossing) am Arbeits-
platz einen Rechtsanspruch auf Schadensersatz und 
Schmerzensgeld bietet und auch im Übrigen eine 
Rechtsgrundlage schafft, um gegen Mobbing vorzu-
gehen. 

Der Ansatz ist richtig und zu empfehlen, denn die 
materiellen und prozessrechtlichen Probleme, die im 
Fall von Benachteiligungen und Belästigungen im 
Anwendungsbereich des AGG bestehen, sind im Fall 
von Bossing und Mobbing gleich. 

Allerdings sollte eine einfache analoge Übertragung 
noch einmal vor dem Hintergrund der oben ausge-
führten Gründe zu Modifikationen bzw. Erweiterung 
führen. Die Grundintention ist aber richtig. 

h) Die gesetzliche Definition von Mobbing und Bos-
sing 

Bislang gibt es keine gesetzliche Definition des Be-
griffs Mobbing. Das Bundesarbeitsgericht überträgt 
allerdings die gesetzliche Definition einer diskrimi-
nierenden Belästigung aus § 3 Abs.3 AGG in ständi-
ger Rechtsprechung, auf Mobbing und Bossingfälle, 
die keinen diskriminierenden Bezug haben. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN will auf 
dieser Grundlage Mobbing als Verhaltensweisen de-
finieren, die die Würde der betreffenden Person ver-
letzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindun-
gen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidi-
gungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

Dies führt zu einer Kodifizierung der bisher nur ana-
logen Anwendung der Definition und zur Bestäti-
gung der bisher ergangenen Rechtsprechung.  

Der Vorlageantrag der Fraktion DIE LINKE will im 
Unterschied dazu, den Begriff Mobbing als Verhalten 
definieren, das über einen längeren Zeitraum, wie-
derholt oder systematisch in Verhaltensweisen, 
mündlichen oder schriftlichen Äußerungen, Hand-
lungen oder Gesten zum Ausdruck kommt, die vor-
sätzlich begangen werden und die Persönlichkeit, 
die Würde oder die physische oder psychische Integ-
rität einer Person angreifen. 

Diese Definition entspricht der aus Art.12 a Abs.3 
der VERORDNUNG Nr. 31 (EWG) 11 (EAG) über das 
Statut der Beamten und über die Beschäftigungsbe-
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dingungen für die sonstigen Bediensteten der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäi-
schen Atomgemeinschaft. 

Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts prüft 
analog § 3 Abs.3 AGG, ob unerwünschte Verhaltens-
weisen, die eine Verletzung der Würde der betroffe-
nen Person bezwecken oder bewirken vorliegen und 
ein als feindlich gekennzeichnetes Umfeld im Sinne 
der Definition geschaffen wurde. Beide Vorausset-
zungen müssen danach vorliegen, sodass allein un-
erwünschte Verhaltensweisen, die auf eine Würde-
verletzung abzielen, nicht genügen.15  Dies baut eine 
relativ hohe Schwelle auf, die die Abgrenzung zu 
„normalen“ Arbeitsplatzkonflikten sicherstellen soll. 
Die Feststellung eines als feindlich gekennzeichne-
ten Umfelds bereitet erhebliche Schwierigkeiten, zu-
mal die Frage, wann das Umfeld als feindlich ge-
kennzeichnet ist, streitig ist und in einer revisions-
rechtlich nur eingeschränkt überprüfbaren tatrichter-
lichen Würdigung im Rahmen einer Gesamtschau im 
Einzelfall unterliegt.16  

Die mit dem Begriff als feindlich gekennzeichnetem 
Umfeld anknüpfenden Schwierigkeiten und Unklar-
heiten würden mit einer Begriffsdefinition, die die 
in Art.12a Abs.3 der VERORDNUNG Nr. 31 (EWG) 
11 (EAG) gefassten Regelungen über das Statut der 
Beamten und über die Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft entspricht, vermieden werden. 
Zudem benennt diese Definition ausdrücklich und 
klar die Schutzziele der Norm. Die Norm erreicht die 
Abgrenzungsschwelle zu „normalen“ Arbeitsplatz-
konflikten durch das Erfordernis des wiederholten o-
der systematischen Angriffs auf die genannten 
Schutzgüter. Im Ergebnis würden durch diese Defi-
nition wohl mehr Sachverhalte als Mobbingfälle er-
fasst werden.  

i) Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sieht vor, dass im neuen Gesetz Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber ausdrücklich verpflichtet werden, 
geeignete, erforderliche und angemessene Maßnah-
men zur Unterbindung von Mobbing zu ergreifen, 
wie beispielsweise Abmahnung, Umsetzung, Verset-
zung oder Kündigung, sobald sie Kenntnis davon er-
halten, dass Beschäftigte von Mobbing betroffen 
sind. Die Aufnahme ist zu empfehlen. 

Es handelt sich hierbei um eine analoge Übertragung 
der in § 12 Abs.3 AGG enthaltenen Verpflichtung, 
die bisher aber nur für Belästigungen greift, die mit 
einem in § 1 AGG genannten Diskriminierungsgrund 
zusammenhängen.  

Deshalb besteht ein Regelungsbedarf. Das Bundesar-
beitsgericht hat die Verpflichtung zum Schutz des 
Arbeitnehmers vor Herabwürdigung und Missach-
tung und den Anspruch des Arbeitnehmers, dass er 

                                                 
15 BAG (8. Senat ), Urteil vom 24.09.2009 - 8 AZR 705/08 
16 BAG (8. Senat ), Urteil vom 24.09.2009 - 8 AZR 705/08 
17 BAG, Urt. v. 28. 10. 2010 − 8 AZR 546/09 
18 BAG, Urt. v. 18.5.2017 – 8 AZR 74/16 
19 BAG, Urteil vom 16. 5. 2007 - 8 AZR 709/06 
20 BAG, Urteil vom 16. 5. 2007 - 8 AZR 709/06 

keiner Mobbingbelästigung ausgesetzt wird, aus all-
gemeinen Fürsorge- und Schutzpflichten und der 
Rücksichtnahmepflicht nach § 241 II BGB abgelei-
tet,17 da es an einer speziellen Norm fehlt. § 241 
Abs.2 BGB lautet: „Das Schuldverhältnis kann nach 
seinem Inhalt jeden Teil zur Rücksicht auf die 
Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen 
Teils verpflichten.“ So begrüßenswert und überzeu-
gend die Herleitung aus dieser Norm ist, ist ein kon-
kreter und verständlicher öffentlich-rechtlicher Tat-
bestand vorzuziehen. 

Im Übrigen sollten auch die anderen in § 12 AGG 
enthaltenen Maßnahmen und Pflichten des Arbeitge-
bers analog übernommen werden. 

j) Beschwerderecht, Leistungsverweigerungsrecht 
und Maßregelungsverbot 

Soweit der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vorsieht, dass ein Beschwerderecht der Be-
schäftigten, ein Leistungsverweigerungsrecht und 
ein Maßregelungsrecht ausdrücklicher Inhalt eines 
Gesetzes gegen Mobbing sein soll, ist dies richtig 
und konsequent und kann durch analoge Übertra-
gung der §§ 12, 14 und 16 AGG umgesetzt werden. 

k) Schadensersatz, Entschädigung und Beweiser-
leichterung 

Dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN im neuen Gesetz einen speziellen Schadenser-
satz- und Entschädigungsanspruch bei festgestelltem 
Verstoß gegen die Unterbindung von Mobbing am 
Arbeitsplatz mit Beweiserleichterungen auszugestal-
ten, ist ebenfalls zu folgen.  

Auch hier bieten sich analoge Übertragungen der 
Anspruchsgrundlagen aus § 15 AGG an, wobei da-
rauf hinzuweisen ist, dass der Entschädigungsan-
spruch des § 15 Abs.2 verschuldensunabhängig aus-
gestaltet ist. Nicht so der in Abs.1 enthaltene Scha-
densersatzanspruch, der nicht gegeben ist, wenn der 
Arbeitgeber die Pflichtverletzung nicht zu vertreten 
hat. Jedenfalls für den Anwendungsbereich des AGG 
ist der nicht verschuldensunabhängig ausgestaltete 
Schadensersatzanspruch nach Abs.2 möglicherweise 
europarechtswidrig.18  

Der Regelungsbedarf für eine Beweislasterleichte-
rung bzw. eine Beweislastumkehr ist gegeben, da das 
BAG, ohne ausdrückliche gesetzliche Vorgabe, ein 
Abweichen von den allgemeinen Grundsätzen der 
Beweislast ablehnt. Eine Beweiserleichterung oder 
Beweislastumkehr komme nur in Betracht, wenn der 
Anspruchsgegner auf Grund Sachwissens über kom-
plexe Vorgänge dem Geschädigten weit überlegen 
sei, wie etwa bei der deliktischen Produzentenhaf-
tung oder der Arzthaftung.19 Das „Mobbing-Opfer” 
habe aber keine geringere Sachkenntnis, sondern be-
finde sich oft allein deshalb in Beweisnot, weil es 
keine Zeugen für die behaupteten Mobbing-Hand-
lungen habe.20 Dem könne mit prozessual an sich 
selbstverständlichen Mittel wie der Parteianhörung 
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nach § 141 ZPO und die Parteivernehmung nach den 
§§ 445, 448 ZPO und einer sorgfältigen Beweis- und 
Sachverhaltswürdigung in ausreichendem Maße 
Rechnung getragen werden.21  

l) Die Frist zur Geltendmachung von Ansprüchen 
auf Schadensersatz und Entschädigung 

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE, die Frist zur 
Geltendmachung von Ansprüchen in Fällen von 
Mobbing und Bossing realistisch auszugestalten und 
dafür mindestens drei Jahre vorzusehen, ist klä-
rungsbedürftig und nicht zu empfehlen. 

Der Antrag zielt wohl auf eine Verlängerung der als 
zu kurz empfundenen Ausschlussfristen aus § 15 
Abs.4 und § 61b ArbGG im Falle einer Übertragung 
in ein MBG ab. Inwieweit eine so lange Frist Sinn 
macht, ist zweifelhaft, da sich dann die Frage stellt, 
ob es überhaupt einer gesetzlichen Frist bedarf. 

Zunächst gilt für Klagen gegen oder aufgrund Mob-
bings nach derzeitig geltenden Recht grundsätzlich 
weder eine einfache, noch eine gerichtliche Aus-
schlussfrist. Die einzige Grenze ist  die Verjährung, 
deren Frist aber mit 3 Jahren beginnend am Ende des 
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist, mit dem 
Antrag nicht gemeint sein kann und diese Frist auch 
nicht unterschreitet und vertragliche oder tarifver-
tragliche Ausschlussfristen. 

§ 15 Abs.4 AGG, der eine kurze, zweimonatige Frist 
zur Geltendmachung vorsieht, wird als Sonderrege-
lung verstanden, die sich nur auf Schadensersatz- 
und Entschädigungsklagen nach den Absätzen 1 
und 2 bezieht, verstanden. Die kurze Frist wird nicht 
analog auf andere Anspruchsgrundlagen, insbeson-
dere auf deliktische oder auf § 280 Abs.1 BGB iVm 
§ 241 Abs.2 BGB gestützte Ansprüche, und zwar 
auch dann nicht, wenn es sich um den gleichen zu-
grundeliegenden Sachverhalt handelt.22. 

Nur für auf § 15 Abs.1 und Abs.2 gestützte Scha-
densersatz- und Entschädigungsansprüche müssen 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten schriftlich 
geltend gemacht werden, es sei denn, die Tarifver-
tragsparteien haben etwas anderes – also eine län-
gere Frist - vereinbart. Die Frist beginnt zu dem Zeit-
punkt, in dem der oder die Beschäftigte von der Be-
nachteiligung Kenntnis erlangt, bei Schadenersatz-
ansprüchen nicht vor Bekanntwerden des Schadens. 
In Mobbing-Fällen beginnt die Ausschlussfrist we-
gen der systematischen, sich aus mehreren einzelnen 
Handlungen zusammensetzenden Verletzungshand-
lung regelmäßig aber erst mit der zeitlich letzten 
Mobbing-Handlung.23 

Zusätzlich unterliegt die Entschädigungsklage und 
trotz entgegenstehenden Wortlauts auch die Scha-
denersatzklage (letzteres ist streitig) nach § 15 AGG 
einer gerichtlichen Ausschlussfrist gemäß § 61 b Ar-
beitsgerichtsgesetz, wonach die Klage innerhalb von 
drei Monaten, nachdem der Anspruch schriftlich 
geltend gemacht worden ist, erhoben werden muss. 

Wenn die Ansprüche des § 15 Abs.1 und Abs.2 AGG 
in das neue Gesetz transferiert werden sollen, stellt 

                                                 
21 BAG, Urteil vom 16. 5. 2007 - 8 AZR 709/06 
22 BAG, Urt. v. 18.5.2017 – 8 AZR 74/16  
23 BAG, Urteil vom 16. 5. 2007 - 8 AZR 709/06 
24 BAG, Urt. v. 18.5.2017 – 8 AZR 74/16 
25 BAG, Urt. v. 18.5.2017 – 8 AZR 74/16  

sich diese Frage dann natürlich auch für die Mob-
bingfälle, soweit sie nicht mit einem in § 1 AGG ge-
nannten Diskriminierungsgrund zusammenhängen. 

Das Bundesarbeitsgericht sieht die kurzen Fristen als 
mit Europarecht vereinbar an.24 Im Wesentlichen lei-
tet es die sachliche Rechtfertigung für die kurzen 
Fristen aus der Besonderheit der prozessrechtlichen 
Beweiserleichterungen des § 22 AGG ab.25 Wenn im 
Streitfall der Arbeitnehmer Indizien beweist, die 
eine Benachteiligung wegen eines in § 1 genannten 
Grundes vermuten lassen, trägt der Arbeitgeber die 
Beweislast dafür, dass kein Verstoß gegen die Best-
immungen zum Schutz vor Benachteiligung vorgele-
gen hat.  

Die kurze Geltendmachungsfrist soll dem Arbeitge-
ber die Möglichkeit geben, den Sachverhalt zeitnah 
aufarbeiten zu können, um den Entlastungsbeweis 
führen zu können. Eine Verlängerung der Frist durch 
Tarifvertrag ist nach Abs.4 bereits jetzt zulässig. Eine 
Verlängerung auf beispielsweise 6 Monate wäre 
wohl auch unter Wahrung der genannten Gesichts-
punkte noch möglich und sinnvoll.  

Bei einer möglichen Verlängerung der Frist zur Gel-
tendmachung, würde sich auch die gerichtliche Frist 
nach hinten schieben, weil diese mit der vorgericht-
lichen Geltendmachung beginnt.  

In jedem Fall wären kurze Ausschlussfristen nur ge-
rechtfertigt, wenn auch die Beweislasterleichterung 
des § 22 AGG analog übertragen werden würde. Ob 
das berechtigte Aufklärungsinteresse des Arbeitge-
bers im Hinblick auf die Klärung des Sachverhalts 
auch die gerichtliche Ausschlussfrist trägt, kann 
durchaus hinterfragt werden. Im laufenden Arbeits-
verhältnis zwingt sie den Arbeitnehmer, seine Ar-
beitsverhältnisse auch gerichtlich einzuklagen. Die 
Sinnhaftigkeit wird durch den Antrag auf eine lange 
Frist verneint.  

Überträgt man die Regelung der Beweislasterleichte-
rung nicht, wäre allerdings kein Sachgrund für eine 
Fristregelung gegeben. Diese würde nämlich zu einer 
Schlechterstellung der Klagen auf Schadensersatz 
aufgrund Mobbing-Sachverhalten gegenüber derer 
aus anderen Sachverhalten führen.  

m) Die Erfassung der Einrichtungen von Religions-
gemeinschaften 

Eine Übertragung der Regelung des Geltungsbereichs 
des AGG auf das GMB würde gewährleisten, dass 
auch Religionsgemeinschaften, insbesondere kirchli-
che und konfessionelle Einrichtungen erfasst sind. 
Sie sind wie alle anderen zu stellen.   

n) Verbandsklagerecht für Gewerkschaften und Be-
triebsräte 

Den Antrag, ein Verbandsklagerecht für Gewerk-
schaften und Vertretung von Beschäftigten auf Fest-
stellung, dass gegen ein Mobbingverbot des AGG 
verstoßen wurde, einzuräumen, wobei im Fall der 
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Wahrnehmung der Rechte des Betroffenen Einver-
ständnis vorliegen muss, mit Zustimmung des Be-
troffenen abhängen soll, kann ich empfehlen.  

Der Antrag spricht unterschiedliche Aspekte an. So-
weit er darauf abzielt, Rechte der Arbeitnehmer mit 
deren Einverständnis geltend machen zu dürfen, 
handelt sich um die Einräumung einer Prozessstand-
schaft. Soweit er das Wort „Verbandsklagerecht“ ver-
wendet, meint dies, dass ein Verband selbstständig 
und im eigenen Namen für die Belange betroffener 
Personen oder zur Klärung einer Rechtsfrage streiten 
kann. Beide Antragsziele sind nachvollziehbar und 
legitim, zumal im AGG weder eine Prozessstand-
schaft noch ein Verbandsklagerecht ausgestaltet ist, 
was von vielen Betroffenenverbänden, auch den Ge-
werkschaften richtigerweise seit langem gefordert 
wird.  

Im Sinne einer Prozessstandschaft existiert aller-
dings im SGB IX bereits eine Regelung für Menschen 
mit Behinderung, die sinngemäß übertragen werden 
könnte. § 85 SGB IX räumt Verbänden, die Men-
schen mit Behinderung satzungsgemäß vertreten, da-
runter auch Gewerkschaften, das Recht ein, deren 
Rechte an ihrer Stelle und mit ihrem Einverständnis 
geltend machen zu dürfen. 

Darüberhinaus findet sich in § 17 AGG Abs.2 eine 
Vorschrift, die die Individualrechte von diskrimi-
nierten oder gemobbten Arbeitnehmern sichern und 
ergänzen kann. Sie sollte in jedem Fall in ein GMB 
übernommen werden.  

Mit dem Antrag dürfen zwar keine Ansprüche des 
Benachteiligten oder Belästigten geltend gemacht 
werden, weshalb es sich nicht um eine Prozessstand-
schaft handelt. Dies bedeutet, dass der Betriebsrat o-
der die Gewerkschaft nicht für und statt des Arbeit-
nehmers selbst klagen kann, auch nicht mit dessen 
Einverständnis. Dies muss der Arbeitnehmer selbst 
tun, wobei er oder sie sich natürlich vertreten lassen 
kann.  

Arbeitgeber können auf diesem Weg aber verpflich-
tet werden, 1.gegen das AGG verstoßende Handlun-
gen zu unterlassen (z.B. eine diskriminierende Ein-
stellungspraxis), 2.aufgrund vom AGG erlaubten 
Handlungen (z.B. die Ausübung des Leistungsver-
weigerungsrechts) diese zu dulden oder 3. Handlun-
gen vorzunehmen (z.B. arbeitsrechtliche Maßnah-
men bei Belästigungen nach § 3 Abs.3 AGG). 

Voraussetzung für den Anspruch ist allerdings, dass 
der Arbeitgeber zumindest einmal „grob“ gegen 
seine Pflichten verstoßen hat. 26 Die bloße Gefahr ei-
nes groben Pflichtenverstoßes reicht nicht.27 Ein gro-
ber Verstoß ist regelmäßig zu bejahen, wenn der Ar-
beitgeber mehrfach und erkennbar gegen seine sich 
aus dem AGG ergebenden Pflichten verstoßen hat.28 
Grob kann auch ein einmaliger Verstoß sein, wenn 
die Pflichtverletzung objektiv erhebliche und offen-
sichtlich schwerwiegend ist, wobei es auf ein Ver-
schulden nicht ankommt.29 Ein grober Verstoß des 
Arbeitgebers scheidet aus, wenn er seine Rechtsposi-

                                                 
26 BAG, Beschluss vom 18. 8. 2009 - 1 ABR 47/08 
27 BAG, Beschluss vom 18. 8. 2009 - 1 ABR 47/08 
28 BAG, Beschluss vom 18. 8. 2009 - 1 ABR 47/08 
29 BAG, Beschluss vom 18. 8. 2009 - 1 ABR 47/08 
30 BAG, Beschluss vom 18. 8. 2009 - 1 ABR 47/08 

tion in einer schwierigen und ungeklärten Rechts-
frage verteidigt.30 Der Betriebsrat kann diese Rechte 
auch ohne Zustimmung des betroffenen Arbeitneh-
mers geltend machen und im Fall einer rechtskräfti-
gen gerichtlichen Entscheidung Ordnungsgeld oder 
Zwangsgeld beantragen, deren Höchstmaß auf in Ab-
weichung allgemeiner Vollstreckungsregelungen auf 
10.000 Euro begrenzt und damit privilegiert ist  

o) Rechtliche Gleichstellung von Personalräten 

Dem Antrag auf rechtliche Gleichstellung von Perso-
nalräten im Rahmen einer analogen Übertragung von 
Rechtsansprüchen aus dem AGG ist durch die Auf-
nahme einer § 17 Abs.2 AGG entsprechenden Vor-
schrift Rechnung zu tragen, wobei zusätzlich das 
BPersVG um eine  § 111 Abs. 2 Hessisches PersVG 
nachgebildete Vorschrift zu ergänzen ist. 

Richtigerweise sollten Personalräte über keine gerin-
geren Möglichkeiten verfügen, gerichtlich einklag-
bare Rechtsansprüche gegen Diskriminierung, sexu-
elle Belästigung, Mobbing und Bossing geltend ma-
chen zu können, wie Betriebsräte dies im Anwen-
dungsbereich des AGG bereits haben.  

Die bisherige in § 17 Abs.1 AGG enthaltene Rege-
lung bezieht Personalräte bereits ein, sodass sie bei 
einer analogen Übernahme in ein GMB ebenfalls er-
fasst wären.  

Es würde aber an einer Regelung analog § 17 Abs.2 
AGG fehlen, die allein Betriebsräten die Einleitung 
und Durchführung von Verfahren gerichtet auf ein 
Vorgehen gegen grobe Pflichtverletzungen bei Ver-
stößen gegen Schutzrechte der Beschäftigten aus 
dem AGG ermöglicht (vgl.oben). 

Diese Ungleichbehandlung und Schlechterstellung 
von Beschäftigten des Öffentlichen-Dienstes und ih-
rer Vertretungen ist sachlich nicht gerechtfertigt.  

Trotz der Bindung des öffentlichen Dienstherrn an 
Recht und Gesetz werden Verstöße, auch grobe Ver-
stöße gegen Schutzrechte von Beschäftigten, nach 
dem AGG und auch von Mobbing und Bossing durch 
Personalräte berichtet.  

Diese Lücke sollte durch eine § 17 Abs.2 AGG nach-
gebildete entsprechende Regelung geschlossen wer-
den. 

Voraussetzung hierfür wäre auch eine Ergänzung des 
BPersVG, da eine mit § 111 HessPersVG entspre-
chende Vorschrift fehlt.  

§ 111 Abs. 2 Hess PersVG lautet: 

(2) Der Personalrat oder eine in der Dienststelle ver-
tretene Gewerkschaft können bei groben Verstößen 
des Dienststellenleiters gegen seine Verpflichtungen 
aus diesem Gesetz beim Verwaltungsgericht beantra-
gen, dem Dienststellenleiter zur Sicherung der 
Rechte nach diesem Gesetz aufzugeben, eine Hand-
lung zu unterlassen, die Vornahme einer Handlung 
zu dulden oder eine Handlung vorzunehmen. 

Die Vollstreckung aus rechtskräftigen Beschlüssen, 
die im Hinblick auf § 111 Abs. 2 HessPVG ergehen, 
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folgt den Regelungen der Zivilprozessordnung, so-
dass Bußgelder bis zu 250.000 Euro verhängt werden 
könnten oder Zwangsgelder bis zu 25.000 Euro; mit 
Ansprüchen aus § 111 Abs.2 können auch durch ei-
nen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung 
geltend gemacht werden. 

p) Sanktionen von Mobbing und Bossing müssen 
wirksam, angemessen und abschreckend sein.  

Das AGG selbst enthält keine Ordnungswidrigkeiten- 
oder Straftatbestände, die übertragen werden könn-
ten. Diskriminierende Belästigungen und sexuelle 
Belästigungen können allenfalls unter den bereits be-
schriebenen eingeschränkten Voraussetzungen der 
§§ 25, 26 ArbSchG sanktioniert werden. Soweit der 
Antrag auch im Rahmen der Übertragung der Rege-
lungen vom AGG in das GMB wirksame, angemes-
sene und abschreckende Sanktionen enthält, wäre 
hier zu entscheiden, ob man eigene Tatbestände vor-
sehen möchte. 

3. Stärkung der Betriebsräte beim Arbeitsschutz 
und der Vermeidung von Mobbing und Bossing 

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE an die Bundesre-
gierung, einen Gesetzesentwurf vorzulegen, um das 
Betriebsverfassungsgesetz mit dem Ziel zu erweitern, 
die Rolle von Betriebsräten im Arbeitsschutz zu stär-
ken, insbesondere bei der Überwachung der Durch-
führung des Arbeitsschutzes und der Gestaltung von 
Regelungen zu Vermeidung von Bossing und Mob-
bing, ist zur präventiven Flankierung und kollektiv-
rechtlichen Verstärkung von Individualrechten Mob-
bingbetroffener wichtig.  

Betriebsräte spielen eine tragende Rolle für die Über-
wachung des Vollzugs arbeitsschützender Gesetze 
und Verordnungen im Betrieb und Unternehmen. 
Dies entspricht ihrer gesetzlichen Aufgabe gemäß § 
80 Abs.1 BetrVG. Besonders im Themenkreis Mob-
bing vertreten sie in der Praxis oft eine von den be-
teiligten Konfliktparteien unabhängige Position. 
Teilweise sind Betriebsratsmitglieder aber selbst Ob-
jekt der Angriffe durch Vorgesetzte oder Geschäfts-
führungen, insbesondere im Fall des strategischen 
Mobbings gegen Betriebsräte oder gegen Initiatoren 
zur Wahl eines Betriebsrates. Nicht zuletzt können 
sie Betriebsvereinbarungen zur Vermeidung von 
Mobbing und Bossing abschließen und so eine kon-
kretisierte Anwendung der Vorgaben aus Gesetzen 
und Verordnungen in der betrieblichen Praxis ge-
währleisten. Insoweit kommen ihnen bereits nach 
geltender Rechtslage Mitbestimmungsrechte nach 
§ 87 Abs.1 Nr.1 und Nr.7 BetrVG zu.31  

Die Bedeutung von Betriebsräten auf diesem Gebiet 
wird auch durch amtliche Zahlen belegt. So hat die 
Europäische Agentur für Sicherheit und Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA) in der be-
reits zitierten ESENER 3 (2019) als zweit wichtigsten 
Hauptgrund der Adressierung von Maßnahmen des 
Gesundheitsschutzes durch das Management, die Er-
füllung von Erwartungen und Forderungen der Be-
schäftigten und ihrer Vertretungen ermittelt. Gegen-
über der Vorgängererhebung ESENER 2 aus dem Jahr 

                                                 
31 BAG (7. Senat ), Beschluss vom 14.01.2015 - 7 ABR 95/12 
32 BAG, Beschl. v. 28.3.2017 – 1 ABR 25/15; 
33 BAG (7. Senat ), Beschluss vom 14.01.2015 - 7 ABR 95/12 

2014 bedeutet dies einen leichten Anstieg auf nun-
mehr 80%.  

Auch die Antwort auf die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Krellmann u. a. und der Fraktion DIE 
LINKE betreffend 

"Betriebliche Mitbestimmung in Deutschland", BT-
Drs. 19/11062 vom 8.Juli 2019 belegt diesen Zusam-
menhang.  

Die Bundesregierung verweist hierbei auf die Dache-
valuation der Gemeinsamen Deutschen Arbeits-
schutzstrategie (1. Zwischenbericht - Auswertung 
der Betriebs- und Beschäftigtenbefragungen, Stand: 
2. März 2018, herausgegeben von der Geschäftsstelle 
der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz). Als Ergeb-
nis der Auswertung konnten „verschiedene systema-
tisch positive Zusammenhänge zwischen der Exis-
tenz eines Betriebsrats und den folgenden Gegeben-
heiten ermittelt werden: eine höhere Wahrschein-
lichkeit der Durchführung von Gefährdungsbeurtei-
lungen; ein höherer Anteil bei der sicherheitstechni-
schen Betreuung; ein höherer Grad an Unterweisung 
der Beschäftigten sowie bei der Qualifizierung von 
Führungskräften sowie eine höhere Wahrscheinlich-
keit der Existenz eines Arbeitsschutzausschusses“. 

Bereits die Existenz von Betriebsräten hat einen po-
sitiven Einfluss auf die Haltung des Managements 
auf Planung und Durchführung von Maßnahmen des 
Gesundheitsschutzes. Der Einfluss wächst naturge-
mäß bei entsprechendem Engagement der Betriebs-
räte.  

Wenn man dieses Engagement fördern will, sollten 
zunächst die Ressourcen der Betriebsräte gestärkt 
werden. So könnten entsprechend der Größe des Un-
ternehmens zusätzliche Pauschal-Freistellungen 
über das Mindestmaß des § 38 BetrVG zweckgebun-
den vorgesehen werden. Denkbar wäre auch eine 
Sollvorschrift zur Bildung eines Fachausschusses 
des Betriebsrats zum Arbeits- und Gesundheits-
schutz. Für Mitglieder dieses Ausschusses könnte 
ein Recht zum Besuch von Spezialseminaren zum 
Thema vorgesehen werden. Diese Sollvorschriften 
fügen sich in die Konzeption des § 89 BetrVG ein, 
der Betriebsräte verpflichtet, sich für die Durchfüh-
rung der Vorschriften für den Arbeitsschutz, die Un-
fallverhütung und den betrieblichen Umweltschutz 
einzusetzen.  

Im Hinblick auf die Mitbestimmung, haben Betriebs-
räte bereits weitreichende Mitbestimmungsrechte. 
So hat das Bundesarbeitsgericht richtigerweise für 
das Eingreifen des Mitbestimmungsrechts nach § 87 
Abs.1 Nr.7 BetrVG entschieden, dass es bei aus § 3 
ArbSchG abgeleiteten Maßnahmen bereits bei Ge-
fährdung und nicht erst bei einer Gefahr greift.32 Des-
halb können Betriebsräte – trotz Fehlen einer kon-
kretisierenden Verordnung bereits heute Regelungen 
zur Prävention oder auch kollektive Verfahrensrege-
lungen zum Umgang mit Mobbing- und Bossingfäl-
len mit Hilfe ihres Initativrechts zudem auch nach 
§ 87 Abs.1 Nr.1 BetrVG33 in der Einigungsstelle 
durchsetzen. Gleiches gilt grundsätzlich auch für die 
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Rechtslage nach der Rechtsprechung der Verwal-
tungsgerichte, die das Mitbestimmungsrecht für Per-
sonalräte nach § 75 Abs.3 Nr.11 auch für den Fall 
der bloßen Gefährdungslage anerkennen.34  

Ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf ergäbe sich 
allerdings spätestens dann, wenn die Rechtspre-
chung des LAG Schleswig-Holstein 35, die Mitbe-
stimmung nach § 87 I Nr.7 BetrVG im Fall von erfor-
derlichen Maßnahmen des Gesundheitsschutzes, die 
Vorgaben hinsichtlich einer die Gesundheit nicht ge-
fährdenden Personalplanung enthalten, insbeson-
dere Personalmindestbesetzungsregeln vorsehen, 
einzuschränken, vom BAG bestätigt werden würde. 
Das BAG hat zwar die Rechtsbeschwerde des Be-
triebsrats gegen den Beschluss des LAG abgewiesen, 
ohne jedoch über die Zulässigkeit von Mindestbeset-
zungen im Pflegedienst einer Klinik als Maßnahme 
des Gesundheitsschutzes zu entscheiden.36  Das BAG 
hat somit die Rechtsauffassung des LAG Schleswig-
Holstein nicht bestätigt, aber auch nicht zurückge-
wiesen. 

Ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf ergibt sich 
auch aus der Entscheidung des Bundesarbeitsge-
richts vom 13.08.2019 – 1 ABR 6/18, die die Maß-
nahmenableitung aus der Gefährdungsbeurteilung 
selbst verneint und damit Mitbestimmungsrechte 
verkürzt. 

Gesetzlichen Handlungsbedarf gibt es im Bereich der 
Einzelmaßnahmen. So könnte der sehr eng gefasste 
§ 91 BetrVG dahingehend verändert werden, dass er 
allgemein bei einem Verstoß gegen gesicherte ar-
beitswissenschaftliche Erkenntnisse greift, soweit 
dies zu einem Widerspruch gegen die menschenge-
rechte Gestaltung der Arbeit (Anpassung der Arbeit 
an den individuellen Menschen) führt. Schließlich 
sollte unter dieser Voraussetzung die der Gesundheit 
abträgliche Belastung eines Arbeitnehmers genügen 
und nicht eine darüberhinausgehende besondere Be-
lastung verlangt werden. Der Betriebsrat kann nach 
dieser Norm unter anderem angemessene Maßnah-
men zur Abwendung der Belastung (auch im Einzel-
fall) verlangen und bei Nichteinigung zwischen Be-
triebsrat und Arbeitgeber kann die Einigungsstelle 
verbindlich entscheiden.  

Für Beschwerden von Arbeitnehmern eröffnen die 
§§ 84, 85 BetrVG, die Möglichkeit für betroffene Ar-
beitnehmer, sich beim Arbeitgeber und bei dem Be-
triebsrat beschweren zu können. Der Weg ist auch zu 
empfehlen kann durchaus erfolgreich sein. Die Norm 
ist aber im Streitfall für Prävention und Beseitigung 
von Mobbing, erst Recht, wenn der Arbeitgeber am 
belästigenden Verhalten beteiligt ist, sperrig, weil 
die Einigungsstelle nur über die Berechtigung der 
Beschwerde entscheiden kann, nicht aber über die 
Abhilfemaßnahmen selbst. Der Arbeitnehmer hat im 
Fall der Berechtigung der Beschwerde einen An-
spruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über 
die Abhilfemaßnahme. Die Entscheidung liegt aber 
allein beim Arbeitgeber. Hier liegt ein großes Kon-
fliktpotential, weil der Konflikt nicht befriedet wird 
und die Eskalationsdynamik solcher Konflikte neu 
genährt wird. Dies sollte geändert werden, damit 

                                                 
34 BVerwG, Beschluss vom 14. Februar 2013 – 6 PB 1/13; OVG Berlin-Brandenburg v. 08.11.2012 - OVG 62 PV 2.12 
35 LAG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 25.4.2018 – 6 TaBV 21/17 (ArbG Kiel, Beschl. v. 26.7.2017 – 7 BV 67 c/16) 
36 BAG Beschluss vom 19.11.2019 (1 ABR 22/18) 

schnelle Abhilfemaßnahmen für die Betroffenen un-
ter Mitbestimmung des Betriebsrats festgelegt wer-
den können. Diese Möglichkeit sollte auch nicht ent-
fallen, wenn der Gegenstand der Beschwerde ein 
Rechtsanspruch ist. Der Vorteil würde darüber hin-
aus darin bestehen, dass auf der Basis dieser Kon-
zeption der Betriebsrat einen eigenen Durchfüh-
rungsanspruch für den Fall hat, dass der Arbeitgeber 
die Maßnahme trotz Einigungsstellenspruchs nicht, 
verspätet oder ungenügend umsetzt. 

Der Weg über die Einigungsstelle, könnte dem Be-
troffenen einen für ihn ohnehin schwierigen Weg zu 
den Gerichten zur Durchsetzung seiner Interessen 
gänzlich ersparen, allerdings nur, wenn der Betriebs-
rat seine Beschwerde für berechtigt hält. Die Arbeit-
geberseite wäre durch diese Konzeption nicht recht-
los gestellt, weil sie die Arbeitsgerichte anrufen 
kann, wenn der Spruch der Einigungsstelle rechts-
widrig ist oder unangemessene Maßnahmen festge-
legt wurden. Der Einigungsstelle würde aber eine 
Primärzuständigkeit zu kommen. 

Schließlich könnte auch die bereits ausgeführte 
Übertragung des § 17 Abs.2 AGG bei groben Pflicht-
verletzungen gegen Rechte von Betroffenen aus ei-
nem Gesetz gegen Mobbing und Bossing ein wirksa-
mes Mittel sein (vgl. Ausführungen unter der ent-
sprechenden Überschrift). 

Soweit der Antrag der Fraktion DIE LINKE auf Maß-
nahmen gegen spezifische Formen des Bossings, die 
darauf gerichtet sind, die Gründung von Betriebsrä-
ten oder die Ausübung betrieblicher Mitbestimmung 
und Beteiligung der Beschäftigten zu verhindern, 
könnte dies durch die Regelung eines allgemeinen 
Beseitigungs- und Unterlassungsantrags und durch 
einen Qualifizierungstatbestand in § 119 BetrVG mit 
erhöhten Strafmaß bewirkt werden, wenn die Behin-
derung oder Störung von Betriebsrat oder Grün-
dungsbeteiligten wiederholt oder systematisch er-
folgt. Der allgemeine Beseitungs- und Unterlassungs-
anspruch analog § 1004 BGB ist ausdrücklich im Be-
trVG aufzunehmen. Der Kreis der Anspruchsberech-
tigten ist auf alle Personen zu erstrecken, die gestört 
werden, also insbesondere die Wahlinitiatoren. Glei-
ches gilt für die Antragsbefugnis im Rahmen von § 
119 BetrVG.  

4. Stärkung der Personalräte im Arbeitsschutz 

Dem Antrag, einen Gesetzentwurf vorzulegen, um 
das Bundespersonalvertretungsgesetz dahingehend 
zu erweitern, damit die Funktion von Personalräten 
im Arbeitsschutz gestärkt wird, insbesondere bei der 
Überwachung der Durchführung des Arbeitsschutzes 
und der Gestaltung von Regelungen zu Vermeidung 
von Bossing und Mobbing, ist zu empfehlen. 

Personalräte spielen für den Öffentlichen Dienst eine 
ebenso wichtige Rolle bei Überwachung von Arbeits-
schutznormen und bei Konkretisierung arbeits-
schutzrechtlicher Vorschriften mittels Dienstverein-
barungen, wie ich dies oben im Zusammenhang mit 
den Betriebsräten bereits ausgeführt habe. Personal-
räten kommt nach§ 68 Abs.1 Nr. 2 BPersVG ein 
Überwachungsrecht zu, das dem des BetrVG ent-
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spricht. § 81 Abs. 1 BPersVG sieht vor, dass der Per-
sonalrat die zuständigen Arbeitsschutzbehörden und 
die übrigen in Betracht kommenden Stellen durch 
Anregung, Beratung und Auskunftserteilung unter-
stützt und sich für die Durchführung der Vorschrif-
ten über den Arbeitsschutz in der Dienststelle einzu-
setzen hat.  

Außerdem steht ihm nach § 75 Abs. 3 Nr. 11 
BPersVG ein uneingeschränktes Mitbestimmungs-
recht, einschließlich Initiativrecht des Personalrats 
(§ 70 Abs. 1 mit § 69 Abs. 3 und 4 BPersVG) zu. 

§ 75 lautet: 

(3) Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder 
tarifliche Regelung nicht besteht, gegebenenfalls 
durch Abschluss von Dienstvereinbarungen mitzu-
bestimmen über… 

11. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und 
Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheitsschädi-
gungen, 

Personalräte können sich schon heute auf diesen 
Tatbestand berufen und Regelungen zur Prävention 
in Dienstvereinbarungen durchsetzen, da auch nach 
der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte, das 
Mitbestimmungsrecht für Personalräte nach § 75 
Abs.3 Nr.11 BPersVG bereits bei Vorliegen einer Ge-
fährdung anerkannt wird.37  

Personalräte haben im Hinblick auf Ressourcen noch 
größere Probleme als Betriebsräte, weil sie restrikti-
veren Voraussetzungen im Bereich der Sach- und 
Personalmittel, der Möglichkeit des Besuchs von 
Fortbildungen und der Heranziehung von Sachver-
ständigen ausgesetzt sind. Auch beim Beschwerde-
recht der Beschäftigten, das bei Mobbing-Konflikten 
eine große Rolle spielt, ist der Weg in die Einigungs-
stelle nicht eröffnet. Diese Schlechterstellungen sind 
nicht sachgerecht und sollten daher geändert wer-
den. 

Auch sollte sich das BPersVG im Arbeitsschutz an 
insoweit weiterreichenden Mitbestimmungsrechten 
in den Länderpersonalvertretungsgesetzen orientie-
ren. 

 Hierfür bietet sich an, die Vorschrift des § 74 
Abs. 2 Nr. 8 LPVG Baden-Württemberg als Nr. 11 
a. in § 75 Abs.3 BPersVG zu übernehmen. 

11 a. Maßnahmen des behördlichen oder betriebli-
chen Gesundheitsmanagements einschließlich vor-
bereitender und präventiver Maßnahmen, allge-
meine Fragen des behördlichen oder betrieblichen 
Eingliederungsmanagements, Maßnahmen aufgrund 
von Feststellungen aus Gefährdungsanalysen, 

                                                 
 
38 https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2013/0301-0400/315-13.pdf?__blob=publicationFile&v=5 – herun-
tergeladen am 18.1.2020 
39 https://www.igmetall.de/download/0188530_Anti_Stress-Verord-
nung_ab6297762b343f1ce2cf2275345a3e1b648a983d.pdf 
40 Prof. Dr. Wolfhard Kohte: „Psychische Belastungen und arbeitsbedingter Stress – Mögliche rechtliche und sonstige Regu-
lierungen“ in: Lothar Kamp, Klaus Pickshaus (Hrsg.)Regelungslücke psychische Belastungen schließen - Schriftenreihe 
Arbeit und Soziales der Hans-Böckler-Stiftung https://www.boeckler.de/pdf/p_mbf_regellungsluecke.pdf - heruntergeladen 
am 19.01.2020 

5. Erlass einer Anti-Stress-Verordnung gegen psy-
chosoziale Risiken, Mobbing und Bossing 

Der Verordnungsantrag der Fraktion DIE LINKE, eine 
Anti-Stress-Verordnung zu erlassen, die auch das 
Problem von Bossing und Mobbing ausdrücklich 
adressiert, bereichsspezifische Prävention vor-
schreibt und angemessene, wirksame und abschre-
ckende Bußgelder und Strafsanktionen vorsieht, ist 
erforderlich und die effektivste Möglichkeit, um ver-
bindliche und konkrete Vorgaben im bereits be-
schriebenen notwendigen Maße zu schaffen. Der An-
trag ist nachdrücklich zu empfehlen. 

Die Begründung ergibt sich aus den oben zu den Än-
derungen des Arbeitsschutzgesetzes bereits ausge-
führten Ausführungen.  

Eine Konkretisierung durch den Erlass einer konkre-
tisierenden Verordnung ist – wie oben begründet - 
aus geltender europäischer Rechtlage heraus gebo-
ten. Eine Verordnung zur Verringerung und Vermei-
dung psychischer Belastung und psychosozialer Ri-
siken sowie auch Mobbing und Bossing ist auch aus 
tatsächlichen Gründen nicht minder wichtig, wie an-
dere Verordnungen, die vor körperlichen Belastun-
gen schützen soll, wie beispielsweise die Lasten-
handhabungsverordnung.  

 Der am 3. Mai 2013 vom Bundesrat beschlossene 
Verordnungsantrag zum Schutz vor Gefährdun-
gen durch psychische Belastung bei der Arbeit 
(Bundesratsdrucksache 315/13)38 ist von keiner 
Bundesregierung bis heute umgesetzt und harrt 
weiter der Umsetzung.  

 Der Entwurf der IG-Metall mit dem gleichen Titel 
wie der Verordnungsantrag des Bundesrats, kurz 
Anti-Stress-Verordnung39, könnte Ansatzpunkt 
für die weitergehenden Diskussionen sein und 
auch für die Fragestellung der Mobbing-Präven-
tion fruchtbar gemacht werden.  

 Eine prägnante und fundierte wissenschaftliche, 
aber gut lesbare Darstellung des Regelungsbe-
darfs findet sich im Gutachten von Prof. Dr. 
Wolfhard Kohte: „Psychische Belastungen und 
arbeitsbedingter Stress – Mögliche rechtliche und 
sonstige Regulierungen“40. Das Gutachten enthält 
viele weitere Literaturnennungen und gibt Anre-
gungen für Regelungen und Begründungen, die 
sich auch aus einer Darstellung der Rechtslage in 
den anderen Mitgliedstaaten der EU speist.   

6. Aufstockung der Personalstärke der Landesäm-
ter für Arbeitsschutz mit gut qualifiziertem Per-
sonal 

Die Umsetzung der Aufforderung der Fraktion DIE 
LINKE, dass die Bundesregierung auf die Landesre-
gierungen hinwirken soll, dass die Aufsichtsbehör-
den für Arbeitsschutz mit ausreichenden Ressourcen 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2013/0301-0400/315-13.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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ausgestattet werden, insbesondere mit genügend gut 
qualifiziertem Personal, ist zu empfehlen..  

Der Abbau des Personals und der Rückgang der An-
zahl der durchgeführten Arbeitsschutzkontrollen bei 
gleichzeitigem Wachstum der Beschäftigtenzahl und 
Anzahl der zu überwachenden Betriebsstätten ist zu-
sammengefasst und aktuell in einer Auswertung der 
Antwort der Bundesregierung vom 18. Januar 2019 
auf die Kleine Anfrage „Arbeitsschutzkontrollen in 
Deutschland“ (Drs. 19/06041) von Jutta Krellmann 
u.a. und der Fraktion DIE LINKE im Bundestag be-
schrieben: 

„Die Anzahl der Arbeitsschutzkontrollen ist von 
2007 bis 2017 bundesweit von 347.240 auf 182.504 
zurückgegangen. Das entspricht einem Rückgang um 
fast die Hälfte (-47 Prozent). Besonders stark war der 
Rückgang in Sachsen von 21.343 auf 6.835 (-68 Pro-
zent), in Brandenburg von 18.080 auf 6.043  
(-66,6 Prozent) und in Schleswig-Holstein von 6.816 
auf 2.288 (-66,4 Prozent). In einigen Branchen ist im 
selben Zeitraum die Anzahl der Arbeitsschutzkon-
trollen besonders stark zurückgegangen: Gaststätten, 
Beherbergungsbetriebe von 14.521 auf 4.196  
(-71,1 Prozent), Nahrungs- und Genussmittel von 
14.519 auf 5.428 (-62,6 Prozent) und Handel von 
42.004 auf 16.775 (-60 Prozent).  

Der durchschnittliche Abstand zwischen zwei Ar-
beitsschutzkontrollen in einer Betriebsstätte ist von 
2007 bis 2017 von 10,5 auf 22,5 Jahre angestiegen. 
Der Abstand hat sich demnach mehr als verdoppelt 
(+114,3 Prozent). Der Abstand zwischen zwei Kotrol-
len ist in einigen Bundesländern von 2007 bis 2017 
besonders stark bzw. auf besonders hohe Werte an-
gestiegen: Schleswig-Holstein von 11,4 auf 
47,1 Jahre (+313,7 Prozent), Hessen von 18,6 auf 
42,2 Jahre (+126,9 Prozent) und Saarland von 6,5 auf 
35,5 Jahre (+446,2 Prozent). In bestimmten Branchen 
ist der durchschnittliche Abstand zwischen Arbeits-
schutzkontrollen besonders stark oder auf besonders 
hohe Werte angestiegen: Kredit-, Versicherungsge-
werbe von 41,4 auf 62 Jahre (+49,8 Prozent), Gast-
stätten und Beherbergungsbetriebe von 10,8 auf 
43,1 Jahre (+299 Prozent) und Bau, Steine, Erden 
von 14,5 auf 38 Jahre (+162 Prozent).  

Die Anzahl der Arbeitsschutzkontrolleure und –kon-
trolleurinnen in Deutschland ist von 2007 bis 2017 
um 6 Prozent gesunken. In einigen Bundesländern 
sind sie im selben Zeitraum besonders stark zurück-
gegangen: Niedersachen von 411 auf 649 (-58 Pro-
zent), Brandenburg von 154 auf 81 (-47 Prozent) und 
Sachsen-Anhalt von 160 auf 86 (-46 Prozent).  

Die Anzahl der zu überwachenden Betriebsstätten ist 
von 2007 auf 2017 um 8 Prozent von ca. 2,28 Millio-
nen auf 2,46 Millionen angestiegen. Im selben Zeit-
raum ist die Zahl der Beschäftigten in den zu kon-
trollierenden Unternehmen um 14,5 Prozent von 
27,34 Millionen auf 31,3 Millionen angestiegen.“ 41 

Die Bundesregierung selbst gibt zudem in der Ant-
wort ihre Beobachtung wieder, dass das Personal der 
Aufsichtsbehörden der Länder zunehmend - je nach 

                                                 
41Auswertung der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage „Arbeitsschutzkontrollen in Deutschland“ (Drs. 
19/06041) von Jutta Krellmann u.a. und der Fraktion DIE LINKE im Bundestag, http://jutta-
krellmann.de/aktuelles/arbeitsschutzkontrollen-in-deutschland-stark-ruecklaeufig/, heruntergeladen am 17.1.2020 
42 https://www.linksfraktion.de/fileadmin/user_upload/PDF_Dokumente/2019/Kleine_Anfrage_19-06041__-_Antwort.pdf 
43 aaO 

Land in unterschiedlichem Umfang - Aufgaben er-
gänzend zum Arbeitsschutz bzw. außerhalb des Ar-
beitsschutzes wahrnimmt, z. B. Umweltschutz, Im-
missionsschutz, Marktüberwachung. 42 Allein dies 
führt zu einer weiteren Relativierung der von den 
Ländern zur Antwort zugelieferten Angaben zur Per-
sonalstärke in Bezug auf den Arbeitsschutz.  

Gleichzeitig zitiert die Bundesregierung den Länder-
ausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik, 
der feststellt, dass es zu einer erheblichen Auswei-
tung der Aufgaben der Arbeitsschutzaufsicht in den 
letzten 20 Jahren gekommen sei. Die Ursachen hier-
für werden vom LASI ebenfalls einzelnen beschrie-
ben - und in diesem Zusammenhang - interessant 
unter anderem mit der Erweiterung des Themen-
spektrums zum Beispiel hinsichtlich psychischer 
Belastungen bei der Arbeit und dem Risiko von ver-
baler oder physischer Gewalt am Arbeitsplatz ange-
geben.43 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich zu Kon-
trollmaßnahmen zur Einhaltung ihrer Gesundheits-
vorschriften, die eine wirksame Ausübung des 
Rechts auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen 
gewährleisten in Artikel 3 der Europäischen Sozial-
charta vom 18. Oktober 1961 verpflichtet. Die Bun-
desregierung selbst gibt in ihrer Antwort an, dass 
Deutschland die Verpflichtung erfüllt und begründet 
das mit der Angabe, dass Kontrollen durchgeführt 
werden und verweist sodann auf die im gleichen Do-
kument befindlichen statistischen Angaben, die aus-
weisen, dass die Anzahl der Beanstandungen im 
Zeitraum von 2007 bis 2017 sich in etwa halbiert ha-
ben. Die Schlüssigkeit der Antwort erschließt sich 
dem Unterzeichner nicht.  

Die Bundesrepublik hat sich zudem im Übereinkom-
men 81 der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) - Übereinkommen über die Arbeitsaufsicht in 
Gewerbe und Handel zu einer ausreichenden Zahl 
von Aufsichtsbeamten verpflichtet.  

Nach Art.10 muss die Zahl der Aufsichtsbeamten 
ausreichen, um die wirksame Ausführung der Aufga-
ben der Arbeitsaufsicht zu gewährleisten. Zwar wer-
den keine genaue Mindestzahl und auch kein 
Schlüssel vorgegeben. Art. 10 schreibt aber vor, dass 
die Anzahl unter angemessener Berücksichtigung 
folgender Kriterien zu bestimmen ist:  

a) der Bedeutung der von den Aufsichtsbeamten aus-
zuführenden Aufgaben, insbesondere  

i) der Zahl, der Natur, der Größe und des Standortes 
der unterstellten Betriebe,  

ii) der Zahl und der verschiedenen Arten der in die-
sen Betrieben beschäftigten Arbeitnehmer,  

iii) des Umfanges sowie der vielgestaltigen und ver-
wickelten Beschaffenheit der gesetzlichen Vorschrif-
ten, deren Durchführung sicherzustellen ist, 

b) der den Aufsichtsbeamten zur Verfügung gestell-
ten sachlichen Behelfe, 

http://jutta-krellmann.de/aktuelles/arbeitsschutzkontrollen-in-deutschland-stark-ruecklaeufig/
http://jutta-krellmann.de/aktuelles/arbeitsschutzkontrollen-in-deutschland-stark-ruecklaeufig/
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c) der praktischen Voraussetzungen, unter denen Be-
sichtigungen vorgenommen werden müssen, um 
wirksam zu sein. 

Die Tatsache des Rückgangs des für die Arbeitsauf-
sicht einsetzbaren Personals, bei gleichzeitig zahlen-
mäßigem Anstieg der zu überwachenden Betriebs-
stätten und des darin eingesetzten Personals bei 
gleichzeitig erhöhten qualitativen Anforderungen 
wirft die Frage auf, ob die Anforderungen von Art.10 
des Übereinkommens Nr.81 noch eingehalten wer-
den.  

Zusammenfassendes Resümee 

Der Ansatz mit verschiedenen Instrumenten die in 
den Anträgen beschriebenen Problemlagen anzuge-
hen und Schutzziele zu erreichen, ist richtig. Der Ge-
setzgeber sollte weitgehend die Anträge umsetzen. 

Hierbei ist eine klare Rechtsgrundlage für die von 
Mobbing betroffenen Beschäftigten durch ein dem 
AGG nachgebildetes GMB zu gewährleisten. Aber 
auch die Stärkung der Betriebs- und Personalräte ist 
entscheidend, um dem Ziel eines mobbing- und bos-
singfreien Arbeitsplatzes näher zu kommen. Selbst 
bei einer unterstellten Aufstockung des Personals in 
den Aufsichtsbehörden kommt den Betriebs- und 
Personalräten die entscheidende Überwachungs-
funktion zu. Sie müssen auch die Vorgaben aus den 
Gesetzen und Verordnungen in Betriebs- und 
Dienstvereinbarungen umsetzen, damit die Schutz-
ziele erreicht werden können. Insofern muss auch 
ihre Gestaltungskraft für gesündere, sichere und 
würdigere Arbeitsbedingungen gesichert und ausge-
baut werden.  
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 19(11)545neu 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Januar 2020 
19. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 27. Januar 2020 zum 

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne Ferschl, Doris Achelwilm, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Betroffene von Mobbing im Arbeitsleben besser schützen - BT-Drucksache 19/16480 

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Katja Keul, Anja Hajduk, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Beschäftigte vor Mobbing am Arbeitsplatz schützen - BT-Drucksache 19/6128 

Dr. Peter Wickler, Erfurt 

Besteht für den Mobbingschutz ein Regelungserfor-
dernis durch den Gesetzgeber? 

Vorbemerkung:  

Die nachfolgende Stellungnahme zu den Rechts-
schutzdefiziten und sachgerechter Prävention von 
Mobbingsachverhalten beruht auf den Erfahrungen 
der beruflichen Praxis in meiner Tätigkeit als Vorsit-
zender der 5. Kammer des Thüringer Landesarbeits-
gerichts und später als Leiter der u.a. für Personalan-
gelegenheiten und Dienstrecht zuständigen Zentral-
abteilung des Thüringer Innenministeriums. Priorität 
haben für mich deshalb die Punkte Gewährleistung 
von Gleichheit und Effektivität der Rechtsschutz-
möglichkeiten von Mobbingbetroffenen, wo ich aktu-
ell das entscheidende rechtsstaatliche Manko sehe. 

1. Beseitigung uneinheitlicher Rechtschutzgrundla-
gen für Mobbingbetroffene 

a) Mobbing ist bislang kein Rechtsbegriff. Rechts-
schutz kann nur über vorhandene spezielle oder all-
gemeine Rechtsnormen gewährleistet werden, soweit 
diese als Grundlage der Mobbingbekämpfung in Be-
tracht kommen können. Je nach Rechtsschutzziel 
zählen hierzu beispielsweise folgende Vorschriften 
(nicht abschließende Aufzählung, ausführliche Lis-
tung in: Wickler, „Handbuch Mobbing-Rechts-
schutz“ S. 59 ff.): 

 Unterlassungsanspruch: §§ 12, 862, 1004 BGB 
analog  

 Schadenersatzanspruch: § 823 ff. BGB (Ansprü-
che aus unerlaubter Handlung), hierbei insbeson-
dere § 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 1 Abs. 1, Art. 2 
Abs. 1 GG (sog. allgemeines Persönlichkeits-
recht), § 280 (Anspruch aus schuldrechtlicher 

Pflichtverletzung) i.V.m. § 241 Abs. 2 BGB (Ver-
letzung der Schutz- und Fürsorgepflicht des Ar-
beitgebers zur Verhinderung mobbingbedingter 
Persönlichkeitsrechtsverletzungen); beamten-
rechtlicher Schadenersatzanspruch (z.B. § 78 
BBG Fürsorgepflichtverletzung des Dienstherrn, 
ausführlich Schwan, „Mobbing und Fürsorge-
pflicht im Beamtenverhältnis“, Thüringer Ver-
waltungsblätter 2006, S. 29; OVG NRW 
12.12.2013, 1 A 71/11) 

 Schmerzensgeldanspruch: § 823 BGB bzw. § 280 
BGB jeweils i.V.m. § 253 Abs. 2 BGB (bei mob-
bingbedingter Gesundheitsverletzung) 

 Geldentschädigungsanspruch: § 823 Abs. 1 BGB 
i.V.m. Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG bei mob-
bingbedingter Persönlichkeitsrechtsverletzung; 
im Unterschied zum Schmerzensgeldanspruch 
sind Präventions- und Genugtuungsgesichts-
punkte maßgeblich (hierzu: BVerfG 8.3.2000, 
NJW 2000 S. 2187; BGH 5.12.1995, NJW 1996 S. 
985; Wickler, „Ausgleich von immateriellen 
Schäden bei mobbingbedingten Persönlichkeits- 
und Gesundheitsverletzungen“, in Arbeit und 
Recht 2004 S. 87 ff.; Hervorhebung dieses in der 
Instanzrechtsprechung teilweise nicht beachteten 
Unterschieds zuletzt auch beim BAG 15.9.2016, 
8 AZR 351/15 und 18.5.2017, 8 AZR 74/16) 

Die Besonderheit bei Mobbingsachverhalten ist, dass 
die im Rahmen der vorgenannten Rechtsvorschriften 
erforderliche rechtliche Einordnung des Tatgesche-
hens nicht sachgerecht in der isolierten Rechtsprü-
fung einer jeweils punktuellen Verletzungshandlung 
erfolgen kann. Es müssen vielmehr mehrere, in ei-
nem Fortsetzungszusammenhang stehende und ge-
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gen eine bestimmte Zielperson gerichtete Handlun-
gen einer das Gesamtverhalten umfassenden einheit-
lichen Rechtsprüfung unterzogen werden. Der 
Zweck dieser verhaltensumfassenden Beurteilung ist 
die Feststellung, ob (jedenfalls) das betreffende Ge-
samtverhalten bezweckt oder bewirkt, dass die psy-
chische Gesundheit und die soziale Stellung der sich 
in einer Täter-Opfer-Konstellation befindlichen Ziel-
person destabilisiert wird oder ob dies nicht der Fall 
ist. Für die in einem Rechtsstaat immer nur anhand 
allgemeingültiger objektiver Kriterien erfolgende 
rechtliche Einordnung kann eine lediglich auf der ei-
genen subjektiven Wahrnehmung behauptete Mob-
bingbetroffenheit mangels hinreichender Tatsachen-
substanz keine Relevanz haben. 

Auf der derzeitigen Basis einer fehlenden spezialge-
setzlichen Regelung des Mobbingschutzes haben die 
im Rahmen eines Mobbingsachverhaltes in Betracht 
kommenden Rechtsverletzungen und die damit ver-
bundenen Ansprüche auf Mobbingabwehr und Be-
seitigung bzw. Kompensation der Mobbingfolgen ih-
ren Ausgangspunkt und zugleich ihren Prüfungs-
schwerpunkt in der Frage der Verletzung des allge-
meinen Persönlichkeitsrechts. Dessen ureigener 
Zweck ist es, den Wert- und Achtungsanspruch ei-
nes Menschen zu schützen. Die Verletzung des allge-
meinen Persönlichkeitsrechts ist die Eintritts-
schwelle und Durchlaufstation für weitere mobbing-
typische Rechtsverletzungen, wie z.B. die Verletzung 
der Gesundheit oder der Ehre (ausführlich: Wickler, 
„Handbuch Mobbing-Rechtsschutz“ S. 88 ff.) 

b) Vor diesem Hintergrund hat die Rechtsprechung 
Kriterien formuliert, welche die Voraussetzung für 
das Vorliegen einer durch Mobbing erfolgenden Per-
sönlichkeitsrechtsverletzung bilden. Liegen nach 
entsprechender Sachverhaltsprüfung im Einzelfall 
die Voraussetzungen für das Vorliegen einer mob-
bingbedingten Persönlichkeitsrechtsverletzung vor, 
dann können beispielsweise über die oben genann-
ten allgemeinen Vorschriften Mobbingschutzansprü-
che ggf. auch gerichtlich geltend gemacht werden. 

Ausgehend von der Rechtsprechung der 5. Kammer 
des LAG Thüringen (15.2.2001, NZA-RR 2001 S. 
579; und 10.4.2001, NZA-RR 2001 S. 347; 28.6.2005, 
5 Sa 63/04) erfordert eine mobbingbedingte Persön-
lichkeitsrechtsverletzung: 

das Vorhandensein von fortgesetzten, aufeinander 
aufbauenden oder ineinander übergreifenden, der 
Schikane, Diskriminierung oder Anfeindung die-
nenden Verhaltensweisen, die nach ihrer Art und 
ihrem Ablauf im Regelfall einer übergeordneten, 
von der Rechtsordnung nicht gedeckten Zielset-
zung förderlich sind und jedenfalls in ihrer Ge-
samtheit das allgemeine Persönlichkeitsrecht oder 
andere ebenso geschützte Rechte wie Gesundheit 
und Ehre verletzen. 

(dem folgend: u.a. LAG Rheinland-Pfalz, 16.8.2001 
NZA-RR 2002, 121; LAG Hamm 25.6.2002 NZA-RR 
2003 S. 8; LAG Bremen 17.10.2002, NZA-RR 2003 
S. 234; LAG Berlin 6.3.2003 MDR 2003 S. 881; OLG 
Stuttgart 28.7.2003 NVwZ-RR 2003 S. 715; OLG 
Celle 17.3.2008, BVerwG 11.6.2002, 2 WD 38.01; 
OVG NRW 12.12.2013 – 1 A 71/11 – und zunächst 
auch BAG 16.5.2007, NZA 2007 S. 1154;). 

In diesen Voraussetzungen ist zugleich das Erforder-
nis einer verhaltensumfassenden Beurteilung eines 

zur Mobbingprüfung vorgelegten Sachverhalts fest-
geschrieben. Für Mobbingbetroffene darf eine un-
überwindbare Rechtsschutzhürde nämlich nicht 
dadurch entstehen, dass eine als rechtliche Einheit 
zu bewertende Verhaltensgesamtheit in Einzelakte 
aufgespalten und diese ausschließlich einer isolier-
ten Beurteilung unterzogen werden, welche die Fest-
stellung einer mobbingintentionalen, auf Bekämp-
fung der Person und nicht der Lösung von Sachprob-
lemen angelegten Verhaltensstruktur erschwert (aus-
führlich LAG Thüringen 28.6.2005 a.a.O.). 

Zur Reichweite eines rechtlichen Mobbingschutzes 
ist noch einmal deutlich zu machen, dass von einer 
Persönlichkeitsrechtsverletzung durch Mobbing nur 
beim Vorhandensein einer klaren Täter-Opfer-Kons-
tellation, nicht aber bei einem wechselseitigen Eska-
lationsprozess gegenseitiger rechtswidriger oder 
kommunikativ inadäquater Persönlichkeitsangriffe 
oder gar wechselseitigem Mobbing gesprochen wer-
den kann (LAG Thüringen 10.4.2001, DB 2001 S. 359 
im Anschluss an Heilmann/Bieler AuR 1996 S. 432; 
ebenso LAG Thüringen 28.6.2005, Die Personalver-
tretung 2005 S. 465; Wickler in „Handbuch Mob-
bing-Rechtsschutz“ S. 100). In diesen Fällen kann 
kein die Persönlichkeitsschutzinteressen der jeweils 
anderen Partei überwiegendes Schutzinteresse eines 
an der Auseinandersetzung Beteiligten festgestellt 
werden. Ein wechselseitiger Eskalationsprozess liegt 
demzufolge allerdings nicht bereits dann vor, wenn 
ein Mobbingopfer zur Gegenwehr von seinen gesetz-
lich verbrieften Rechtsschutzmöglichkeiten Ge-
brauch macht. Ferner ist ebenfalls noch einmal deut-
lich zu machen, dass es für die Feststellung einer 
Persönlichkeitsrechtsverletzung durch Mobbing 
nicht auf das subjektive Empfinden der Betroffenen, 
sondern auf das Vorhandensein objektiv nachprüfba-
rer Tatsachen ankommt, die eine systematische Ver-
letzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts durch 
aufeinander aufbauende oder ineinander übergrei-
fende Schikanen, Diskriminierungen oder sonstige 
Anfeindungen belegen. Vorübergehende Reibereien 
– wenn diese sich nicht als Bestandteil einer Kette 
regelmäßig wiederkehrender systematischer persön-
lichkeitsfeindlicher Angriffe zur Destabilisierung der 
Psyche und sozialen Geltung der Zielperson darstel-
len – und kurzfristige Konfliktsituationen, wie sie 
auch in einer intakten sozialen Beziehung am Ar-
beitsplatz und anderswo immer mal wieder vorkom-
men können, sind Fälle des jedermann im Umgang 
mit anderen Menschen treffenden sozialen Lebensri-
sikos. Diese Fälle erfüllen nicht die Voraussetzungen 
einer mobbingbedingten Persönlichkeitsrechtsverlet-
zung (ausführlich: Wickler „Handbuch Mobbing-
Rechtsschutz“ S. 110). 

c) Unter Aufgabe des noch in seinem Urteil vom 
16.5.2007 (NZA 2007 S. 1154) geteilten bisherigen 
Rechtsprechungsansatzes zur Definition einer Per-
sönlichkeitsrechtsverletzung durch Mobbing wird 
eine solche seit dem Urteil vom 25.10.2007 (NZA 
2008 S. 223) in ständiger Rechtsprechung des BAG 
von diesem unter Zugrundelegung der Definition ei-
ner eine Benachteiligung i.S. § 1 AGG darstellenden 
Belästigung im Sinne des § 3 Abs. 3 des Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) geprüft. Nach 
dieser nach wie vor aktuellen Rechtsprechung liegt 
ein Fall von Mobbing im Arbeitsverhältnis vor, 
wenn der Arbeitnehmer 
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unerwünschten Verhaltensweisen ausgesetzt ist, 
die bezwecken oder bewirken, dass seine Würde 
verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfein-
dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen und Be-
leidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 
wird. 

(z.B. BAG 24.8.2008, Der Betrieb 2008 S. 2086; BAG 
28.10.2010, NZA-RR 2011, 378).  

Seit seinem Urteil vom 25.10.2007 unterstellt das 
BAG dem Gesetzgeber, dieser habe mit der Defini-
tion des Begriffes „Belästigung“ im AGG „letztlich“ 
auch den Begriff des „Mobbing“ umschrieben. Die-
sem neuen Ansatz des BAG wird seitdem auch wei-
testgehend in der arbeitsgerichtlichen Instanzrecht-
sprechung gefolgt. Liegen im Einzelfall die Voraus-
setzungen einer Belästigung i.S.d. § 3 Abs. 3 AGG 
vor, die das BAG dann als Persönlichkeitsrechtsver-
letzung durch Mobbing behandelt, dann können 
wiederum über die oben genannten allgemeinen 
Vorschriften Mobbingschutzansprüche ggf. auch ge-
richtlich geltend gemacht werden. 

d) In der Rechtsprechung der Zivil- und Verwal-
tungsgerichtsbarkeit hat sich noch keine rechtsdog-
matisch einheitliche Mobbingschutzrechtsprechung 
herausgebildet. Zum Teil werden die oben genann-
ten unterschiedlichen Konzepte zur Herleitung des 
Mobbingrechtschutzes aus der Arbeitsgerichtsbarkeit 
auch vermischt (vgl. z.B. BayVGH 14.3.2014, 6 ZB 
12.470). 

e) Mit dem seit dem 18.8.2006 geltenden AGG exis-
tiert daneben auch ein spezielles Gesetz, welches in 
umfassender Weise Schutzmaßnahmen und Ansprü-
che für Betroffene einer Belästigung bereitstellt. 
Trifft die Unterstellung des BAG zu, der Gesetzgeber 
habe mit dem Begriff „Belästigung“ des § 3 Abs. 3 
AGG den Begriff des „Mobbing“ umschrieben, dann 
hat dies zur Konsequenz, dass das AGG in seinem 
Anwendungsbereich einen ausreichenden Mob-
bingschutz gewährleistet, ohne dass dieser erst über 
die Rechtsfigur des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts vermittelt werden muss. Unter dieser Prä-
misse regelt das AGG unter anderem: 

 in § 7 Abs. 3 AGG die Annahme einer Verlet-
zung vertraglicher Pflichten beim Vorliegen ei-
ner nach §§ 7 Abs. 1, 3 Abs. 3 AGG verbotenen 
belästigungsbedingten (= mobbingbedingten) 
Benachteiligung von Beschäftigten durch Ar-
beitgeber oder Beschäftigte, 

 in § 12 Abs. 1 AGG die Verpflichtung des Ar-
beitgebers, die erforderlichen Maßnahmen zum 
Schutz vor belästigungsbedingten (= mobbing-
bedingten) Benachteiligungen wegen eines in 
§ 1 AGG genannten Grundes (= Vorhandensein 
eines Diskriminierungsmerkmals) zu treffen, 

 in § 12 Abs. 3 AGG die Verpflichtung des Ar-
beitgebers, bei Verstoß von Beschäftigten gegen 
das aus §§ 7 Abs. 1; 3 Abs. 3 AGG folgende Ver-
bot einer belästigungsbedingten (= mobbingbe-
dingten) Benachteiligung die im Einzelfall ge-
eigneten, erforderlichen und angemessenen 
Maßnahmen zur Unterbindung wie Abmah-
nung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung 
zu ergreifen, 

 in § 13 AGG ein Beschwerderecht der von einer 
Belästigung (= Mobbing) betroffenen Beschäftig-
ten, 

 in § 14 AGG ein Leistungsverweigerungsrecht 
der von einer Belästigung (= Mobbing) betroffe-
nen Beschäftigten, 

 in § 15 Abs. 1 AGG eine Verpflichtung des Ar-
beitgebers zum Ersatz des materiellen Schadens 
bei Verstoß gegen das aus §§ 7 Abs. 1; 3 Abs. 3 
AGG folgende Verbot einer belästigungsbeding-
ten (= mobbingbedingten) Benachteiligung, 

 in § 15 Abs. 2 AGG eine Verpflichtung des Ar-
beitgebers zum Ersatz des immateriellen Scha-
dens bei Verstoß gegen das aus §§ 7 Abs. 1; 3 
Abs. 3 AGG folgende Verbot einer belästigungs-
bedingten (= mobbingbedingten) Benachteili-
gung durch Zahlung einer Geldentschädigung, 

 in § 16 AGG das Verbot der Benachteiligung 
von Beschäftigten wegen der Inanspruchnahme 
von Rechten nach §§ 6 – 18 AGG und das Ver-
bot der Benachteiligung von Personen, die den 
Beschäftigten hierbei unterstützen oder als Zeu-
ginnen oder Zeugen aussagen. 

 in § 22 AGG eine Beweislastumkehr zu Lasten 
der wegen einer belästigungsbedingten (= mob-
bingbedingten) Benachteiligung in Anspruch 
genommenen Partei, wenn die eine belästi-
gungsbedingte (= mobbingbedingte) Benachtei-
ligung behauptende Partei Indizien beweist, die 
eine Benachteiligung wegen eines in § 1 AGG 
genannten Grundes vermuten lassen, 

 in § 25 AGG die Einrichtung einer Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes, der auch der 
Schutz vor belästigungsbedingten (= mobbing-
bedingten) Benachteiligungen im Sinne § 1 
i.V.m. § 3 Abs. 3 AGG obliegt und die nach § 27 
Abs. 2 AGG auch die belästigungsbedingt (= 
mobbingbedingt) Benachteiligten bei der Durch-
setzung ihrer Rechte zum Schutz vor Benachtei-
ligungen unterstützt. 

Für Mobbingbetroffene hat das AGG aber einen ent-
scheidenden Pferdefuß. Der in § 1 AGG genannte 
Adressatenkreis dieses „spezialgesetzlichen Mob-
bingschutzes“ umfasst Personen, bei denen einer der 
in § 1 AGG genannten Diskriminierungsgründe 
Rasse, ethnische Herkunft, Geschlecht, Religion, 
Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexuelle 
Identität vorliegt. Jedenfalls im Hinblick auf den Dis-
kriminierungsgrund „Geschlecht“ handelt es sich 
zwar zunächst um eine alle Bürgerinnen und Bürger 
als potentielle Adressaten erfassende Regelung. 
Nach § 3 Abs. 3 AGG liegt eine nach § 1 AGG zu ver-
hindernde oder zu beseitigende Benachteiligung 
aber nur dann vor, wenn die unerwünschten Verhal-
tensweisen, die bezwecken oder bewirken, dass die 
Würde der betroffenen Person verletzt und ein von 
Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, 
Entwürdigungen und Beleidigungen gekennzeichne-
tes Umfeld geschaffen wird, mit einem in § 1 AGG 
genannten Grund in Zusammenhang stehen. Der un-
ter Zugrundelegung der Unterstellung des BAG vom 
AGG unter der Rubrik „Belästigung“ unmittelbar ge-
regelte Mobbingschutz umfasst danach nicht lücken-
los alle Mobbingfälle. § 3 Abs. 3 AGG erfasst ledig-
lich die Fälle des „diskriminierenden Mobbing“ 
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(Honsa „Mobbing und sexuelle Belästigung im Öf-
fentlichen Dienst“, 2. Aufl. Berlin 2008 S. 139, der 
im Übrigen bei den Begriffen „Mobbing“ und „Beläs-
tigung“ lediglich Überschneidungen, aber keine 
Identität sieht). Für den Personenkreis, bei dem 
Mobbingangriffe keinen Zusammenhang mit einem 
der in § 1 AGG genannten Diskriminierungsgründen 
aufweisen, fehlt eine umfassende gesetzgeberische 
Mobbingschutzkonzeption. Der Personenkreis, bei 
welchem einer dieser Diskriminierungsgründe nicht 
ursächlich für die belästigungsbedingte (= mobbing-
bedingte) Benachteiligung ist, leidet also unter einer 
rechtlichen Schlechterstellung, für die unter dem Er-
fordernis des Schutzes der Menschenwürde kein 
vernünftiger sachlicher Grund besteht. 

Mobbingangriffe sind mit der in der Verfassung ver-
brieften objektiven Werteordnung, die ihren Mittel-
punkt in der sich innerhalb der sozialen Gemein-
schaft frei entfaltenden menschlichen Persönlichkeit 
und ihrer Würde findet, nicht vereinbar. Bei der 
rechtlichen Mobbingbekämpfung handelt es sich 
nicht nur um eine Aufgabe des Arbeitsschutzes, son-
dern prinzipiell um eine alle Vorkommensbereiche 
(in den letzten Jahren vermehrt auch Schule, Inter-
net) von Mobbing betreffende, die persönliche Si-
cherheit der Bürger, dem staatlichen Wohlergehen 
und auch dem Rechtsstaatsprinzip sowie der Erfül-
lung der in Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG festgeschriebenen 
staatlichen Verpflichtung, die Menschenwürde zu 
schützen, dienliche verfassungsrechtliche Wert-
schutzaufgabe (Wickler, „Wertorientierungen in Un-
ternehmen und gerichtlicher Mobbingschutz“, Der 
Betrieb 2002 S. 477, 479). Mobbingangriffe unter-
scheiden sich in ihrer Schadenswirkung auf die psy-
chische Gesundheit und die soziale Stellung der 
Zielpersonen nicht danach, ob diese durch einen der 
Diskriminierungsgründe des § 1 AGG motiviert sind 
oder nicht. 

Bereits dies erfordert es, dass der Staat im Rahmen 
seiner Gesetzgebungstätigkeit für alle Bürgerinnen 
und Bürger unabhängig davon, ob ein Diskriminie-
rungsmerkmal des § 1 AGG ursächlich für Mobbing-
angriffe auf eine Person ist, gleiche Rechtsschutz-
möglichkeiten gewährleistet. Schon deshalb besteht 
spätestens nach Inkrafttreten des AGG, wenn sich 
dieses in Bezug auf Mobbingsachverhalte nicht als 
„Allgemeines Ungleichbehandlungsgesetz“ auswir-
ken soll, gesetzgeberischer Handlungsbedarf für eine 
einheitliche gesetzliche Regelung des Mobbingschut-
zes. 

Eine solche gesetzliche Regelung wird nicht dadurch 
entbehrlich, dass das BAG in seiner Rechtsprechung 
in dem seiner Zuständigkeit unterliegenden Gel-
tungsbereich des Arbeitsrechts die Belästigungsdefi-
nition des § 3 Abs. 3 AGG auf alle Mobbingfälle an-
wendet. Dies ändert nichts an dem im Umgang eines 
Rechtsstaats mit Mobbingfällen nicht würdigen Be-
fund der Rechtsschutzzersplitterung (gesetzlicher 
Mobbingschutz in den „AGG-Fällen“ versus richter-
rechtlicher Mobbingrechtschutz in den „Nicht-AGG-
Fällen“) und lässt auch den Befund außer Acht, dass 
ein einheitliches gerichtsbarkeitsumfassendes 
Rechtsschutzsystem bei der Beurteilung von Mob-
bingfällen nicht erkennbar ist. Ferner ist festzuhal-
ten, dass es zur Vermeidung einer Regelung des Ge-
setzgebers auch nicht reicht, durch eine methodisch 
hemdsärmelige Unterstellung lediglich die Belästi-

gungsdefinition des § 1 AGG auf alle Mobbingsach-
verhalte anzuwenden, wenn es für den Rechtsschutz 
der Mobbingbetroffenen, bei denen nicht der spezi-
elle Fall eines diskriminierenden Mobbings vorliegt, 
auch an einer den oben aufgelisteten Vorschriften 
des AGG entsprechenden konsistenten Regelung von 
Schutzmaßnahmen, Ansprüchen und insbesondere 
mit § 22 AGG vergleichbaren Beweiserleichterungen 
fehlt. 

2. Schwachstellen der aktuellen Mobbingschutz-
Rechtslage und Stärkung der Rechtschutzmög-
lichkeiten  

a) Die unterschiedlichen Mobbingdefinitionsan-
sätze des Thüringer LAG und des BAG sind lediglich 
„Krücken“, um das bislang bestehende Defizit einer 
einschlägigen und allgemeingültigen gesetzlichen 
Regelung auszugleichen und zur Vermeidung eines 
„rechtsfreien Raums“ vermittelt über die Rechtsfigur 
des allgemeinen Persönlichkeitsrechts vorhandene 
Rechtsnormen für den Mobbingschutz nutzbar zu 
machen. Es handelt sich genau genommen um ein 
Provisorium von im Vergleich mit den „AGG-Fällen“ 
minderer Mobbingrechtsschutzqualität, welches kein 
Dauerzustand sein sollte. 

b) Auch der für die Mobbingschutzrechtsprechung 
des BAG in Beschlag genommene Belästigungstatbe-
stand des § 3 Abs. 3 AGG weist Schwächen auf. Zum 
einen gehört der Sinn des dortigen Tatbestandserfor-
dernisses der „Unerwünschtheit“ der in der Vor-
schrift beschriebenen Verhaltensweisen auf den 
Prüfstand. Weil es schlechterdings nicht vorstellbar 
ist, dass die in der Vorschrift nach Auffassung des 
BAG beschriebenen (Mobbing-)Verhaltensweisen 
den Wünschen der Zielperson entsprechen könnten, 
sollte dieses jedenfalls bei einer Nutzbarmachung 
der Vorschrift für die Mobbingprüfung ersatzlos ge-
strichen werden. 

Zum anderen lässt der diffuse Begriff eines von Ein-
schüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, 
Entwürdigungen und Beleidigungen „gekennzeich-
neten Umfelds“ unterschiedliche Interpretationen 
bspw. zur Bedeutung des Begriffs „Umfeld“ ebenso 
zu, wie zur Frage, unter welchen Bedingungen die 
erforderliche Kennzeichnung des Umfelds durch 
Mobbingangriffe angenommen werden kann. Es 
kommt aber nicht auf die Auswirkung der Mobbin-
ghandlungen auf das Umfeld der Zielperson, son-
dern auf die Zielperson selbst an. Insofern erscheint 
die betreffende Tatbestandsformulierung, in welcher 
eine entsprechende Umfeldschaffung die Verletzung 
der Würde der Zielperson vermittelt, auch überflüs-
sig. 

Sollte § 3 Abs. 3 AGG die Vorlage für eine auch für 
die Erfassung von Mobbing in der Schule und im In-
ternet wünschenswerte und geeignete, allgemeingül-
tige gesetzgeberische Mobbingdefinition bilden, 
dürfte es für eine sachgerechte und justiziable Erfas-
sung von Mobbingsachverhalten ausreichen, wenn 
der Mobbingtatbestand als ein Verhalten beschrieben 
wird, welches bezweckt oder bewirkt, dass die 
Würde einer Person durch Einschüchterungen, Er-
niedrigungen, Entwürdigungen, Beleidigungen oder 
sonstige Anfeindungen verletzt wird. Dies würde 
klarstellen, dass die betreffenden Handlungsalterna-
tiven nicht nur kumulativ sondern auch alternativ 
vorliegen können. Indem das Tatbestandsmerkmal 
„sonstige Anfeindungen“ ans Ende der Aufzählung 
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gestellt wird, ist zudem klargestellt, dass es sich 
auch bei den vorangestellten Handlungsalternativen 
um personenfeindliche und deshalb nur vorsätzlich 
begehbare und nicht abschließend aufgelistete An-
griffshandlungen handelt. Indem auf ein Verhalten 
und nicht auf einzelne Handlungen abgestellt wird, 
ist des Weiteren klargestellt, dass bei der tatbestand-
lichen Mobbingprüfung nicht nur eine isolierte Prü-
fung einzelner Angriffshandlungen, sondern eine 
verhaltensumfassende Sachverhaltsbeurteilung er-
forderlich ist. 

c) Gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht ins-
besondere hinsichtlich der Schaffung von Beweisre-
geln, die es ermöglichen, dass ein wirksamer Mob-
bingrechtsschutz nicht nur auf dem Papier steht, 
sondern auch in der gerichtlichen Praxis gewährleis-
tet ist. Sollte der Gesetzgeber - wie vom BAG ange-
nommen - mit dem Tatbestand des § 3 Abs. 3 AGG 
den Begriff des „Mobbing“ umschrieben haben, ist es 
unter dem Gesichtspunkt eines rechtsstaatlich ein-
heitlichen Umgangs mit Mobbingsachverhalten er-
forderlich, die in § 22 AGG normierten Beweiser-
leichterungen auch auf die nicht vom Anwendungs-
bereich des § 3 Abs. 3 AGG erfassten Mobbingfälle 
(„Nicht-AGG-Fälle“) zu übertragen. Jedenfalls be-
steht das Erfordernis einer entsprechenden Be-
weiserleichterung zur Sicherung einer effektiven 
Rechtsschutzgewährung. An einer solchen müssen 
nach derzeitigem Stand erhebliche Zweifel bestehen. 
Das legt schon die seit Jahren verschwindend ge-
ringe Anzahl der unter der Rubrik Rechtsprechung 
der Rechtsdatenbank Juris gelisteten Verfahren mit 
Mobbingbezug nahe, bei denen entsprechende Kla-
gen erfolgreich waren. 

Bereits vor dem Inkrafttreten des AGG hatte im Übri-
gen der französische Gesetzgeber in seinem Gesetz 
Nr. 2002-73 vom 17.1.2002 zur sozialen Modernisie-
rung in der Fassung des Gesetzes Nr. 2003-6 vom 
3.1.2003 in Art. I. 122-52 den Weg einer ähnlichen 
Beweiserleichterung zur Feststellung von Mobbing 
beschritten: 

Sobald der betroffene Arbeitnehmer in einem die 
Anwendung der Artikel L. 122-46 und L. 122-49 
betreffenden Rechtsstreit Tatsachen glaubhaft 
macht, welche die Vermutung eines Mobbings be-
gründen, obliegt angesichts dessen der Gegenpartei 
der Beweis, dass ihre Handlungen ein solches Mob-
bing nicht konstituieren und dass ihr Verhaltens 
durch objektive Gründe gerechtfertigt ist, die jegli-
chem Mobbing fernliegen“ (nicht amtliche deut-
sche Übersetzung). 

d) Probleme bereitet auch die Frage der (entspre-
chenden) Anwendung des § 839 Abs. 3 BGB (Weg-
fall der Schadenersatzpflicht bei schuldhafter Ver-
säumung der Abwendung bzw. Minderung des Scha-
dens durch Gebrauch eines Rechtsmittels = Primär-
rechtsschutz). Dies betrifft insbesondere Beamtinnen 
und Beamte, die einen mobbingbedingten Schaden-
ersatzanspruch aus Verletzung der beamtenrechtli-
chen Fürsorgepflicht (z.B. § 78 BBG) geltend machen 
oder auf Amtshaftung (§ 839 BGB, Art. 34 GG) stüt-
zen. Hier besteht keine geklärte Rechtslage (keine 
Anwendung von § 839 Abs. 3 BGB bei Mobbing: 
BGH 1.8.2002, NJW 2002 S. 3172; OLG Stuttgart 
28.7.2003, NVwZ-RR 2003 S. 715; Schwan in „Hand-
buch Mobbing-Rechtsschutz“ S. 305 und in Thürin-

ger Verwaltungsblätter 2006, S. 30; dagegen positio-
niert sich die Rechtsprechung der Verwaltungsge-
richte (soweit ersichtlich) ausnahmslos für die An-
wendung des § 839 Abs. 3 BGB (wie z.B. BVerwG 
8.6.2017, 2 B17717; OVG NRW 12.12.2013, - 1 A 
71/11 -). 

Die betreffende Rechtsprechung der Verwaltungsge-
richte trägt der Realität von Mobbingkonstellationen 
nicht in jedem Fall ausreichend Rechnung und kann 
eine auf die Zermürbung des Opfers gerichteten 
Mobberstrategie begünstigen. Es kann durchaus im 
Mobberinteresse liegen, das Mobbingopfer in fortge-
setzte gerichtliche Auseinandersetzungen zu zwin-
gen. Die Durchführung der gerichtlichen Verfahren 
wird dann zum Gegenstand der Zermürbungsstrate-
gie (beispielhaft der vom LAG Rheinland-Pfalz am 
16.8.2001 NZA-RR 2002, 121 entschiedene Fall). Ei-
nem Mobbingopfer ist es deshalb jedenfalls ab einem 
bestimmten Zeitpunkt nicht zumutbar, sich durch 
ständiges Prozessieren gegen immer neue Teilakte 
eines Mobbinggeschehens zur Wehr zu setzen. 
Dadurch würde die durch die Mobbingangriffe be-
zweckte psychische Belastung weiter verstärkt, seine 
finanziellen Ressourcen nach und nach aufgezehrt, 
die Gefahr der juristischen Stigmatisierung als „Pro-
zesshansel“ und „Querulant“ begründet und so ins-
gesamt den Zielen der Mobberin / des Mobbers in 
die Hände gespielt (Hänsch in „Handbuch Mobbing-
Rechtsschutz“ S. 190). 

e) Nach dem Urteil des BGH vom 20.10.2011 (NJW 
2012, 1237) könnte es zweckmäßig sein, die Mob-
bingschutzpflicht von Vorgesetzten jedenfalls dann 
auch als strafrechtliche Garantenstellung zur Verhin-
derung von akut erkennbarem Mobbing am Arbeits-
platz klarzustellen, wenn dieses praktisch unter des-
sen Augen abläuft. Der BGH hatte in der Entschei-
dung eine Garantenpflicht und damit eine Strafbar-
keit wegen Beihilfe durch Unterlassen eines bei fort-
gesetzten Körperverletzungen und Nötigungen eines 
Kollegen während der Arbeitszeit anwesenden, aber 
bei deren Ausführung durch die Täter nicht eingrei-
fenden Vorgesetzten wegen „fehlender Betriebsbezo-
genheit“ der Taten verneint. 

f) Die Rechtsschutzmöglichkeiten werden demge-
genüber nicht dadurch gestärkt, dass der inzwischen 
alltagssprachlich inflationär für schlichte Befindlich-
keitsstörungen gebrauchte Begriff des „Mobbings“ 
noch eine gesetzlich verbriefte Unterteilung mit Eti-
ketten wie „Bossing“, „Staffing“, „Straining“ etc. er-
fährt. 

g) Bislang bekannt gewordene arbeits- und sozial-
wissenschaftliche Mobbingdefinitionen sind für die 
gesetzliche Normierung der Voraussetzungen, unter 
denen ein Mobbingsachverhalt, bei dem die Würde 
oder das Persönlichkeitsrecht der Zielperson verletzt 
wird, nicht geeignet. Insbesondere bedarf es keiner 
mindestens sechsmonatigen Laufzeit oder festliegen-
den Frequenz von Mobbinghandlung, was schon der 
vom LAG Thüringen am 15.2.2001, NZA-RR 2001, 
579 entschiedene und bereits nach einer Woche in 
einen Suizidversuch mündende Fall zeigt. 

3. Verbesserung des Mobbingschutzes am Arbeits-
platz durch Maßnahmen der Prävention 

Grundsätzlich ist gegen vernünftige Maßnahmen der 
Stärkung bereits bestehender Möglichkeiten betrieb-
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licher Mobbingprävention nichts einzuwenden, so-
weit hierdurch nicht lediglich betriebliche Feigen-
blattpolitik ermöglicht oder zum Selbstzweck nei-
gende Bürokratiemonster installiert werden. Es ist 
allerdings anzumerken, dass die betriebliche Mob-
bingprävention in der Praxis nur dann funktioniert, 
wenn die hierfür verantwortlichen Bediensteten 
nach Dienstrang oder Kompetenzzuweisung über 
ausreichende Gestaltungsmacht verfügen und sicher-
gestellt ist, dass diese durch ihre Tätigkeit keine be-
ruflichen Nachteile erleiden und auch nicht selbst in 
ein laufendes Mobbinggeschehen involviert sind. 
Maßnahmen der betrieblichen Prävention laufen in 
der Regel ins Leere, wenn – was nicht selten der Fall 
ist – Mobbingangriffe von der Betriebsleitung bzw. 
der Dienststellenleitung oder hochrangigen Vorge-
setzten ausgeht. Man sollte sich deshalb nicht der Il-
lusion hingeben, dass das Vorkommen von Mobbing 
vorrangig oder ausschließlich durch Maßnahmen der 
Mobbingprävention eingedämmt werden kann. Al-
lerdings ist es sinnvoll, die Arbeitgeber und die Be-
triebs- bzw. Personalräte auch im Betriebsverfas-
sungsgesetz bzw. in den Personalvertretungsgesetzen 
der Länder zu einer Verhinderung von Mobbingver-
haltensweisen zu verpflichten. Soweit ersichtlich, 
besteht bislang nur im Thüringer Personalvertre-
tungsrecht eine entsprechend konkrete Regelung. 
Dort heißt es in Anlehnung an die Rechtsprechung 
der 5. Kammer des LAG Thüringen und des 8. Se-
nats des BAG in § 67 Abs. 1: 

Dienststelle und Personalvertretung haben darüber 
zu wachen, dass alle Angehörigen der Dienststelle 
nach Recht und Billigkeit behandelt werden, insbe-
sondere … 2. Schikanen, Diskriminierungen und 
sonstige Anfeindungen unterbleiben, die für sich 
genommen oder in ihrer Gesamtheit bezwecken o-
der bewirken, dass die Würde der Person oder de-
ren Gesundheit verletzt wird. 

4. Gesetzgebungsanträge der BT-Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und der BT-Fraktion Die Linke  

Aus den vorgenannten Gründen sind die Anträge der 
beiden Fraktionen auf Erlass eines Gesetzes zum 
Mobbingschutz grundsätzlich zu unterstützen. Bei 
dessen inhaltlicher Ausgestaltung sollte die Festle-
gung des Mobbingtatbestandes in Anlehnung an die 
in § 3 Abs. 3 AGG verwendete Formulierung erfol-
gen. Es wird empfohlen, die hierzu in dieser Stel-
lungnahme beschriebenen Formulierungsoptimie-
rungen sowie die optionale Ausdehnung des Mob-
bingschutzes auf die Bereiche Schule und Internet-
kommunikation in einem eigenständigen „Gesetz zur 
Bekämpfung von Angriffen auf die psychische Stabi-
lität und soziale Stellung einer Person“ zu erwägen. 
Der allgemeingültige Mobbingschutztatbestand 
könnte als Eingangsnorm dieses Gesetz beispiels-
weise wie folgt lauten: 

Niemand darf im Rahmen eines Arbeits-, Soldaten- 
oder Beamtenverhältnisses, in einer Schule oder im 
Bereich elektronischer Kommunikation einem Ver-
halten ausgesetzt werden, welches bezweckt oder 
bewirkt, dass seine Würde durch Einschüchterun-
gen, Erniedrigungen, Entwürdigungen, Beleidigun-
gen oder sonstige Anfeindungen verletzt wird. 

Im Anschluss könnten - soweit eine entsprechende 
Kompatibilität besteht – in Anlehnung an die §§ 7, 
12, 13, 14, 15, 16 und 22 AGG zumindest auch die 

entsprechenden Festlegungen, Mobbingschutzmaß-
nahmen und Ansprüche ausgeführt werden und 
zwar unter Berücksichtigung dessen, dass ein Diskri-
minierungszusammenhang entfällt. Mit der Normie-
rung eines Mobbingtatbestands würde das für 
„Nicht-AGG-Fälle“ bislang bestehende Erfordernis 
der Prüfung der Verletzung des allgemeinen Persön-
lichkeitsrechts entfallen. 

Das auf Erlass eines Gesetzes zur Mobbingbekämp-
fung gerichtete grundsätzliche Anliegen der beiden 
antragstellenden Fraktionen teile ich. Soweit in dem 
speziellen Vorschlag der Bundestagsfraktion Bünd-
nis 90 / Die Grünen vorgeschlagen wird, Mobbingbe-
troffenen eine Geldentschädigung zuzusprechen, die 
sich u.a. an der Höhe des Bruttolohns und der Be-
schäftigungsdauer orientiert, halte ich dies für kein 
geeignetes Bemessungskriterium. Der Entschädi-
gungsbedarf einer mobbingbedingten Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts oder Menschenwürdeverlet-
zung kann meines Erachtens - im Gegensatz zur Be-
rechnung einer Abfindung für den kündigungsbe-
dingten Verlust des Arbeitsplatzes - nicht unter Ein-
beziehung dieser Faktoren ermittelt werden, weil 
keiner Person - auch wenn sie mehr verdient oder 
länger in einem Arbeitsverhältnis steht – ein gewich-
tigeres Schutzbedürfnis ihrer Menschenwürde als ei-
ner anderen Person zukommt. 

Dem Vorschlag der Bundestagsfraktion Die Linke 
kann ich insoweit nicht folgen, als er auch das Erfor-
dernis einer gesetzlichen Definition von „Bossing“ 
sieht. Die von der Linke favorisierte Definition von 
„Mobbing und Bossing am Arbeitsplatz“ weicht, 
ohne dass hierfür eine Notwendigkeit erkennbar 
wäre, sowohl erheblich von der Belästigungsrege-
lung des AGG als auch von den bisher gebräuchli-
chen Rechtsprechungsdefinitionen ab. Sie erscheint 
sprachlich unausgegoren („Mobbing als Verhalten 
das … in Verhaltensweisen, … zum Ausdruck 
kommt“). Zudem will sie die Anwendung des Mob-
bingschutzes auf Mobbinghandlungen beschränken, 
die sich über einen (unbestimmten) längeren Zeit-
raum erstrecken. Damit wäre beispielsweise der vom 
Thüringer LAG am 15.2.2001 entschiedene Fall 
nicht erfasst. Dies würde den erforderlichen Mob-
bingschutz sachwidrig verkürzen. Es bedarf meines 
Erachtens auch keiner gesonderten gesetzlichen 
Maßnahmen gegen spezifische Formen des arbeitge-
berseitigen Mobbings, die eine Verhinderung der 
Gründung von Betriebsräten oder die Ausübung be-
trieblicher Mitbestimmung zu verhindern. Dies wäre 
nach meiner Einschätzung eine überflüssige Übersi-
cherung. Zum einen besteht insoweit ein ausreichen-
der betriebsverfassungsrechtlicher Schutz. Zum an-
deren würde für die betroffenen Arbeitnehmer auch 
der allgemeine gesetzliche Mobbingschutz greifen. 
Von der Einführung einer mit Bußgeldverhängung 
und sonstigen Strafsanktionen bewehrten Anti-
Stress-Verordnung zu Einhaltung bereichsspezifi-
scher Prävention halte ich ebenfalls nichts. Die 
Pflicht des Arbeitgebers zur Mobbingprävention ist 
für „AGG-Fälle“ aktuell in § 12 Abs. 1 AGG geregelt. 
Insofern macht es Sinn und ist ausreichend, diese 
Verpflichtung in ein künftiges Gesetz zur Mobbing-
bekämpfung zu übertragen. 

Alle übrigen Vorschläge der beiden Bundestagsfrak-
tionen halte ich für diskussionswürdig. Bei dem von 
der Fraktion Die Linke angeregten Vorschlag, der 
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Bundesanstalt für Arbeit und Arbeitsschutz die Auf-
gabe der Erstellung eines jährlichen Mobbingreports 
zu übertragen, ist allerdings zur Vermeidung von 
Fehleinschätzungen zu beachten, dass bei der ent-
sprechenden Datenerhebung die für die Mobbing-
feststellung von der Rechtsprechung geforderten 
bzw. nach Erlass eines Gesetzes zur Mobbingbe-
kämpfung die hierfür von diesem geforderten Krite-
rien zugrunde gelegt werden und nicht lediglich auf 
ein subjektives Betroffenheitsgefühl der Befragten 
beschränkte Angaben. Überlegenswert wäre  in die-
sem Zusammenhang auch eine unter Wahrung des 
Datenschutzes bei der BAuA zu erfüllende statisti-
sche Meldepflicht von Gerichtsverfahren mit Mob-
bingbezug, die sich auf Streitgegenstand und Verfah-
rensergebnis bzw. die Beantwortung der Frage er-
streckt, ob ein Mobbingsachverhalt festgestellt 
wurde oder nicht. 

5. Fazit 

Insgesamt lässt sich ein unabweisbarer Bedarf für 
eine allgemeingültige Kodifizierung des Mob-
bingschutzes durch den Gesetzgeber feststellen. Die 
in der Justiz auf der Basis bestehender Rechtsnor-
men seit nahezu 20 Jahren in unterschiedlicher 
Weise angewendeten Mobbingschutzkonzeptionen 
und der im Jahr 2006 für Fälle des diskriminieren-
den Mobbings hinzugekommene spezialgesetzliche 
„Bereichs-Mobbingschutz“ des AGG haben zu einer 
Zersplitterung der Rechtsschutzlage bzw. Rechts-
schutzmöglichkeiten geführt. In der Frage der Mob-
bingbekämpfung darf es nicht bei bloßen Lippenbe-
kenntnissen der Politik bleiben. Der Staat muss bei 
der Gewährleistung seiner Rechts- und Werteord-

nung, in deren Mittelpunkt der Schutz der Men-
schenwürde steht, durch geeignete gesetzgeberische 
Maßnahmen menschenquälenden Verhaltensweisen 
wie Mobbing in unmissverständlicher Weise entge-
gentreten. In Bezug auf diese Rechtsgewährleistung, 
die auch entsprechende Rechtsschutzmöglichkeiten 
erfordert, ist es die Aufgabe des Gesetzgebers, Regeln 
aufzustellen, die zur effektiven Eindämmung von 
Mobbingpraktiken führen, wobei er die in den rich-
terrechtlichen Mobbingschutzkonzepten erkennbar 
gewordenen Defizite abstellen sollte. Der Gesetzge-
ber muss seine Bürgerinnen und Bürger beim Auf-
stellen von Mobbingschutzregeln auch gleich behan-
deln. An dieser Gleichbehandlung fehlt es spätestens 
seit Einführung des AGG mit dessen in § 3 Abs. 3 
auf die Fälle des diskriminierenden Mobbings be-
schränkten Reichweite. 

Mobbingfälle haben derzeit noch für die Betroffenen 
ein erhebliches Risiko der Herbeiführung von Recht-
losigkeit. Die Frage der Mobbingbekämpfung ist 
nicht nur eine Frage der Verteidigung des humanitä-
ren Wertesystems, sie ist auch eine Frage der Glaub-
würdigkeit des Rechtsstaats. Mobbing kann in 
schweren Fällen die gleichen Folgen haben wie eine 
gegen Leib und Leben gerichtete Straftat. Ein wirksa-
mer Mobbingschutz ist deshalb auch Voraussetzung 
für die persönliche Sicherheit der Bürger, die der 
Staat an jeder Stelle zu schützen hat. Der Schutz vor 
Mobbing ist eine die ordnungspolitischen Interessen 
des humanitären Rechtstaats ebenso wie die funda-
mentalen Lebensinteressen des Einzelnen berüh-
rende verfassungsrechtlich in Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG 
vorgegebene Wertschutzaufgabe. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 19(11)546 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Januar 2020 
19. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 27. Januar 2020 zum 

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne Ferschl, Doris Achelwilm, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Betroffene von Mobbing im Arbeitsleben besser schützen - BT-Drucksache 19/16480 

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Katja Keul, Anja Hajduk, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Beschäftigte vor Mobbing am Arbeitsplatz schützen - BT-Drucksache 19/6128 

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

Zusammenfassung 

Die Arbeitszufriedenheit in Deutschland ist weit 
überdurchschnittlich. Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
arbeiten – unter Einbeziehung der Betriebs- und / o-
der Personalräte – vertrauensvoll zusammen. In den 
Betrieben herrscht ein durch gegenseitigen Respekt 
geprägtes Arbeitsumfeld. Die deutschen Arbeitsbe-
ziehungen sind durchweg angemessen und gut gere-
gelt.  

Schon aus diesem Grund überraschen die Anträge 
der Fraktionen von Bündnis 90 / Die Grünen und 
der Fraktion Die Linke, die sich jenseits jeder be-
trieblichen Wirklichkeit mit den Themen „Beschäf-
tigte vor „Mobbing“ am Arbeitsplatz schützen“ und 
„Betroffene von „Mobbing“ im Arbeitsleben besser 
schützen“ befassen. Hier wird ein Problem aufgeru-
fen, das in der betrieblichen Praxis keine zentrale 
Rolle spielt. Die Ausweitungen und Verschärfungen 
sowie neue gesetzliche Regelungen, die in den An-
trägen angedacht werden, lassen vielmehr befürch-
ten, dass der Betriebsfrieden nachhaltig gestört und 
die vertrauensvolle Zusammenarbeit von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern in Frage gestellt wird.  

Das gilt ganz besonders vor dem Pseudoargument, 
den Begriff des „Mobbing“ gesetzlich regeln zu wol-
len. Der Begriff des „Mobbing“ ist ein Kunstbegriff, 
der arbeitsrechtlich nicht zu fassen ist. Ebenso wie 
die nicht hilfreichen Definitionsversuche von psy-
chischen Belastungen in dem Entwurf einer soge-
nannten „Anti-Stress-Verordnung“ würde der Ver-
such, „Mobbing“ zu definieren scheitern. Der Ge-
setzgeber tut gut daran, solche Versuche gar nicht 
erst zu beginnen. 

Schon gar nicht erkennbar ist, in wieweit Fragen des 
Arbeitsschutzes und der Gesundheit Auswirkungen 
auf die Gründung von Personal- vor allem aber Be-
triebsräten haben sollen. Schon die Verknüpfung ei-
nes Wortes wie „Bossing“ mit der vermeintlichen 
Behinderung der Gründung von Betriebsräten oder 
der Ausübung der betrieblichen Mitbestimmung er-
schließt sich nicht. Offenbar soll der Umstand, dass 
die Diagnosehäufigkeit (nicht aber die Häufigkeit der 
Erkrankung) von psychosozialen Problemen bei ein-
zelnen Arbeitnehmern zugenommen hat, als Ein-
fallstor genutzt werden, langgehegte Wünsche zur 
Ausweitung des Betriebsverfassungsgesetzes zu nut-
zen. 

Ebenso Fremdkörper im Arbeitsrecht sind einseitig 
formulierte Ansprüche von Beschäftigten, ihre Ar-
beit widerrechtlich ohne Verlust des Arbeitsentgelts 
einzustellen. Dies wäre ein systemfremder Eingriff in 
die arbeitsrechtlichen Austauschbeziehungen. Schon 
heute kann der Arbeitnehmer, wenn offensichtlich 
rechtswidrige oder rechtsmissbräuchliche Handlun-
gen des Arbeitgebers in Rede stehen, ein Zurückbe-
haltungsrecht geltend machen. Schon lange gilt dar-
über hinaus ein arbeitsrechtliches Maßregelungsver-
bot, das keiner Ausdehnung zugänglich ist, ohne die 
grundsätzliche Verteilung von Darlegungs- und Be-
weislast im Zivilrecht zu gefährden. 

Im Einzelnen 

Dem Ausschuss liegen im Rahmen seiner öffentli-
chen Anhörung am Montag, dem 27. Januar 2020 
zwei Anträge vor. Beide Anträge fordern jeweils ei-
nen Gesetzentwurf zum Schutz von Arbeitnehmern 
vor „Mobbing“. Darüber hinaus sehen beide Anträge 
noch unterschiedliche Ergänzungen und Erweiterun-
gen in anderen Gesetzen vor. 
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Der Antrag „Betroffene von Mobbing im Arbeitsle-
ben besser schützen“ der Fraktion DIE LINKE  
(BT-Drs. 19/16480) 

und 

Der Antrag „Beschäftigte vor Mobbing am Arbeits-
platz schützen“ der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN  
(BT-Drs. 19/6128). 

1) Eine Ergänzung des ArbSchG ist unnötig. Der 
Begriff der Gesundheit in § 1 Abs. 1 Satz 1 Arb-
SchG orientiert sich bereits an dem Gesund-
heitsbegriff der WHO (vgl. BT-Drucks. 12/6752, 
61). Durch diese Definition ist das physische 
wie das psychische Wohlbefinden für Arbeit-
nehmer vom Gesetz umfasst. Auch die gefor-
derte Konkretisierung der Schutzmaßnahmen 
des Arbeitgebers ist deshalb nicht geboten. Die 
Einsicht, dass Konflikte am Arbeitsplatz eine be-
sondere Gesundheitsgefährdung sein können, 
teilen Arbeitgeber. Vorbeugende Maßnahmen 
dazu werden daher schon heute getroffen. 

2) Auch sog. „psychosozialer Stress“ kann eine Ur-
sache für eine Gesundheitsgefährdung iSd. Arb-
SchG darstellen. Durch die Änderung des Arb-
SchG vom 19. Oktober 2013 wurde in § 5 Abs. 3 
Nr. 6 ArbSchG klargestellt, dass „psychische Be-
lastungen bei der Arbeit“ im Rahmen der Ge-
fährdungsbeurteilung zu untersuchen sind und 
erforderliche Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
ergriffen werden müssen (vgl. BGBl. I, 3836, Art. 
8). Darunter können Ursachen des sog. „psycho-
sozialen Stress“ subsumiert werden.  

3) Die Bußgeldvorschriften des § 25 ArbSchG sind 
ausreichend und rechtsdogmatisch geboten. Zu 
beachten ist bei einer Ordnungswidrigkeit stets 
der (potentielle) Schaden, der aus einer Zuwi-
derhandlung resultieren kann. Die Ahndung der 
Verwirklichung eines solchen Schadens muss 
für alle gleichermaßen gelten, unabhängig vom 
Schädiger. Dieses Prinzip durchzieht alle Buß-
geldvorschriften vom Straßenverkehr über den 
Ladenschluss bis zum Tierschutz. 

4) Das Wort „beharrlich“ in § 26 Abs. 1 ArbSchG 
stellt den Grundsatz dar, dass das Strafrecht le-
diglich ultima ratio sein soll. Erst nach mehrma-
liger, absichtlicher Verletzung von Bußgeldvor-
schriften soll diese Handlung dem Strafrecht un-
terfallen. Es besteht kein Anlass von diesem 
rechtsstaatlich gebotenen Grundsatz abzuwei-
chen. 

5) Die Schaffung eines neuen Gesetzes zu „Mob-
bing“ ist eine bürokratische Wiederholung be-
stehender Vorschriften. Schon beim AGG hat 
sich gezeigt, dass sich viele offene Rechtsfragen 
und Auslegungsschwierigkeiten ergeben. Eine 
so weite Begrifflichkeit wie „Mobbing“ in Geset-
zesform rechtssicher zu fassen, ist nicht mög-
lich. Somit könnten Instrumente wie ein Be-
schwerderecht (vgl. § 13 AGG), ein Leistungs-
verweigerungsrecht (vgl. § 14 AGG) und ein 
Maßregelungsverbot (vgl. § 16 AGG) sowie di-

verse Vermutungsregelungen des AGG nicht zu-
friedenstellend wirken. Für Verletzungen des 
Persönlichkeitsrechts durch beleidigende oder 
entwürdigende Handlungen (die dann unter 
dem Begriff „Mobbing“ zusammengefasst wer-
den), bestehen bereits heute Ansprüche nach 
dem BGB. 

6) Die Vorgaben des ArbSchG und des BetrVG sind 
schon heute ausreichend, um einen umfassen-
den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer zu ge-
währleisten. Zusätzliche gesetzliche Regelungen 
verursachen in diesen Fällen lediglich bürokra-
tischen Aufwand sowie Rechtsunsicherheit. 
Über die gesetzlichen Pflichten hinaus spielt be-
triebliches Gesundheitsmanagement für Unter-
nehmen bereits eine große Rolle.  

7) Des Weiteren werden konkrete Maßnahmen und 
Handlungsleitfäden zur Umsetzung der Gefähr-
dungsbeurteilung Psychischer Belastung bereits 
erfolgreich im Rahmen der Gemeinsamen Deut-
schen Arbeitsschutzstrategie (GDA) herausgege-
ben und umgesetzt. Auch die Sozialpartner be-
teiligen sich aktiv. Die Empfehlungen der GDA 
werden von beiden Sozialpartnern unterstützt. 
Entsprechend ihrer „Empfehlungen zur Umset-
zung der Gefährdungsbeurteilung psychischer 
Belastung“ sind insbesondere auch die sozialen 
Beziehungen am Arbeitsplatz zu berücksichti-
gen, welche u. a. Gefährdungen durch „Mob-
bing“, „Bullying“ und „Bossing“ abdecken. 

8) Mit § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG unterliegt das 
„Verhalten der Arbeitnehmer im Betrieb“ bereits 
der Mitbestimmung des Betriebsrates (BR). Da-
mit ist u. a. auch das betriebliche Zusammenle-
ben gemeint. Auch im Bereich des Gesundheits-
schutzes verfügt der Betriebsrat über ein echtes 
Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 Be-
trVG. Hier wird auf die Ausführungen zum Ge-
sundheitsschutz im Zusammenhang mit dem 
ArbSchG verwiesen (s.o.). Gemäß § 80 Abs. 1 
Nr. 1 BetrVG gehört es bereits heute zu den Auf-
gaben (und damit auch zu den Befugnissen) des 
Betriebsrats, darüber zu wachen, dass zugunsten 
der Arbeitnehmer geltende Gesetze eingehalten 
werden. Dazu gehören auch die Vorschriften des 
ArbSchG. 

9) Schon heute ist in § 119 BetrVG jede Art von ne-
gativer Einflussnahme auf die Arbeit oder Wahl 
des Betriebsrates strafrechtlich bewehrt. 
Dadurch wird das Recht der Arbeitnehmer auf 
Vertretung und Mitbestimmung innerhalb des 
Betriebes umfassend geschützt.  

10) Eine klare kausale Zuordnung von psychischen 
Erkrankungen auf das Berufsleben ist nicht mög-
lich. Psychische Erkrankungen entstehen aus ei-
nem Zusammenspiel der Biologie (z. B. geneti-
scher Veranlagungen), sozialen Faktoren (z. B. 
elterlicher Erziehung), unserer Psyche (z. B. Be-
wältigungsstrategien bei Konflikten) und starken 
Stressfaktoren (z. B. einem schweren Unfall). 
Arbeit ist niemals alleinige Ursache für eine 
psychische Erkrankung (Windemuth, Manage-
ment von Sicherheit und Gesundheit bei der Ar-
beit, 2014, S. 145-158). 
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